
Der sachliche Streitpunkt zwi-
schen CDU und CSU ist be-

ziehungsweise war die Frage:
Sollen wir Ausländer, die in
einem anderen EU-Land als
Asylsucher registriert sind, her-
einlassen, um sie anschließend
in das entsprechende EU-Land
rückzuführen, oder sollen wir
sie gar nicht erst hereinlassen?
Die zweite Methode hätte den
Vorteil, dass wir nicht vom
Wohlwollen der entsprechen-
den EU-Partnerländer abhängig
wären, aber auf die erste hat
sich die Union faktisch geeinigt. 

De jure sollen die Asylsucher
zwar nicht deutschen Boden be-
treten, da die für sie nun ge-
planten Transitzentren auf
exterritorialem Boden errichtet
werden sollen, aber faktisch
gehen sie damit in die Obhut
der Bundesrepublik über. Sei-
tens der SPD gibt es bereits 
Signale, dass diese Zentren aus
humanitären Gründen nicht
eingezäunt werden dürften,
und die Frage ihrer Bewachung
ist auch nicht geklärt. Wir wer-
den also zusätzliche Immigran-
ten bekommen, deren einziges
Spezifikum darin besteht, dass
sie kurzfristig an der Grenze un-
tergebracht sind.

Der entscheidende Punkt ist,
dass mit der Aufnahme in diese
Zentren die Gelegenheit zur Zu-
rückweisung faktisch verpasst
ist. Unverhohlen sagt Merkel:
„Wir werden genau das jetzt
tun: einmal in Deutschland
Transitzentren einrichten. Und
von dort aus in Absprache mit
anderen, insbesondere mit den
Ländern, aus denen Asylbewer-
ber kommen, und in denen sie
schon registriert sind, Rücküber-
führungen vornehmen.“ Dass
die Länder, aus denen die mei-
sten Asylbewerber kommen, an
derartigen Absprachen nicht in-
teressiert sind, dürfte sich in-
zwischen herumgesprochen
haben.

Formal ist für diesen Fall zwar
vorgesehen, dass dann eine „Zu-
rückweisung an der deutsch-
österreichischen Grenze“ er-
folgt, aber dieses ausdrücklich
„auf Grundlage einer Vereinba-
rung mit der Republik Öster-
reich“. Doch gibt es keinen
vernünftigen Grund, warum
Österreich eine derartige Ver-
einbarung mit seinem bundes-
deutschen Nachbarn  eingehen
sollte, wo doch seine Nachbarn
Tschechische Republik, Ungarn
und vor allem Italien mehr als
deutlich gemacht haben, dass
sie an einer Rücknahme von bei
ihnen registrierten Asylsuchern
nicht interessiert sind. Österreich
würde sich mit einer derartigen
Vereinbarung die gegenwärti-
gen Probleme der Bundesrepu-
blik freiwillig zu eigen machen.
Das kann keiner von der Alpen-
republik erwarten. So werden
die Transitzentren im Ergebnis
wohl nichts anderes sein als An-
kerzentren an der Grenze zu
Österreich.

MANUEL RUOFF:

Sieg Merkels

Die Schlacht ist geschlagen
Einigung zwischen Merkel und See hofer über die Immigrationspolitik

Die Schlacht ist geschlagen, der
Kampf beendet. In letzter Minute 
– aktuell könnte man in der bei Po-
litikern beliebten Fußball-Sprache
sagen, in der Nachspielzeit – haben
sich Kanzlerin Angela Merkel und
Innenminister Horst See hofer über
die Immi grationspolitik geeinigt.

Und mit ihnen CDU und CSU,
denen die beiden Kontrahenten
vorsitzen. Es ist ein Friede geschlos-
sen, der allerdings die Zustimmung
der SPD braucht, die sicher noch
ein Haar in der Suppe finden wird.
Wer sich in der Sache durchge-

setzt hat, wird in dem verzweifel-
ten Versuch von CDU-Granden
sichtbar, das Ergebnis als etwas
hinzustellen, was die CDU ohne-
hin die ganze Zeit gewollt hätte.
Gemessen an dem Getöse, das der
Einigung vorausgegangen ist, er-
scheint ihr Inhalt in überraschen-
der Normalität. So können Leute

ohne Einreiseberechtigung an der
Grenze abgewiesen werden – was
denn sonst? Damit wird geltendes
EU-Recht vollzogen, gemäß dem
ein Bewerber sein Asylverfahren
nur in dem für ihn zuständigen
Land und nicht in einem seiner
Wahl betreiben kann.
Zum Vollzug

dieser Regel wer-
den an den Gren-
zen Transitzentren
eingerichtet, die
jedenfalls in ihrer
Wirkung ein exter-
ritoriales Gebiet
darstellen, das heißt, dass ihr Betre-
ten nicht als Einreise gilt, die man
nur mit erheblichem zeitlichen, ju-
ristischen und verwaltungstechni-
schen Aufwand rückgängig machen
kann. Ein dritter Punkt regelt die
Fälle, in denen ein zuständiges
Land sich der Rücknahme eines Mi-
granten widersetzt. Solche Situatio-

nen werden durch ein eigenes Ab-
kommen mit Österreich bereinigt.
Von Vorbehalten aus den Reihen

des Koalitionspartners SPD abgese-
hen, bildet Österreich in dem Kon-
zept noch eine gewisse Unsicher-
heit. Merkel hat stets betont, eine
Regelung dürfe nicht „zu Lasten

Dritter“ getroffen
werden, aber ge -
nau das droht hier.
In einer gemein-

samen Erklärung
des österreichi-
schen Bundes-
kanzlers Sebasti-

an Kurz, seines Vize Heinz-Chri-
stian Strache und des Innenmini-
sters Herbert Kickl heißt es: „Sollte
diese Einigung so zur deutschen
Regierungsposition werden, sehen
wir uns dazu veranlasst, Hand lun-
gen zu setzen, um Nachteile für
Österreich und seine Bevölkerung
abzuwenden.“

Die Einigung zwischen Merkel
und Seehofer hat also die Kuh kei-
neswegs vom Eis geschafft, viel-
mehr stehen nun Verhandlungen
mit Österreich über die Frage an,
wie man die beiderseitigen und
teils zuwiderlaufenden Interessen
aus gleichen kann. Österreich tritt
hier als Verhandlungspartner des-
halb in den Vordergrund, weil die
für Deutschland wirksame Zuwan-
derung zum größten Teil über die
österreichisch-bayerische Gren ze
erfolgt.
Andererseits stellt sich genau

diese Schwierigkeit für Österreich
auch an der ita lienischen Grenze,
hauptsächlich am vielbefahrenen
Brenner und in zunehmendem
Maß an der Grenze der Steiermark
und Kärntens zu Slowenien, an der
der sich wieder erheblich verbrei-
ternde Strom von Asylsuchern
über den Balkan ankommt.

Florian Stumfall
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Die Änderungen am Grenzregime halten sich in Grenzen: Der deutsch-österreichische Übergang Walserberg

Das frühe Aus der deutschen
Nationalmannschaft bei der
Fußball-Weltmeisterschaft

in Russland kann man mit der po-
litischen Situation des Landes ver-
gleichen. Es passt zur angespann-
ten Stimmung, die seit 2015 in
Deutschland herrscht, in der An-
gela Merkel die „Flüchtlingskanz-
lerin“ wurde. Die Massen von
Asylsuchern im eigenen Land ha -
ben Abstiegsängste und andere
Ängste beflügelt. Auch die Bilder
von Özil und Gündogan mit
„ihrem Präsidenten“ Erdogan pass-
ten zu dieser angespannten Stim-
mung und brachten die unvoll-
endete Integration auch von an-
geblichen Vorzeigeausländern wie-
der an die Oberfläche. 

Nach diesen Bildern begann die
Niederlagenserie der deutschen
Mannschaft, die sich nach einer
zuvor zwei Jahre andauernden Sie-
gesserie dann bei der WM fortge-
setzt hat. Özil und Khedira liefen
anstatt nach vorne nur noch quer
zum Tor. Ihr Streik auf dem Spiel-
feld wirkte ansteckend auf die
Mannschaft. Anstatt Freunde spiel-
ten Fremde auf dem Platz. 
Im Land gab es 2018 erstmals in

der deutschen Fußballgeschichte
keine Identifikation der Nation mit
der Nationalmannschaft. Daran
waren allerdings nicht nur Özil
und Gündogan Schuld. Angesichts
von Mordserien von jungen Asyl-
bewerbern an Kindern fällt es vie-
len Menschen immer schwerer,

sich mit einem Land zu identifizie-
ren, das so etwas ermöglicht hat.
Die verlorene WM ist in gewis-

ser Weise ein Spiegelbild, wie es
im Land läuft. Jogi Löw erinnert an
die Große Koalition. Er wollte wie
diese mit derselben Mannschaft

und demselben Programm wie
2014 Weltmeister werden – und ist
gescheitert. Auch er tut sich
schwer mit Typen, die nicht ins 
System passen. Spieler wie Sané,
Götze, Kruse oder Wagner hat er
erst gar nicht mitgenommen, dafür

aber Nieten wie Özil, Gündogan,
Khedira oder Müller, die schon seit
Jahren ihrer Form hinterherliefen.
Merkel hat die einzigen Politiker
vertrieben, die noch ein Ohr am
Volk haben: Merz, Bosbach – und
jetzt um ein Haar auch Seehofer.
Die Bundeskanzlerin und der

Bundestrainer haben vieles ge-
meinsam, nicht nur, dass beide fast
ebenso lang im Amt sind – Löw hat
sogar angekündigt, Bundestrainer
bleiben zu wollen. Beide sind da -
für bekannt, auch unter Stress ihre
Beherrschung nicht zu verlieren.
Beide gelten als stur, Fehler einzu-
gestehen fällt beiden nicht leicht.
Beiden gelingt ein Neuanfang oder
ein Kurswechsel schwer. Beide
sind nun angezählt. „Wir schaffen

das“ kann es für keinen der beiden
mehr geben. Merkel hat sich mit
den Asylsuchern übernommen,
ohne es sich und ihrer Partei ein-
zugestehen, für Löw war die WM
in Russland eine Nummer zu groß.
Ein „Weiter so“ kann es jetzt

weder im Fußball noch in der Poli-
tik geben, sonst stellen sich beide
ins Abseits oder müssen sogar vom
Platz. Löw und Merkel haben
schwere Fehler gemacht, beide
sind nicht alternativlos. Beide
haben die Zeichen der Zeit nicht
verstanden, Merkel das historisch
schlechte Wahlergebnis von 2017
und Löw die Pfiffe der Zuschauer.
In seinem Scheitern sehen viele
auch das Omen für ein Scheitern
der Kanzlerin. Bodo Bost

Löw und Merkel
hören die Pfiffe nicht
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Zwei, die im Abseits stehen
Bundestrainer und Bundeskanzlerin haben vieles gemeinsam – WM-Aus als Symbol der Krise in Deutschland
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Die Kluft zwischen dem Iran und
seinen arabischen Nachbarn wird
von einem einzigen Land über-
brückt: Katar. Das Emirat strebt
die Nato-Mitgliedschaft an, wäh-
rend Saudi-Arabien mit Israels
Hilfe Atombomben bauen will.

Katar begibt sich in eine Außen-
seiterrolle unter seinen arabi-
schen Nachbarn und auch gegen-
über den USA, die in Saudi-Ara-
bien ihren stärksten und wichtigs-
ten Verbündeten in dieser Region
haben. Umso mehr muss erstau-
nen, dass Katar mit dem Gedan-
ken spielt, der NATO beizutreten. 

In diesem Sinne zitierte „The
Business Times“ den katarischen
Vizepremier und Verteidigungs-
minister, Khalid bin Mohammad
al-Attiyah. „Diese Zusammenar-
beit entwickelt sich von Tag zu
Tag und kann zur Stationierung
einer Abteilung oder eines Son -
derzentrums der NATO auf dem
Territorium von Katar führen“, so
der Minister. Im Falle, dass die
NATO einer Erweiterung erwäge,
strebe Katar sogar die volle Mit-
gliedschaft an. 

Dass der ganze Vorgang nichts
mit einer mathematischen Glei-
chung gemein hat, zeigt auch der
gleichzeitige Plan der Katari, in
Russland das weithin begehrte
Luftabwehrsystem „S-400“ zu er-
werben, das zum Verdruss der
USA auch schon der NATO-Part-
ner Türkei gekauft hat. Der
Wunsch Katars, die „S-400“ zu er-
werben, hat bereits zu einer di-
plomatischen Demarche der Sau-
dis in Paris geführt. 

König Salman bin Abd al-Aziz
as Saud bat kürzlich den französi-
schen Premier Emmanuel Ma-
cron, auf die Katari Druck auszu-
üben, damit diese vom Kauf der
russischen Luftabwehr absähen.
Käme es dazu, so Salman weiter,
„wäre das Königreich bereit, alle
notwendigen Maßnahmen zu er-
greifen, um dieses Verteidigungs-
system auch durch militärische
Aktionen zu verhindern“. Die
Saudis legen damit dieselbe Rük-
ksichtslosigkeit an den Tag wie
die Israelis auch wegen der „S-
400“ den Syrern gegenüber.

Dass sich der saudische König
an Frankreich wendet, kommt

nicht von ungefähr. Die beiden
Länder verbindet eine enge mili-
tärische Zusammenarbeit. Nach-
dem Saudi-Arabien mit dem
Krieg, den es im benachbarten Je-
men führt, nicht recht weiterkam,
hat Paris französische Spezialein-
heiten in den Jemen geschickt, die
für die Saudis die Kastanien aus
dem Feuer holen sollen. Dies be-
richtete der „Figaro“ unter Beru-
fung auf zwei verschiedene Quel-
len. 

Die französischen Elitesoldaten
kommen aus ihrer Basis in den
Vereinigten Arabischen Emiraten.
Das Verteidigungsministerium in
Paris schweigt zu dem Vorgang,
wie immer, wenn es sich um Ope-
rationen von Spezialeinheiten
handelt. 

Während aber Saudi-Arabien
dem Nachbarn Katar mit militäri-
scher Pression droht, falls dieser
die russischen „S-400“ kaufen
sollte, kauft Riad selbst ebendie-
ses System von Moskau. Der sau-
dische Botschafter in Moskau,
Raid bin Khalid Khrimli, bestätig-
te: „Wir erwarten einen positiven
Verlauf der Verhandlungen zu

dieser Vereinbarung. Die Fachleu-
te müssen ihre Gespräche ab-
schließen. Bis es soweit ist, kön-
nen wir kein Datum für den Ab-
schluss der Verhandlungen nen-
nen, doch sie verlaufen sehr er-
folgreich.“ Dem Vernehmen nach
geht es nur noch um technische
Einzelheiten, im Grundsatz
scheint man sich einig zu sein.

Gleichzeitig hält Saudi-Arabien
seine Dauerpropaganda gegen
den Iran aufrecht, wonach dieser
nach Atomwaffen strebe. Doch
damit nicht genug. Im Bewusst-
sein der bedingungslosen Rü-
ckendeckung, die das Land durch
die USA genießt, hat Riad Kontak-
te mit Israel aufgenommen, um
von dort technische Kenntnisse
für den Bau eigener Atomwaffen
zu erwerben. Informationen da-
rüber wurden durch den strategi-
schen Unternehmensberater und
Analysten der israelischen Nukle-
arpolitik beim Unternehmen „Is-
rael Homeland Security“ (i-HLS),
Amit Dor-On, bekannt. 

Die wahrscheinliche Förderung
eines Atomwaffenprogramms der
Saudis durch Israel sei ein letzter

Hinweis auf die geopolitische An-
näherung von Riad und Tel Aviv.
Darüber hinaus erklärte der sau-
dische Kronprinz und faktische
Machthaber, Mohammad bin Sal-
man, dem US-Sender CBS: „Sau-
di-Arabien strebt nicht nach
Atombomben, aber wenn der Iran
eine Atombombe entwickelt, wer-
den wir diesem Beispiel zweifel-
los so bald wie möglich folgen.“
Was die Vorwürfe an Teheran als
notwendigen Vorwand unver-
zichtbar macht.

Auch der israelische Botschaf-
ter in Ägypten, David Govin, be-
stätigt diese Entwicklung: „Wir be-
obachten eine Veränderung bei
den arabischen Staaten bezüglich
des Umgangs mit Israel. Saudi-
Arabien wird nicht länger als
Feind wahrgenommen, sondern
als Partner für eine neue und bes-
sere Realität in der Region. Dass
der saudische Kronprinz die
ägyptische und israelische Vision
von Stabilität und wirtschaftlicher
Entwicklung teilt, ist ein wichti-
ger Meilenstein.“

Tatsächlich geht es den Saudis
aber nicht um wichtige Meilen-

steine, sondern darum, eine poli-
tische Koalition gegen den Iran zu
schmieden. 

So schließen also die arabischen
Golfstaaten mit Ausnahme Katars
mit Israel zusammen, um gegen
den Iran Front zu machen. Dabei
haben sie die Rückendeckung aus
den USA. Doch ausgerechnet Ka-
tar will Mitglied der NATO wer-
den. Diese hat neue Mitglieder
bislang nur mit weniger Schwie-
rigkeiten aufgenommen.

Was aber Katar angeht, so ist
das Land eine Halbinsel mit einer
60 Kilometer langen Grenze zu
Saudi-Arabien. Diese aber wollen
die Saudis zu einer Insel machen.
Man hat in Riad beschlossen, an
der 60 Kilometer langen gemein-
samen Grenze einen 200 Meter
breiten und zehn bis 15 Meter tie-
fen Kanal zu bauen, der den un-
geliebten Nachbarn vom asiati-
schen Festland weitgehend ab-
schneiden würde. 

Für Katar wäre dies sicher un-
bequem, aber es käme so dem
gegenüberliegenden Iran jeden-
falls politisch noch näher.

Florian Stumfall
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Mercosur kommt
nicht in Gang

Brüssel – Die Verhandlungen zwi-
schen der Europäischen Union
und den südamerikanischen Staa-
ten vom Gemeinsamen Markt des
Südens (Mercosur) über den Ab-
schluss eines Freihandelsabkom-
mens stocken wieder nach sechs
Dialogrunden in diesem Jahr. Der-
zeit hat der Mercosur lediglich
vier Vollmitglieder: Argentinien,
Brasilien, Paraguay und Uruguay.
In der EU warnen unter anderem
die französischen und österreichi-
schen Bauernvertreter davor, den
Druck auf die Landwirte durch
Billigimporte aus Südamerika
weiter zu erhöhen. Gegen die
Interessen der französischen Bau-
ern wagt Präsident Emmanuel
Macron nichts zu unternehmen.
Die Gewerkschaftsbewegungen
beider Blöcke sowie Politiker und
Analysten wenden sich dagegen,
eines der größten Freihandelsab-
kommen der Welt abzuschließen,
ohne die Folgen speziell für die
weniger entwickelten Länder auf
beiden Seiten des Atlantiks abzu-
schätzen. Sie fordern einen ge-
mischten Begleitausschuss für
den Bereich „Soziales und Ar-
beit“, um in der Endphase der
Verhandlungen die Beteiligung
der Gesellschaft zu ermöglichen.
Völlig zwecklos erscheint daher
zurzeit auch der Appell der deut-
schen Industrie an die Berliner
Bundesregierung, auf einen ra-
schen Abschluss mit dem Merco-
sur zu drängen. D. Jestrzemski

Seit 1973 überwiegen in
Deutschland die Todesfälle
die Zahl der Geburten. Seit

2015 ist dies auch in der gesamten
Europäischen Union der Fall, ob-
wohl es noch einige Länder wie
Frankreich oder Irland mit Ge-
burtenüberschüssen gibt. Die Be-
völkerung der EU wächst nur
noch dank Immigration. In man-
chen Staaten wie Österreich seit
1990 sogar um 15 Prozent.

Die politische „Wende“ in Ost-
europa hat innerhalb von 25 Jah-
ren die demografischen Verhält-
nisse auf dem alten Kontinent
maßgeblich verändert. Die Gebur-
tenraten haben sich in Ost- und
Westeuropa weitgehend auf nie-
drigem Niveau angeglichen. Wäh-
rend die Bevölkerung in Westeu-
ropa durch Immigration deutlich
wächst, sinken die Einwohnerzah-
len in Osteuropa dramatisch. 

Für die neue Ausgabe des „Eu-
ropean Demographic Data Sheet“
analysierten Wissenschaftler der
Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) und des
Wiener Wittgenstein Center die
Bevölkerungsentwicklung in Eu-
ropa zwischen 1990 und 2017. Die
aus Geburten und Todesfällen re-
sultierende Geburtenrate be-

stimmt immer weniger die Bevöl-
kerungsentwicklung, dagegen hat
das demografische Gewicht der
aus Ab- und Zuwanderung zu-
sammengesetzten Migration deut-
lich zugenommen.

Die beiden Extrempole in Euro-
pa sind dabei Irland mit einem
natürlichen Bevölkerungswachs-
tum von 36 Prozent und Bosnien-
Herzegowina mit einem migra-
tions- und kriegsverursachten Be-
völkerungsrückgang von 22 Pro-
zent. Das Land mit dem zweit -
höchsten Bevölkerungsanstieg,
die Schweiz mit einem Plus von
26 Prozent, verdankt dies vor al-
lem seiner hohen Immigration, ei-
ne Folge der hohen Wirtschafts-
kraft der Alpenrepublik. 

Norwegen, das mit plus 24 Pro-
zent den dritten Platz einnimmt,
verdankt sein Bevölkerungs-
wachstum ungefähr zu gleichen
Teilen der Immigration wie der
natürlichen Bevölkerungsent -
wick lung. Spanien, vierter Platz
mit plus 20 Prozent, verdankt die-
ses Wachstum fast ausschließlich
der Immigration. 

Nur Frankreich mit plus 18 Pro-
zent konnte seine Bevölkerung
noch zu größeren Teilen aus der
natürlichen Geburtenrate ver-

mehren als durch Immigration.
Alle weiteren Länder mit positi-
ven Bevölkerungsentwicklungen
wie Schweden mit plus 17 Pro-
zent oder Österreich liegen im
westeuropäischen Mittelfeld. Sie
verdanken ihren Bevölkerungsan-

stieg fast ausschließlich der Immi-
gration.

Etwas aus der Reihe schlägt
Deutschland: Einerseits ist es das
Land Westeuropas mit dem deut-
lichsten natürlichen Bevölke-
rungsrückgang – minus vier Pro-

zent – andererseits fällt der mi-
grationsbedingte Zuwachs – plus
neun Prozent – geringer aus als
in anderen westeuropäischen
Staaten, weil in demselben Zeit-
raum auch viele Deutsche ihrem
Land den Rücken gekehrt haben.
Insgesamt ergibt sich trotz Spit-
zenplatz in der Aufnahme von
Ausländern für Deutschland nur
ein Bevölkerungsanstieg von ins-
gesamt vier Prozent. 

Länder wie Bulgarien, Lett-
land, Litauen, Moldawien, Bos-
nien-Herzegowina und das Koso-
vo verzeichnen seit 1990 Rück -
gänge von über 20 Prozent der
Bevölkerung. Gleichzeitig wach-
sen in einigen dieser Länder, vor
allem in Bosnien und im Kosovo,
die muslimischen Bevölkerungs-
anteile rasant an. Zuwächse wur-
den demgegenüber nur in Slowe-
nien, der Slowakei und Tsche-
chien registriert. Sie betrugen je-
weils drei Prozent. 

Wanderungsbedingte Anstiege
gab es in Russland, Ungarn und
Serbien, weil diese Ländern ei-
nen großen Teil ihrer Minderhei-
ten in anderen Ländern nach
Hause geholt haben. Allerdings
wurden diese Bevölkerungsan-
stiege durch Rückgänge bei der

natürlichen Bevölkerungsent -
wicklung wieder wettgemacht.
Neben dem Wirtschaftswachs-
tum sind es die Wanderbewegun-
gen, die den Kontinent in zwei
Teile teilen. 

Die Europäische Union wuchs
seit Schaffung der Wirtschaftsge-
meinschaft im Jahr 1957, sie er-
reichte 2008 die 500-Millionen-
Marke und soll jetzt bei 513 Milli-
onen liegen. Dieser Anstieg war
in erster Linie Folge der Aufnah-
me von 22 neuen Mitgliedern.
Von 172 Millionen Einwohnern
im Jahr 1972 hat sich die EU-Be-
völkerung bis 2013 verdreifacht. 

Aufgrund weiter steigender Zu-
wanderung wird die EU-Bevölke-
rung weiter wachsen. Einen
Bruch wird freilich der Brexit mit
sich bringen: Im März 2019 wird
die EU-Bevölkerung schlagartig
um 13 Prozent von 515 auf 448
Millionen sinken. Dann bleibt die
500-Millionen-Marke bis weit
über das Jahr 2050 hinaus außer
Reichweite, selbst wenn der ge-
samte Balkan Aufnahme in die
EU finde. Mit der Aufnahme die-
ser bislang ärmsten Staaten Euro-
pas wird sich auch das Risiko
weiterer Nachahmer des Brexit
vergrößern. Bodo Bost

Orthodoxe in
USA rebellieren

Boston, New York – Laienvertreter
der als Erzdiözese Amerika zum
Ökumenischen Patriarchat von
Konstantinopel gehörenden grie-
chisch-orthodoxen Auslandskir-
che in den Vereinigten Staaten ha-
ben eine Unabhängigkeit von ih-
rer bisherigen Mutterkirche gefor-
dert. Die US-Tochterkirche ist
schon seit Langem bei Weitem
größer und mit Abstand reicher
als die historische Residualkirche
in der heutigen Türkei. Bei der
Vergabe von Ehrendoktoraten in
der kirchlichen Universität vom
Heiligen Kreuz in Boston forder-
ten Vertreter der sogenannten Ar-
chonten – der selbstbewusste Na-
me basiert auf einem Herrschafts-
titel im alten Griechenland –
wahlweise eine Loslösung vom
Patriarchat in Istanbul oder aber
dessen Übersiedlung nach New
York. Wie Evstathios Valiotis, ein
Wortführer der Bewegung, ver-
kündete, wolle man sich „als
mächtige orthodoxe Kirche nicht
von einer kleinen Gruppe Rest-
christen am Bosporus“ regieren
lassen. Als der von Istanbul er-
nannte amerikanische Erzbischof
später von einer Dienstreise nach
Griechenland in die USA zurück-
kehrte, wies er die Forderung der
Laienorganisation vehement zu-
rück: Man werde auch weiterhin
Teil des Patriarchats bleiben. Bei
einer inneramerikanischen Kir-
chenspaltung hätte er jedoch nicht
die besten Karten: Während das
Ökumenische Patriarchat allen-
falls eine kleine Stellschraube der
USA im Nahen Osten bildet, stel-
len seine bisherigen Untertanen in
den Vereinigten Staaten eine
wichtige Wähler- und Wahlspen-
dergruppe dar, die über eine nicht
zu unterschätzende politische und
damit auch juristische Macht ver-
fügt. Zur Erzdiözese Amerika zäh-
len die Nachfahren von Mitglie-
dern aller griechischen National-
kirchen, aber auch von Anhän-
gern verschiedener orthodoxer
Kirchen Ägyptens und der Levan-
te sowie einzelne Gruppen von
Albanern und Ukrainern. T.W.W.

MELDUNGEN

AKTUELL

Einsatz in der Wüste: Saudi-Arabien als auch das potenzielle NATO-Mitglied Katar liebäugeln mit Russlands Luftabwehr „S-400“

Massenandrang in Städten:
Straßenszene in London Bild: pa

Es wird eng auf dem Kontinent
Die Bevölkerung Europas wächst nur noch durch Immigration stark an – Deutschland fällt etwas aus der Reihe

Ein Kanal als Mauer
Neue machtpolitische Spielchen im Nahen Osten – Saudi-Arabien will sich von Halbinsel Katar abtrennen
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Wippe steht 
auf der Kippe

Berlin – Der Haushaltsausschuss
des Bundestags hat entschieden,
das Geld für den Bau des Denk-
mals für Freiheit und Einheit
nicht vor der Sommerpause frei-
zugeben. Damit verzögert sich der
Baubeginn des im Volksmund
„Einheitswippe“ genannten Denk-
mals, das in Erinnerung an die
friedliche Revolution von 1989/90
auf der Berliner Schlossfreiheit
errichtet werden soll, noch weiter.
Im Jahr 2007 vom Bundestag be-
schlossen, sollte es bereits 2013
auf dem Sockel des abgerissenen
Kaiser-Wilhelm-Denkmals errich-
tet werden. Immer wieder führten
Denkmalschützer und Gegner des
neuen Projekts Gründe vor, die
bewegliche Wippe zu verhindern.
Die jetzige Ablehnung der Gelder
geht auf die SPD zurück. Sie be-
gründete es damit, dass rechtliche
Fragen zum Grundstück noch
nicht geklärt seien. Sollte der
Denkmalbau noch weiter hinaus-
geschoben werden, würden die
Kosten weiter in die Höhe schie-
ßen, was das Ende des Projekts
bedeuten könnte. Ursprünglich
mit zehn Millionen Euro kalku-
liert, rechnet man inzwischen mit
17 Millionen Euro. tws

In gut einem Jahr finden in drei
mitteldeutschen Bundesländern
Landtagswahlen statt. Die AfD ist
dort mittlerweile so stark, dass ei-
ne traditionelle Regierungsbil-
dung fast unmöglich erscheint.
Dies verleitet die Herrschenden
zu grenzwertigen Methoden.

In Thüringen regiert der einzige
linke Ministerpräsident, Bodo Ra-
melow, mit knapper Mehrheit.
Doch die Zeichen stehen
schlecht. Sollte Ramelow einen
Blick auf die politischen Mei-
nungsumfragen werfen, dürfte
ihm angst und bange werden. Sei-
ne Koalition mit Grünen und SPD
hätte nach der jüngsten Insa-Um-
frage nur noch 42 Prozent der
Stimmen und damit rund vier
Punkte weniger als bei der Land-
tagswahl von 2014. 

Dabei liegt die Linke noch
leicht über ihrem Ergebnis von 
24 Prozent. Doch das Erstarken
der AfD, die derzeit rund 18 Pro-
zent wählen würden, sowie die
eklatante Schwäche der SPD
könnten Thüringen nahezu unre-
gierbar machen. Eine Mehrheit
von mehr als 50 Prozent der Stim-
men würden lediglich die CDU
und die Linkspartei zusammen-
bekommen. Doch dieses Bündnis
ist schwer vorstellbar. 

Um seine Regierung im Amt zu
halten, müsste Ramelow die FDP
hinzugewinnen, sofern diese in
den Landtag einzieht. Allerdings
gilt auch dieses Modell als un-
wahrscheinlich. Ebenso ist ein
Zusammenschluss von CDU, SPD,
Grüne und FDP kaum wahr-
scheinlich. Und so könnte es pas-
sieren, dass Ramelows Regierung
erst einmal geschäftsführend im
Amt bleibt. Denn ein Ministerprä-
sident kann erst dann abgewählt
werden, wenn ein anderer Kandi-
dat eine parlamentarische Mehr-
heit bekommt.

Ramelow schafft daher schon
mal Fakten und möchte einen
Doppelhaushalt für die Jahre
2019 und 2020 verabschieden las-
sen. Die Entscheidung, mit einer
alten Mehrheit einen Haushalt zu
beschließen, über den eigentlich
ein neuer Landtag abstimmen
müsste, sei „aus staatspolitischer

Verantwortung“ geboren, erklärte
der Regierungschef gegenüber
der Tageszeitung „Die Welt“.

Die Pläne der rot-rot-grünen
Mehrheit stoßen auf Widerstand
bei der Opposition. Ramelows
Vorhaben „wäre ein Bruch mit der
aus gutem Grund gelebten Praxis
der parlamentarischen Demokra-
tie und verstößt mit großer Wahr-
scheinlichkeit auch gegen die Ver-
fassung“, kritisiert CDU-Frak-
tionschef Mike Mohring. Es sei
„skandalös, dass der Landtag ei-
nen Haushalt beschließen soll,
der nicht etwa Legislaturperioden
übergreift, sondern gar nicht
mehr für die laufende Legislatur-
periode gilt“.

Doch die Person Mohring zeigt,
in welchem Dilemma sich auch
die Union befindet. In Thüringen
liegt sie in den Umfragen stabil
auf Platz eins, in Sachsen führt sie
derzeit vor der AfD, und in Bran-
denburg liegen CDU, SPD und
AfD nahezu gleichauf. Ein Bünd-
nis mit der Rechtspartei würde
der CDU zumindest in Thüringen

und in Sachsen eine parlamenta-
rische Mehrheit sichern, in Bran-
denburg würde derzeit nicht viel
dazu fehlen.

Mohring hat sich nach dem
AfD-Landtagseinzug 2014 mode-
rat über die Konkurrenz geäußert
und Koalitionen irgendwann ein-
mal in Aussicht gestellt. Doch aus
dem Konrad-Adenauer-Haus wur-
de er zurückgepfiffen. Seitdem
hält er sich an die offizielle Partei-
linie. Zugute kommt ihm die Tat-
sache, dass an der Spitze der Lan-
des-AfD Björn Höcke steht, den
selbst in seiner eigenen Partei vie-
le lieber nicht in Regierungsver-
antwortung sehen würden. „Mit
einem Extremisten wie ihm kann
es keine Gespräche über eine ge-
meinsame Koalition geben“, sagte
Mohring. 

Anders ist die Lage im Land
Brandenburg. Auch dort versucht
Ministerpräsident Dietmar Woid-
ke, mit einem Doppelhaushalt sei-
ne Macht zu sichern. Doch hier
gibt sich die CDU deutlich kon-
servativer. „Wenn ich mit allen

Parteien ins Gespräch komme,
dann macht es sich relativ
schlecht, wenn ich gleichzeitig et-
was ausschließe“, erklärte der
Landesvorsitzende Ingo Senftle-
ben. Die Brandenburger CDU sei
bereit, die politische Farbenlehre
zu erweitern und über Grenzen
hinauszudenken.

Allerdings stört sich Senftleben
auch am AfD-Frontmann Andreas
Kalbitz, dem er „eine Nähe zu
rechtsextremen Organisationen“
bescheinigt. Sollte sich die AfD
dazu entschließen, eine personel-
le Neuerung anzustreben, könnte
die Sache bereits ganz anders
aussehen, lässt sich der CDU-Po-
litiker alle Optionen offen. 

Den Auftakt wird im kommen-
den Spätsommer Sachsen ma-
chen. Und diese Wahl hat es in
sich, überholte doch die AfD bei
der Bundestagswahl dort die
CDU. Nach dem Austritt der po-
pulären und in Sachsen behei-
mateten Vorsitzenden Frauke Pe-
try schwächelt der AfD-Verband
zwar etwas, liegt aber in Umfra-

gen immer noch konstant bei
über 20 Prozent. Die anstehende
Landtagswahl, so der AfD-
Bundesvorsitzende Jörg Meuthen,
werde den endgültigen „Unter-
gang der Altparteien“ einleiten.
Mit „30 Prozent plus x“ will die
AfD zur stärksten Partei aufstei-
gen und erstmals in einem
Bundesland den Posten des Mini-
sterpräsidenten beanspruchen. 

Ein Problem gibt es allerdings.
Nachdem Petry und ein Großteil
der Spitzenfunktionäre das Weite
suchten, rückten politische Neu-
linge um den Ex-Grünen Jörg Ur-
ban an die Spitze der Partei. So
wird innerhalb der AfD speku-
liert, der Bundesvorstand könne
eine externe Lösung für die säch-
sische Spitzenkandidatur in Er-
wägung ziehen. Dabei werden
auch die Namen der beiden
Bundesparteichefs Meuthen und
Alexander Gauland genannt. 
Ersterer hält dies „für ziemlich ge-
wagte Spekulationen“. Gauland
sagt, „dass in der Politik viel pas-
sieren kann“. Peter Entinger

Abschaffung des
»Soli« gefordert

Berlin – Der ehemalige Präsident
des Bundesverfassungsgerichts
Hans-Jürgen Papier hat sich für
die Abschaffung des steuerlichen
Solidaritätszuschlags ausgespro-
chen. In einem öffentlichen Fach-
gespräch des Finanzausschusses
des Bundestages erklärte Papier,
der Solidaritätszuschlag sei mit
dem Ende des Solidarpakts II ver-
fassungsrechtlich nicht mehr zu
rechtfertigen. „Aus Gründen der
rechtsstaatlich gebotenen Rechts-
klarheit und Rechtssicherheit
sollte der Gesetzgeber selbst den
Eintritt eines verfassungswidrigen
Zustands vermeiden und das Ge-
setz mit Wirkung zum 1. Januar
2020 aufheben“, so der Berliner
Staatsrechtswissenschaftler. tws

Die Genossenschaftsidee
soll weiterhin eine Zu-
kunft haben. Das hat man

beim Evangelischen Raiffeisen-
kongress in Bonn beschworen, der
im Juni anlässlich des 200. Ge-
burtstags von Friedrich Wilhelm
Raiffeisen in diesem Jahr erstmals
ausgetragen wurde und auf dem
man sich mit der Aktualität des
Kooperativwesens in Deutschland
und der „Einen Welt“ befasste.

Das Genossenschaftswesen 
– einst von Raiffeisen als Notlö-
sung unter armen und auf sich ge-
stellten Landbewohnern im We s-
terwald entwickelt – hat mit dem
Prinzip von Teilhabe und Teilnah-
me weltweit Schule gemacht. Des-
halb lautete der Titel des ersten
Raiffeisenkongresses: „Teilhabe
und Teilnahme – Zukunftspoten-
ziale der Genossenschaftsidee“.

In fünf Themensträngen disku-
tieren mehr als 50 Fachleute aus
Wissenschaft und Praxis, aus Ge-
nossenschaftsverbänden und Ge-
nossenschaften, aus Diakonie,
Entwicklungsarbeit, Finanzwirt-
schaft und Kirchenorganisation
sowie aus Ökonomie und Theolo-
gie über die Zukunft dieser groß-
artigen Genossenschaftsidee, de-
ren Potenziale noch längst nicht
ausgeschöpft sind. Zugleich er-

innerte der Kongress an den
christlich geprägten Raiffeisen,
ohne dessen Frömmigkeit sein
ökonomisches wie soziales Enga-
gement kaum zu verstehen ist.
Sein Glaube war Grundlage für
sein ökonomisches und soziales
Engagement.

Der von seiner christlichen Mo-
tivation angetriebene Genossen-
schaftsgründer Raiffeisen (1818–
1888, siehe PAZ vom 30. März)
sei mit seiner Idee der Hilfe zur
Selbsthilfe nicht nur der Kirche,
sondern auch der sozialen Arbeit
praktisch und konzeptionell weit
voraus gewesen, sagte der Präses
der rheinischen Kirche Manfred
Rekowski. Auch heute noch stün-
den Genossenschaften oft für in-
novative Projekte. 

Am deutlichsten wurde die po-
sitive Rolle der Genossenschafts-
idee zuletzt bei der Bankenkrise,
als die Genossenschaftsbanken zu
den wenigen Banken gehörten,
die nicht mit öffentlichen Mitteln
gerettet werden mussten. Heute
gehören die Genossenschaftsban-
ken wegen ihrer Kundennähe oft
zu denjenigen, die entgegen dem
Trend kaum Filialen schließen.

Die Staatssekretärin im rhein-
land-pfälzischen Wirtschaftsmi -
nisterium, Daniela Schmitt (FDP),

sagte auf dem Kongress, Raiffei-
sens Wertesystem sei heute ge-
nauso passend wie vor 150 Jah-
ren. Ein Vertreter von der SPD
war nicht zu der Tagung erschie-
nen, die SPD wurde seinerzeit
von Raiffeisen als „Umsturzpar-
tei“ tituliert. Diesem Namen wer-

den die Sozialdemokraten zumin-
dest in Rheinland-Pfalz auch heu-
te noch gerecht, denn die SPD-ge-
führte Landesregierung hat Karl
Marx ein eigenes Gedenkjahr ge-
widmet, aber Raiffeisen, dessen
Wirken viel nachhaltiger war,
nicht. Marx hielt nicht viel von

den Genossenschaften, Konsum-
und Kreditgenossenschaften
brachte er gar in Zusammenhang
mit Kapitalismus, lediglich den
Produktgenossenschaften, die es
in England in nennenswerter Zahl
bereits gab, konnte er positive
Aspekte abgewinnen.

Raiffeisen wollte bewusst eine
Alternative zur liberalen Markt-
wirtschaftsordnung aufbauen. Er
sah in der Landbevölkerung die
Basis der Gesellschaft und des Va-
terlandes, als Bürgermeister war
er von der Pflicht des Staates, den
Armen zu helfen, überzeugt. Er

musste jedoch erkennen, dass die
Nächstenliebe allein nicht aus-
reicht als Basis einer Genossen-
schaft, von daher ging er zur Soli-
darhaftung über.

Als Bürgermeister in verschie-
denen Gemeinden im Westerwald
hatte Raiffeisen Genossenschaften
gegründet, um der an Armut lei-
denden Bevölkerung die Möglich-
keit zur wirtschaftlichen Selbst-
hilfe zu geben. Der Kölner Sozio-
loge Frank Schulz-Nieswandt
warnte davor, den Begriff Genos-
senschaft zu eng zu definieren.
Auch Basisgemeinden, Nachbar-
schaftshilfen oder sogar Vereine
können dazu gehören. Für ihn
war auch die Urgemeinde der
Kirche eine Genossenschaft, bis
ins 2. Jahrhundert sei auch die
Mahlgemeinschaft der Urkirche
ein Sättigungsmahl gewesen, heu-
te habe vielerorts der Konsum
den Gottesdienst ersetzt.

Anders als der Marxismus, der
heute irrelevant geworden ist, bie-
tet die Genossenschaftsidee auch
jetzt noch vor allem in der soge-
nannten „Einen Welt“, wo es eine
Milliarde Genossenschaftler gibt,
eine Antwort auf die Nöte der
Gegenwart. In Ländern wie Kenia
sind drei Viertel aller Arbeitsplät-
ze in der Genossenschaftswirt-

schaft. In Ruanda, so der Pfarrer
Pascal Bataringaya, leisteten Ge-
nossenschaften einen wichtigen
gesellschaftlichen Beitrag zur
Überwindung der Folgen des Völ-
kermordes von 1996. Dank genos-
senschaftlicher Strukturen stieg
der Anteil von Mikrokrediten in
der „Einen Welt“ auf 300 Millio-
nen Euro an. Dadurch leisten Ge-
nossenschaften einen wesent-
lichen Teil zur Überwindung der
Armut weltweit und zur Einhal-
tung der Ziele der Agenda 2030. 

Der Kongress war weit mehr als
eine Rückschau, er hat das Ver-
mächtnis von Raiffeisen weiter
nach vorne gedacht und für inno-
vatives genossenschaftliches Han-
deln geworben. Das dürfte auch
bei den nächsten Kirchentagen
deutlich werden. Dabei sollte sich
auch die katholische Kirche auf
ihr genossenschaftliches Erbe be-
sinnen, immerhin waren es große
katholische Sozialreformer, wie
Kaplan Georg Friedrich Dasbach
(1846–1907) in Trier oder die Je-
suiten um Theodor Amstad, SJ.
(1851–1938) in Brasilien, bei de-
nen Raiffeisens Ideen als erste auf
fruchtbaren Boden fielen, noch
bevor die Protestanten auf den
Sozialreformer in ihren Reihen
aufmerksam wurden. Bodo Bost

Schlummerndes Hilfs-Potenzial
Von der Notlösung zu einer Lösung von Nöten – Bonner Raiffeisenkongress pries die moderne Idee des Genossenschaftsgründers

DEUTSCHLAND

AfD-Herren in Champagnerlaune: Die Freude nach der Bundestagswahl könnte sich bald bei den Landtagswahlen wiederholen

Hellsichtiger als Karl Marx: Friedrich Wilhelm Raiffeisen
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Patt in Mitteldeutschland
Starke AfD sorgt für Spannung bei anstehenden Landtagswahlen – Bunte Regierungsbündnisse erwartet
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Glaubt man den Verlautbarungen
des Generalbundesanwaltes Peter
Frank und des Verfassungsschutz-
präsidenten Hans-Georg Maaßen,
ist es den deutschen Sicherheits-
kräften durch die Verhaftung des
tunesischen „Flüchtlings“ Sief Al-
lah Hammami gelungen, einen
folgenschweren Anschlag mit
dem Biokampfstoff Rizin zu ver-
hindern. Doch wären Terrorakte
solcher Art überhaupt möglich?

Rizin wird aus den Samenkör-
nern des Wunderbaums (Ricinus
communis) gewonnen und ist
hochgiftig. Gelangt das aus insge-
samt 576 Aminosäuren bestehen-
de Protein in den menschlichen
Organismus, kann es innerhalb
von 36 bis 72 Stunden zum Ab-
sterben der Zellen und Verklum-
pen der roten Blutkörperchen
führen. Die tödliche Dosis soll da-
bei im Milliardstelgrammbereich
liegen. Aufgrund dieser enormen
Toxizität und des Fehlens von
Gegenmitteln zählt Rizin zu den
potenziellen biologischen Kampf-
stoffen. Deshalb gilt seine Herstel-

lung und Weiterverbreitung als
Verstoß gegen das deutsche
Kriegswaffenkontrollgesetz sowie
die internationale Bio- und Toxin-
waffenkonvention.
Entscheidend für die Wirkung

ist allerdings, auf welchem Wege
das giftige Eiweiß in den Körper
gelangt. Das Berühren dürfte nur
wenig gefährlich sein, weil das Ri-
zin die fettreiche
H a u t b a r r i e r e
kaum zu über-
winden vermag.
Anders sieht es
beim Verschluk-
ken aus. Das
kann schon zum
Exitus führen. Dabei ist dann zwi-
schen der Aufnahme von sehr
kompliziert herzustellendem che-
misch reinen Rizin und amateur-
haft gewonnenen Auszügen sowie
dem Kauen von Samenkörnern zu
unterscheiden. So berichten Fach-
magazine von Fällen, in denen
Menschen den Verzehr von bis zu
60 Samen des Wunderbaums
überlebt haben. Laut einer Publi-
kation der US-amerikanischen

Toxikologen Challoner und
McCarron, die 424 Rizin-Vergif-
tungen durch orale Aufnahme
untersuchten, endeten nur
8,4 Prozent davon tödlich.
Sehr viel gefährlicher wird es,

wenn Rizin durch eine Injektion
oder Wunde in die Blutbahn ge-
langt. Dies erklärt, warum Ham-
mami das Gift offensichtlich nicht

über das Trink-
wasser oder auf
ähnlichem Wege
verbreiten wollte,
sondern auch an
S p r e n g s ä t z e n  
bastelte, die laut
der Generalbun-

desanwaltschaft 250 Metallkugeln
enthalten sollten. Denn dringen
Objekte mit Anhaftungen von Ri-
zin in den Körper von Menschen
ein, kann das unter Umständen
deren schnellen Tod zur Folge ha-
ben. Unter Umständen, denn Ri-
zin ist wie jede andere Eiweißver-
bindung hitzeempfindlich und
denaturiert bei Temperaturen
über 60 Grad, wodurch es seine
toxische Wirkung verliert – an-

sonsten wäre das aus den Wun-
derbaum-Samen gepresste und
hernach kräftig durchwärmte Ri-
zinusöl ja ebenfalls giftig. Das
heißt, dass eine Detonation durch
die damit verbundene Hitzeent-
wicklung das Rizin in einer Bom-
be unschädlich machen würde.
Vor diesem Hintergrund wirkt

Hammamis Plan deutlich weniger
bedrohlich, als es auf den ersten
Blick scheint und die Medien sug-
gerieren. Rizin eignet sich nicht
als Terrorwaffe gegen größere
Menschengruppen, sondern nur
für gezielte Attentate auf Einzel-
personen. Und das steht auch ge-
nau so im Handbuch des Heimat-
schutzministeriums der Vereinig-
ten Staaten (Homeland Security),
das den Sicherheitsorganen hier-
zulande bekannt sein dürfte. Aber
die propagandistisch hochge-
spielte Verhinderung eines angeb-
lich spektakulären Anschlages
taugt eben bestens dazu, vom
multiplen Behördenversagen auf
anderen Feldern der Terrorab-
wehr abzulenken.

Wolfgang Kaufmann

Im Gegensatz zum sogenannten
Regenschirmattentat auf Geor-
gi Markow (siehe Kasten) miss-

langen zahlreiche andere Mord-
versuche mit Rizin. So überlebte
der enttarnte CIA-Maulwurf im
KGB Boris Sielicki-Korczak 1981
die Injektion einer Kugel voller Ri-
zin. 
Ebenso scheiterten sämtliche

Bemühungen der US-Ärztin De-
borah Green, ihren Ehemann Mi-
chael Farrar 1995 mithilfe von ri-
zinvergifteten Lebensmitteln zu
beseitigen. Gleichermaßen ohne
Erfolg blieb die Seniorin Betty
Miller aus Shelburne (Vermont).
Die 70-Jährige wollte Suizid bege-
hen und sammelte daher die
Wunderbaumsamen auf dem Ge-
lände des Wake-Robin-Altenhei-
mes. Dann testete sie das nach ei-
ner Anleitung aus dem Internet
hieraus gewonnene Rizin an ihren
arglosen Mitbewohnern, die aber

nur leichte Symptome entwickel-
ten. Weil das FBI der Frau Ende
2017 auf die Schliche kam, drohen
dieser nun fünf Jahre Haft.
Auch radikale Moslems und

Rechtsextreme planten, das tödli-
che Gift einzusetzen. So gibt es
ernstzunehmende Hinweise dar-

auf, dass die Terrororganisation al-
Kaida 2001 und 2011 in Afghanis-
tan beziehungsweise dem Jemen
versucht hat, Rizin herzustellen. 
Außerdem bereitete die regie-

rungsfeindliche US-amerikanische
Gruppierung Minnesota Patriots
Council 1991 einen Anschlag mit
Rizin vor, bei dem mehrere Polizi-

sten sowie Bundesagenten getötet
werden sollten. Deswegen wurden
Douglas Baker, Leroy Charles
Wheeler, John Oelrich und Dennis
Brett Henderson 1995/96 zu
mehrjährigen Haftstrafen verur-
teilt. Hierüber erfuhr die Öffent-
lichkeit nur relativ wenig. 
Hingegen sehr öffentlichkeits-

wirksam waren die mit Rizin
kontaminierten Drohbriefe an
US-Präsident Barack Obama, US-
Senator Roger Wicker und den
New Yorker Bürgermeister Mi-
chael Bloomberg, die im
April/Mai 2013 abgefangen wer-
den konnten, bevor sie in die
Hände ihrer jeweiligen Adressa-
ten gelangten. Als Absenderin er-
mittelte das FBI Shannon Guess
Richardson. Die US-amerikani-
sche Schauspielerin wollte mit
ihrer Tat prominente Befürworter
von schärferen Waffengesetzen
einschüchtern. W.K.

Der erste und wohl auch einzi-
ge erfolgreiche Einsatz von

Rizin im Rahmen eines Attentates
erfolgte am 7. September 1978.
Opfer des Anschlages war der
bulgarische Dramaturg, Journalist
und Dissident Georgi Markow,
der sich 1969 in den Westen abge-
setzt hatte. Er stand auf der per-
sönlichen „Abschussliste“ von To-
dor Schiwkow, dem diktatorisch
herrschenden Partei- und Staats-
chef Bulgariens. Das resultierte
insbesondere aus Markows allwö-
chentlichen Sendungen auf BBC,
Deutscher Welle und Radio Free
Europe, in denen er die Politik
und Person Schiwkows kritisierte
oder verspottete.
Allerdings verfügte der bulgari-

sche Geheimdienst Darschawna
Sigurnost (DS) nicht über die
Mittel, um den Regimekritiker un-
auffällig im Ausland zu eliminie-
ren. Deshalb bat er die Mordspe-
zialisten in der Ersten Hauptver-
waltung des sowjetischen KGB
um Unterstützung. Und die Mos -
kauer Genossen konnten tatsäch-
lich aushelfen: Sie bastelten einen
Regenschirm, dessen Spitze so
präpariert war, dass sich damit ei-

ne winzige Platin-Iridium-Kugel
von 1,52 Millimetern Durchmes-
ser per Druckluft verschießen
ließ. Dieses Projektil wiederum
wies mehrere Bohrungen auf, die
etwa 200 Mikrogramm Rizin ent-
hielten.
Das Attentat fand genau am

67. Geburtstag von Schiwkow und
wenige Wochen nach einem ganz
ähnlich gelagerten, aber misslun-
genen Anschlag auf den gleich-
falls zur Tötung freigegebenen
bulgarischen Regimekritiker Wla-
dimir Kostow statt. Markow stand
wartend an der Bushaltestelle an
der Südseite der Londoner Water-
loo Bridge, als er plötzlich einen
stechenden Schmerz in der Wade
verspürte, während sich ein kor-
pulenter Mann mit Regenschirm
eilig vom Schauplatz des Gesche-
hens entfernte. Der Bulgare starb
vier Tage später. Bei der Obduk-
tion der Leiche fand man dann
das Kügelchen. Der Attentäter
wurde nie gefasst, jedoch bestätig-
te der vormalige KGB-Generalma-
jor Oleg Kalugin im Jahre 2008,
dass das Attentat auf Schiwkows
persönlichen Befehl hin erfolgt
war. W.K.

Shannon Guess Richardson –
Durch ihre Nebenrollen in den
Fernsehserien „Vampire Diaries“
und „The Walking Dead“ erlangte
die texanische Schauspielerin eini-
ge Bekanntheit. Weil sie mit Rizin
präparierte Drohbriefe an US-Prä-
sident Barack Obama und andere
Politiker der Vereinigten Staaten
geschickt hatte, wurde die fanati-
sche Befürworterin des privaten
Besitzes von Schusswaffen im Juli
2014 zu 18 Jahren Haft verurteilt.

Walter Ramm – Nach Aussage
des früheren Leiters der West-
berliner Außenstelle des Ostbü-
ros der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands (SPD) seien
zwischen Ende der 1950er und
Mitte der 1960er Jahre mehrere
Mitarbeiter der Niederlassung
von der DDR-Staatssicherheit
oder sowjetischen Geheimdien-
sten vergiftet worden – und zwar
mit Rizin. Konkrete Beweise
hierfür existieren allerdings
nicht.

Ulrich Elling – Der Forschungs-
gruppenleiter am Institut für Mo-
lekulare Biotechnologie der Öster-
reichischen Akademie der Wis-
senschaften (IMBA) fand bereits
2011 heraus, worauf die tödliche
Wirkung von Rizin beruht. Damit
schuf er die theoretische Grundla-
ge für die Entwicklung eines
Gegengiftes, die aber angeblich
noch nicht beendet ist. Stattdessen
entdeckten seine Kollegen 2017
zwei weitere prinzipielle Wege,
um Rizin in menschlichen Zellen
zu neutralisieren.

Milton Leitenberg – Für den re-
nommierten Bioterrorismus-Ex-
perten vom Center for Internatio-
nal and Security Studies (CISSM)
der University of Maryland in Col-
lege Park ist Rizin „eines der be-
deutungslosesten“ Mittel über-
haupt, wenn es um Anschläge ge-
gen größere Gruppen von Men-
schen gehe.

Francesco Gullino – Der in Italien
geborene dänische Staatsbürger
beging laut der britischen Zeitung
„The Times“ aller Wahrscheinlich-
keit nach das tödliche Attentat auf
Georgi Markow. Der Antiquitäten-
händler arbeitete unter dem Deck-
namen „Agent Picadilly“ für den
bulgarischen Geheimdienst DS.
Nachgewiesen werden konnte ihm
der Mord nie, weil der DS-Gene-
ral Wladimir Todorow 1989 sämt-
liche Akten zum Fall Markow ver-
nichtet hat.

Versuche gab es viele
Wer nicht so alles versucht hat, Rizin als Waffe zu missbrauchen

Wie groß war die Gefahr?
Was passiert wäre, wenn die Sicherheitskräfte Hammami nicht gestoppt hätten

Der erste und
wohl auch 

einzige Erfolg

Rizin ist nur 
sehr schwer als Waffe

zu verwenden

Aus seinen Samenkörnern wird Rizin gewonnen: Wunderbaum oder Rizinus (Ricinus communis) Bild: Colourbox

Fast alle
Untaten überlebten

die Opfer

Regenschirmattentat
auf Georgi Markow
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Hier blüht 
der Osten

Von VERA LENGSFELD

Während das politische Berlin gespannt
auf das Ende der Politsatire, genannt
Streit der Schwesterparteien CDU und

CSU, wartete, ging das Alltagsleben weiter. 
Radio 1, das sich als Projekt vorgenommen hat,
die schönen Straßen Berlins vorzustellen, war
in meinem Kiez.

Die Pankower Florastraße hat eine bewegte
Geschichte. Einst standen hier die Blumenfel-
der, die das Schloss von Elisabeth Christine, der
ungeliebten Frau Friedrich des Großen, beliefer-
ten. In der Gründerzeit mussten sie dem 
Bauboom weichen. Parallel zur S-Bahnstrecke
Gesundbrunnen–Bernau entstand eine Wohn-
und Geschäftsstraße, die von der Mitte Pankows
bis zum Wedding führte. In den Vorderhäusern
wohnten die betuchten Bürger, die Hinterhäu-
ser beherbergten die Wohn-und Arbeitsstätten
der Handwerker und der Arbeiter. In der einen
oder anderen Toreinfahrt sieht man noch Reste
der Schiene für die Droschken, die auf den Hof
fahren mussten. Aus den ehemaligen Stallungen
und Werkstätten sind heute schicke Gartenhäu-
ser geworden. 

In den 20er Jahren gab Carl von Ossietzky
hier seine „Weltbühne“ heraus. Ihm zu Ehren
wurde das hiesige Gymnasium nach ihm be-
nannt. Zu DDR-Zeiten verkam der vordere Teil
der Florastraße. Sie geriet in den Ruf, eine 
Asozialenstraße zu sein. Der hintere Teil verfiel
zwar auch, wurde aber zu einem Refugium für
Künstler und Schauspieler. Das beste Restau-
rant Ost-Berlins stand an der Ecke Görschstra-
ße. Es wurde sogar von Diplomaten besucht, so
gut war die Küche, so erlesen waren die Weine.

Als die Mauer fiel, stand das Schicksal der
Florastraße auf der Kippe. Die meisten Häuser
waren stark reparaturbedürftig, die ehemaligen
Läden und Kneipen standen leer, das Haus, in
dem sich das Edelrestaurant befand, wurde von
der Antifa besetzt. Dann kam viel Geld für den
Aufbau Ost, das abgerufen werden musste. 
Der Stadtbezirk beschloss, aus dem Kiez ein
Sanierungsgebiet zu machen. Der Plan glückte,
der Erfolg war größer als erwartet. Als die zum
Teil leergezogenen Häuser restauriert waren,
kamen viele Familien aus dem Prenzlauer Berg
hierher. Es war ihnen dort zu laut und zu touri-
stisch geworden. Nach und nach wurden auch
die Geschäfte und Kneipen neu eröffnet.

Es riecht wieder nach Blumen in der Flora-
straße, denn vier Blumenläden haben sich an-
gesiedelt, die einander zu übertreffen suchen.
Es gibt sechs Cafés, kleine und größere Restau-
rants. Der Italiener, der hier aufmachte, ist 
inzwischen so begehrt, dass man Tische reser-
vieren muss, um einen Platz zu bekommen.
Hier gibt es den einzigen Hörbuchladen der
Stadt, einen exklusiven Fischladen und einen
Fleischer, zu dem man aus anderen Stadtbezir-
ken gefahren kommt. 

Hier blüht der Osten, wie Radio 1 staunend
und begeistert feststellte.

Rund 80 Kilometer südlich von Berlin
gelegen, hat sich Schloss Wiepersdorf
im Laufe der Jahrzehnte einen hervor-
ragenden Ruf als Arbeitsort für Schrift-
steller und andere Künstler erworben.
Die andauernde Niedrigzinspolitik hat
dem Weiterbetrieb des Künstlerhauses
allerdings vorerst die finanzielle Basis
entzogen.

Die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz, seit 2005 Besitzerin des Schlos-
ses in Wiepersdorf, steigt nach zehn
Jahren als Betreiber des Künstlerhau-
ses aus. Bereits zum 31. Juli wird das
Schloss im Landkreis Teltow-Fläming
zudem für Sanierungsarbeiten minde-
stens für anderthalb Jahre geschlossen
bleiben. Wie es ab dem Jahr 2020 an
dem traditionsreichen Ort weitergeht,
ist vorerst ungewiss. 

Das im Niederen Fläming gelegene
Wiepersdorf war einst Landsitz von
Bettina und Achim von Arnim, dem be-
kannten Dichterpaar der Romantik. Ab
dem Jahr 1946 bot das Schloss Schrift-
stellern wie Arnold Zweig, Anna Seg-
hers, Christa Wolf und Ulrich Plenz-
dorf eine Arbeitsmöglichkeit in länd-
licher Ruhe. Seit der Wende können
sich auch Maler und bildende Künstler
beim Land Brandenburg um ein Sti-
pendium für mehrmonatige Arbeits-
aufenthalte in Wiepersdorf bewerben. 

Betreiber des Künstlerhauses war in
den vergangenen Jahren die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz. Das Land
Brandenburg hatte der Stiftung im Jahr
2005 einen Treuhandfonds in Höhe

von rund 7,64 Millionen Euro einge-
richtet, aus dessen Erträgen sowohl der
Erhalt der denkmalgeschützten Immo-
bilien, als auch der Betrieb des Künst-
lerhauses finanziert werden sollte. Die
Schlossimmobilie selbst ging für einen
symbolischen Betrag an die Stiftung
Denkmalschutz über, verbunden mit
der Auflage, dass das Schloss bis 2019
für kulturelle und gemeinnützige
Zwecke genutzt werden muss. 

„Wir haben der Stiftung vor einigen
Jahren einen Fonds
zur Seite gestellt und
sind davon ausgegan-
gen, dass das Geld
ausreicht, um sowohl
das Schloss und den
Betrieb mit Stipendia-
ten aufrechtzuerhal-
ten“, so Brandenburgs Kulturministerin
Martina Münch (SPD) zur damals ge-
troffenen Regelung.

Die globale Finanzkrise und die
Null- und Niedrigzinspolitik der No-
tenbanken haben dem Konzept aller-
dings die finanzielle Basis entzogen.
Die Ministerin wies unlängst darauf
hin, dass durch die niedrigen Zinsen
der Fonds nicht mehr gewinnbringend
arbeiten könne. Der Berliner „Tages-
spiegel“ zitiert Steffen Skudelny vom
Vorstand der Deutschen Stiftung Denk-
malschutz mit konkreten Zahlen zur
Ertragsentwicklung des Fonds: „Wir
hatten mit rund 500000 Euro im Jahr
gerechnet“, so Skudelny, „tatsächlich
mussten wir mit 200000 Euro jährlich
wirtschaften.“ Laut Stiftungsvorstand

sei allein für den Erhalt des Ortes viel
mehr Geld nötig gewesen. 

Die Stiftung für das Schloss Wie-
persdorf stellt mit ihrem Problem kei-
nen Einzelfall dar. Gerade Stiftungen
mit einem kleinen Grundvermögen
kommen durch die andauernde Null-
zinspolitik immer stärker in finanziel-
le Schwierigkeiten. Das angelegte
Grundvermögen wirft oft keine nen-
nenswerte Rendite ab, das Antasten
des Stiftungskapitals ist wiederum

ausgeschlossen. Als
Ausweg wird häufig
versucht, noch stärker
als bisher Spenden
einzusammeln. Der
Bundesverband Deut-
scher Stiftungen emp-
fiehlt schon seit Län-

gerem eine Reform des Stiftungsrechts
und spricht sich auch dafür aus, dass
Stiftungen ihr Vermögen verstärkt in
Immobilien, Unternehmen oder Sach-
gütern anlegen. 

Im Fall des Schlosses Wiepersdorf
deutet sich nun ein Einspringen des
Landes Brandenburg an. Das drohende
Aus für das Künstlerhaus hat zum Ei-
nen ehemalige und aktuelle Stipendia-
ten mobilisiert. Auf einer Veranstal-
tung im Brecht-Haus in Berlin-Mitte
versammelten sich am 25. Juni Schrift-
steller, Maler und bildende Künstler,
um den Erhalt des Künstlerhauses zu
fordern. 

In seltener Einigkeit sprachen sich
inzwischen auch die Abgeordneten
sämtlicher Landtagsfraktionen im Fi-

nanzausschuss für den Fortbestand
des Künstlerhauses Wiepersdorf aus.
Möglich machen sollen dies künftig
Landesmittel in Höhe von 650000 bis
zu 720000 Euro jährlich. 

Auch Brandenburgs Kulturministe-
rin Martina Münch (SPD) kündigte auf
der Veranstaltung im Berliner Brecht-
Haus generell eine Fortsetzung des
Künstlerhauskonzepts an. Die Mini-
sterin sagte, nach dem Abschluss der
Restaurierung solle es mit dem Künst-
lerhaus in Wiepersdorf weitergehen.
Die Ministerin legte allerdings noch
kein neues Konzept für die Zeit nach
der Sanierung vor. Angekündigt wur-
de immerhin, dass die Zeit der Reno-
vierung intensiv genutzt werden soll,
um ein Konzept zu entwickeln, damit
ab 2020 wieder Stipendiaten im
Schloss arbeiten können. 

Als Eigentümer soll die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz offenbar
weiterhin mit an Bord bleiben und
sich um den Erhalt des Schlosses und
des Gartens kümmern. Noch nicht ab-
geschlossen zu sein scheint die Suche
nach einem künftigen Betreiber für
das Künstlerhaus. 

Ministerin Münch kündigte an, das
Haus solle in Zukunft etwas professio-
neller aufgestellt arbeiten. Aus den
Reihen ehemaliger und aktueller Sti-
pendiaten war die Befürchtung geäu-
ßert worden, der Betrieb in Wiepers-
dorf könnte mit einem Wechsel des
Betreibers nach der Neueröffnung
stärker einer Kommerzialisierung
unterworfen werden. Norman Hanert

Kleinod vor den
Toren Berlins:
Schloss 
Wiepersdorf 
war Landsitz 
des berühmten 
Romantikerpaars 
Bettina und 
Achim von Arnim

Bild: Doris Anthony/CF

Künstleridyll in Existenznöten
Folge der Niedrigzinspolitik: Der Weiterbetrieb von Schloss Wiepersdorf ist in Gefahr

Land Brandenburg
will nun Mittel 
nachschieben
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Jagd auf Roma
in der Ukraine

Kiew – In der Ukraine ist es in den
vergangenen Monaten zu mehrfa-
chen Überfällen auf Roma gekom-
men. Die ukrainische Polizei hat
erst reagiert, nachdem in Lwiw
ein 24-jähriger Roma seinen
schweren Verletzungen nach einer
Messerattacke erlegen ist. 14 junge
Männer im Alter von 16 bis 
20 Jahren wurden festgenommen,
denen Rechtsextremismus und die
Mitgliedschaft in der bislang un-
bekannten rechtsextremen Verei-
nigung „nüchterne und wütende
Jugend“ unterstellt wird. Die Ju-
gendlichen hatten das Lager der
Roma mit Mesern und Hämmern
angegriffen. In Kiew wurde bereits
im April eine Roma-Zeltstadt
niedergebrannt. Die Angreifer hat-
ten mit Steinen und Pfefferspray
Jagd auf Frauen und Kinder ge-
macht. Allein in diesem Jahr ist es
zu 24 ähnlichen Angriffen gekom-
men. In der Ukraine leben nach
Schätzung des Europarates
260000 Roma. MRK

Die Stimmen der Auslandstür-
ken, auch und vor allem der in
Deutschland, haben wieder ein-
mal die absolute Mehrheit für Er-
dogan gesichert und ihm damit
absurderweise den Weg geebnet
für eine Abschaffung der Demo-
kratie im eigenen Land.

Erdogan hat bei der Präsident-
schaftswahl in Deutschland, wie
schon bei dem Verfassungsrefe-
rendum im vergangenen Jahr, ein
deutlich besseres Ergebnis als in
der Türkei erzielt. Während er im
Gesamtergebnis nur eine äußerst
knappe Mehrheit mit 52,5 Pro-
zent erzielte, erreichte er in
Deutschland eine satte Mehrheit
von 64,78 Prozent. Während in
türkischen Millionenstädten wie
Istanbul oder Ankara Erdogan so-
gar weit unter der 50 Prozent
blieb, erzielte der türkische Präsi-
dent gerade in deutschen Groß-
städten die besten Ergebnisse. 

Hier scheinen zwei Trends aus-
einanderzulaufen.  Zwar war die
Wahlbeteiligung in Deutschland
mit 49,7 Prozent wesentlich ge-
ringer als in der Türkei mit 87
Prozent, aber selbst, wenn man
annimmt, dass vor allem Erdo-
gan-Kritiker zu Hause geblieben
sind, hat Erdogan gerade in den
Türken der dritten und vierten
Auswanderergeneration in
Deutschland, die ihn verklären,
seine treuesten Anhänger, ob das
Cem Özdemir gefällt oder nicht.
Erdogans Anhänger in Deutsch-
land wurden sogar mit der Be-
schneidung des Rechtstaates und
der zunehmenden Autokratisie-
rung, unter denen sie nicht leiden
müssen, noch mehr. 

So können 2018 in deutschen
Straßen Tausende von Menschen
mit türkischem Hintergrund, aber
deutscher Schulbildung mit Fah-
nen- und Autocorsozügen einen
neuen Führer hochleben lassen. 

Die Macht, die Erdogan in Zu-
kunft in der Türkei haben wird,
ähnelt der des letzten deutschen
Führers, allerdings erst nach dem
Ermächtigungsgesetz. Erdogan
hat nach der neuen Verfassung

kein Ermächtigungsgesetz mehr
vonnöten, er hat bereits jetzt so
viel Macht, dass er für die Ernen-
nung von Ministern und die Ver-
abschiedung von Gesetzen kein
Parlament mehr benötigt. Des-
halb wurden die Wahlen für das
Parlament, die parallel zu den
Präsidentschaftswahlen stattfan-
den, kaum beachtet, obwohl Er-
dogans AKP dort mit nur 42 Pro-
zent ihre Mehrheit verloren hat,
allerdings im Bündnis mit der
rechtsradikalen MRP auch dort
noch eine satte Mehrheit von
mehr als 50 Prozent haben wird. 

Anders als in der Türkei, wo
Gegenkandidaten von Erdogan
im Gefängnis sitzen und Scharen
von Oppositionskandidaten aus
dem Gefängnis heraus ihren
Wahlkampf führen mussten, und

mehr als 100 Journalisten, die kri-
tisch über Erdogan berichtet hat-
ten, im Gefängnis sitzen, konnten
sich die in Deutschland lebenden
Türken mit einer freien Presse

über die Wahlen informieren und
sind dennoch zu Hunderttausen-
den Erdogan auf den Leim gegan-
gen, ebenso wie einige Wochen
zuvor die beiden deutschen Na-
tionalspieler Mesut Özil und Il-
kay Gündogan. Diese wurden
deshalb von Scharen deutscher
Fußballanhänger, die mehr de-

mokratisches Gespür zeigten als
der DFB, noch während der WM
ausgepfiffen. 

Erdogan wird jetzt, wie sein
großes Vorbild Kemal Atatürk,
nur noch im Sarg aus seinem Prä-
sidentenpalast hinausgetragen
werden können. Anders als Ata-
türk hat Erdogan allerdings kein
Zukunfts- sondern nur ein Rük-
kwärtsprojekt für die Türkei.
Auch im Wahlkampf hatte er kein
Programm und kein Konzept, er
wirkte bereits müde und ver-
sprach, weil er sich in die Ecke
gedrängt fühlte, absurde Dinge
wie freie Teehäuser für alle. Es
schien, als ob das einzige Wahl-
programm von Erdogan seine
Person selbst war. 

Von daher hatten Analysten be-
reits, unterstützt von Demosko-

pen, eine Wechselstimmung aus-
gemacht, die sich jedoch seltsa-
merweise im Wahlergebnis nicht
widerspiegelte. Aber eine Unter-
suchung des Wahlergebnisses
wird es auch diesmal, ebenso wie
nach dem knappen Verfassungs-
referendum, nicht geben, obwohl
es bereits im Vorfeld massive
Hinweise auf Fälschungsversu-
che durch die AKP gegeben hat. 

Mit seiner neuen präsidialen
Vollmacht kann Erdogan bereits
jetzt jedwede demokratische
Kontrolle verhindern. Nach dem
24. Juni 2018 ist die Türkei auf
dem Weg in die Diktatur, jedoch
anders als nach den beiden Mili-
tärputschen, zu einer Diktatur,
die nicht die Absicht hat, die
Macht wieder abzugeben.

Bodo Bost

Atomwaffenlager 
bei Königsberg

Königsberg – Ein vertiefter La-
gerrraum, der durch einen Beton-
deckel versiegelt wurde, sowie ein
durch Zäune abgeschirmtes Ge-
lände auf dem Gebiet der Königs-
berger Exklave, geeignet als Lager-
system für Atomwaffen – die Exis-
tenz einer solchen Anlage beob-
achten Wissenschaftler des Bun-
des amerikanischer Wissenschaft-
ler (FAS) seit zwei Jahren via Sa-
tellit. Neue Satellitenaufnahmen
legen nahe, dass die Anlage vor
Kurzem erst erweitert wurde. Die
FAS-Wissenschaftler sehen einen
Zusammenhang mit der Stationie-
rung der Iskander-M-Raketen im
Mai dieses Jahres in der Exklave.
Die atomar bestückbaren Raketen
haben eine Reichweite von 
500 Kilometern und können War-
schau, Berlin oder Kopenhagen
erreichen. MRK

Die dunkelroten Schmud-
delkinder der tschechi-
schen Politik erhaschen

wieder einen Zipfel der Macht in
Prag. Vergessen sind die Schwüre
der demokratischen Revolutionä-
re im Herbst 1989, den Kommu-
nisten nicht mehr die Hand zu
reichen: Die Zweier-Koalition
von ANO-Partei und Sozialde-
mokraten (CSSD) verhandelt mit
ihnen über einen Tolerierung-
spakt. Das heißt, die dem alten
diktatorischen System nachtrau-
ernde KP kann, ohne eigene Mi-
nister am Kabinettstisch zu ha-
ben, den Kurs des Landes mitbe-
stimmen. Eine „Wende“ eigener,
tschechischer Art. Die CSSD-Par-
teibasis hat sich in einem Mit-
gliedervotum mit 58,5 Prozent
für eine Regierungszusammenar-
beit mit ANO unter Premier An-
drej Babis ausgesprochen 40,2
Prozent stimmten dagegen, die
Beteiligung lag bei 65 Prozent.  

Der CSSD-Vorsitzende Jan Ha-
macek sprach von einem „star-
ken Mandat“. Allerdings waren
aus seiner Partei auch andere
Stimmen zu vernehmen, die ver-
mutlich der politischen Wirk-
lichkeit näher kommen. So warn-
te der frühere Außenminister Lu-
bomir Zaoralek, die Sozialdemo-
kraten seien in einer zu schwa-
chen Position gegenüber dem
„Populisten“ Babis. Zusammen

kommen alle drei Parteien (ANO,
CSSD und die roten „Tolerierer“)
auf 108 der 200 Sitze im Abge-
ordnetenhaus. Für eine Mehrheit
der Bürger ist, das zeigen Umfra-
gen, die Tatsache, dass die ehe-
malige Regimepartei KP wieder
ins Spiel gebracht wurde, kein
großes Problem mehr. Die weit-
gehend unreformierte Partei sei
auch fast 
30 Jahre nach der „Wende“ Teil
des politischen Systems, befand
der Politologe Jiri Pehe. Alarm
schlugen hingegen die in die Op-
position ver-
bannten Bürger-
d e m o k r a t e n
(ODS). Ihr Vorsit-
zender Petr Fiala
sprach vom
„Überschreiten
einer roten Li-
nie“. Er fürchtet vor allem Pro-
bleme für die Außenpolitik des
Landes. Fiala sieht wie andere
Beobachter ein gefährliches Ab-
weichen von einem bislang ver-
teidigten europäischen Konsens. 

Die KP rückte zwar von alten
Forderungen wie dem Austritt
aus der NATO ab, verlangt aber
weiter umfassende wirtschafts-
und sozialpolitische Zugeständ-
nisse, und sie hat auch in den
vergangenen Wochen einige po-
tenzielle Anwärter auf Minister-
posten abgelehnt. 

Seit Jahrzehnten agiert sie zu-
dem gegen jegliche Kontakte
oder Zusammenarbeit mit den
vertriebenen Sudetendeutschen.
Dass künftig Mitglieder einer von
den Kommunisten tolerierten
Prager Regierung an einem Sude-
tendeutschen Tag (ST) teilneh-
men, dürfte fraglich sein. Anzei-
chen einer solchen Zurückhal-
tung waren bereits beim jüngsten
ST zu erkennen. Kein tschechi-
scher Offizieller mit Kabinetts-
rang ließ sich in den Augsburger
Messehallen sehen. Allein vor-

sichtige Hin-
weise auf die
Existenz der Be-
nesch-Dekrete
reichten, um
nicht nach Augs-
burg zu reisen.
Und der amtie-

rende Premierminister Babis, der
sich im Übrigen gegen den Vor-
wurf des EU-Subventionsbetrugs
verteidigen muss, hat die Mög-
lichkeit eines ST auf tschechi-
schem Boden als Spekulation ab-
getan. 

Die sudetendeutsch-tschechi-
schen Beziehungen gehen wie-
der raueren Zeiten entgegen. Ab-
zulesen ist das unter anderem an
der Prager Reaktion auf eine Be-
merkung von Angela Merkel an-
lässlich des „Weltflüchtlingsta-
ges“ am 20. Juni in Berlin. Für

Vertreibung, so Merkel, gebe es
„weder eine moralische noch ei-
ne politische Rechtfertigung“. Ei-
ne sehr zurück-haltende Formu-
lierung, dazu noch eingebettet in
ihre bekannte Stellungnahme,
Vertreibung und Flucht der Deut-
schen seien eine unmittelbare
Folge des Zweiten Weltkrieges
und der NS-Verbrechen gewesen. 

Über seinen Sprecher ließ
Staatspräsident Milos Zeman
dennoch „tiefste Missbilligung“
mitteilen. Und Premierminister
Babis sprach von „absolut inak-
zeptablen“ Äußerungen: „Es ist
sehr unglück-lich, dass alte Wun-
den aufgerissen werden.“ 

Da protestierte selbst der für
seine moderate Haltung gegenü-
ber Prag bekannte Sprecher der
Sudetendeutschen Landsmann-
schaft, Bernd Posselt, mit einer
scharfen Presseerklärung: „Ein
Teil des tschechischen Establish-
ment befindet sich auf einer
Rutschbahn in die kommunisti-
sche Vergangenheit. Vertreibun-
gen sind elementare Menschen-
rechtsverletzungen, kein Demo-
krat darf sie beschönigen oder
rechtfertigen. Wer so denkt wie
die (tschechischen) Merkel-Kri-
tiker, der wird den Weg zu einem
freien und menschlichen Euro-
pa, das den Nationalismus über-
windet, verpassen.“

Gernot Facius

Neue Wende auf »Prager Art«
Tschechische Regierung will wieder mit Kommunisten zusammenarbeiten

Seit Jahrzehnten 
gegen Kooperation

mit Sudetendeutschen

AUSLAND

Asylschleuse in EU
Serbien schafft Visumpflicht für Iraner ab

Serbien hat Ende 2017 die Vi-
sumpflicht für Iraner abge-

schafft und plant ähnliche Schrit-
te für Nigeria und Pakistan. Damit
wird das Land zum neuen Transit-
land für Asylsucher in die EU.

Die österreichische Außenmi-
nisterin Karin Kneissl gab zu, dass
durch das Wegfallen der Visum-
pflicht für Iraner in Serbien seit
Ende 2017 die Asylsucherzahlen
aus dem Iran in Österreich in die
Höhe geschnellt sind. Sogar Ser-
biens armes Nachbarland Bosnien
bekommt den Andrang zu spüren,
weil die bosnische die erste Gren-
ze ist, die Iraner auf dem Weg
nach Westeuropa überqueren
müssen.

Durch den Wegfall der Visum-
pflicht für Iraner in Serbien ist
Asyl jetzt sogar für Mittelklasse-
Iraner erschwinglich geworden,
vorher war das begehrte Asyl in
Europa eher ein Privileg der
Oberklasse des Mullahstaates,
denn die Schleuserroute durch
fast zehn Länder kostete bislang
ein Vermögen. Jetzt steigen Iraner
für wenig Geld in den Flieger und
landen direkt in Belgrad. Von hier
aus ist es dann nicht mehr weit bis
in den Schengenraum, wo Asylsu-
cher bekanntlich bei derzeitiger
Gesetzeslage nicht abgelehnt wer-
den dürfen.

Der „Super-GAU“ in Serbien
soll jedoch noch bevorstehen. Wie

Außenministerin Kneissl im deut-
schen Fernsehen bekanntgab,
plant Serbien, bald auch für Paki-
stan und Nigeria die Visumpflicht
abzuschaffen. Dieser „flüchtlings-
politische Wahnsinn“ des EU-
Beitrittskandidaten Serbien wäre
dann wohl die Retourkutsche für
den von der NATO inklusive der
rot-grünen Bundesregierung ge-
gen Serbien geführten Angriffs-
krieg von 1999, der den Balkan-
staat den Abfall von zwei Provin-
zen kostete. 

Trotz deutlicher Reduktion der
Zuwandererzahlen befürchtet
Kneissl, anders als die deutsche
Bundesregierung, ein Wiederho-
len der Flüchtlingskrise von 2015.
Im Nahen Osten und Nordafrika
„drängen 60 Millionen Menschen
mit einer Ausbildung, aber ohne
Aussicht auf einen Job auf den Ar-
beitsmarkt“, erklärte die von der
FPÖ nominierte parteilose
Außenministerin, die ein Studium
der Islamwissenschaften absol-
viert und mehrere Jahre im Nahen
Osten doziert hat. Der niedrige
Ölpreis habe zum Beispiel im
Bausektor in den Golfstaaten oder
in Libyen zu Massenentlassungen
ohne soziale Absicherungen ge-
führt, darunter an erster Stelle Pa-
kistanis und Bangladeschis. Diese
zögen jetzt weiter in die EU, wo es
soziale Sicherheit auch ohne vor-
herige Arbeit gibt. B.B.

Benötigt künftig kein Parlament mehr für die Ernennung von Ministern: Der wiedergewählte Präsident Erdogan Bild: pa

Erdogans Programm
ist 

Erdogan selbst

Auf dem Weg zur Allmacht
Türken in Deutschland unterstützen Recep Tayyip Erdogan beim Demokratieabbau in der Türkei
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Sonnenenergie
auch bei Regen

Russlands 
Wirtschaft lahmt

Peking – Solarzellen erlebten im
Laufe der Jahre erhebliche Verbes-
serungen. Ein Nachteil der Techno-
logie: Sie funktionierte bisher nur
bei Sonnenschein, nicht aber bei
Regen. Dies hat sich jetzt geändert:
In China wurden Solarzellen mit
triboelektrischen Nanogenerato-
ren, sogenannten Tengs, kombi-
niert, mit denen die Bewegungs-
energie von Regentropfen aufgefan-
gen wird. Beide Energiegenerato-
ren sind mit derselben Elektrode
verbunden, wobei sich durch die
bauliche Konzeption eine enorme
Systemeffektivierung erreichen
ließ. Die neuen Allwetterstromge-
neratoren gehen bald in die Mas-
senproduktion und könnten dann
für eine Revolution der privaten
Energiegewinnung sorgen. T.W.W.

Moskau – Am Rande der Fußball-
WM verkündet die russische Regie-
rung unangenehme Nachrichten.
Neben der umstrittenen Anhebung
des Rentenantrittsalters gab das
Wirtschaftsministerium zuletzt be-
kannt, dass das Bruttoinlandspro-
dukt langsamer steigt als angenom-
men. Statt 2,2 schaffe die Wirt-
schaft nur 1,4 Prozent. Grund für
den Rückgang sind westliche Sank-
tionen und die zurückgegangene
Investitionstätigkeit. MRK

Der deutsche Aktienindex DAX
wurde zum Monatswechsel 30 Jah-
re alt. Experten sprechen von einer
Erfolgsgeschichte, doch einem gro-
ßen Teil der Bevölkerung ist der
Handel an der Frankfurter Börse
stets fremd geblieben.

Als bekanntester Index wird der
DAX oft als Leitindex für den deut-
schen Aktienmarkt betrachtet. Er
beinhaltet die 30 hinsichtlich Bör-
senumsatz und Marktkapitalisie-
rung größten Unternehmen der
Frankfurter Wertpapierbörse und
gilt damit als Indikator für die Ent-
wicklung der deutschen Volkswirt-
schaft sowie Basiswert für derivati-
ve Finanzinstrumente und struktu-
rierte Produkte. Die 30 im DAX
enthaltenen Titel repräsentieren
rund 75 Prozent des gesamten
Grundkapitals inländischer bör-
sennotierter Aktiengesellschaften
und etwa 85 Prozent der in deut-
schen Beteiligungspapieren getä-
tigten Börsenumsätze.
Seit dem ersten Handelstag, dem

1. Juli 1988, mit 1163 Punkten hat
der Deutsche Aktienindex kräftig
zugelegt. Der Höchstwert lag
zwischenzeitlich bei mehr als
13000 Punkten. Anleger, die Ge-
duld haben und nicht das schnelle
Geld suchen, konnten in der Ver-
gangenheit gut verdienen. Getreu
der Weisheit André Kostolanys
„Wer gut essen will, kauft Aktien;
wer gut schlafen will, kauft Anlei-
hen“, gehören Rückschläge jedoch
dazu. Ende August 1988 fiel der
DAX auf 1152 Punkte. In den Kel-
ler ging es auch um die Jahrtau-
sendwende nach dem Platzen der
New-Economy-Blase am Neuen
Markt. Bis auf 2202 Zähler am
12. März 2003 sackte der Leitin-
dex. Doch davon hat er sich immer
relativ zügig erholt. 
Es gibt Experten, die sagen, dass

der DAX stark an Bedeutung verlo-
ren habe. Andere widersprechen
vehement. „Tatsache ist, dass der
Schwerpunkt und die wesentliche
Stärke der deutschen Wirtschaft in
dem Bereich liegen, der als Old
Economy bezeichnet wird. Dabei
wird unterschätzt, wie groß und
mächtig diese Wirtschaftszweige

sind – und wie konsequent sich
die meisten der Schwergewichte
mit Erfolg auf den traditionellen
Geschäftsfeldern behaupten, ohne
die künftigen Herausforderungen
aus dem Blick zu verlieren“, er-
klärte Benjardin Gärtner, Aktien-
Chef bei Union Investment, in ei-
nem Beitrag für das Nachrichten-
magazin „Focus“. Übersehen wer-
de zudem, wie sehr sich der DAX
in den vergangenen 30 Jahren ge-
wandelt habe. Einstmals eminent

wichtige Sektoren wie etwa Ban-
ken und Versorger hätten in der
Struktur des Index stark an Bedeu-
tung verloren. 
An der Besetzung des DAX ist

der Wandel der deutschen Wirt-
schaft ablesbar. In der Anfangs-
phase waren zum Beispiel noch
die Warenhausketten Karstadt und
Kaufhof vertreten. Auch der
Mischkonzern VIAG und das Ener-
gieunternehmen VEBA gehörten
zu den ersten Werten im DAX –
später fusionierten sie zum Ener-

giekonzern Eon. Auch aufgelöste
Unternehmen wie Mannesmann
oder der Papier- und Chemiekon-
zern Feldmühle Nobel standen
lange Jahre auf dem Zettel der Bör-
senhändler. 
Dieser Wandel der Wirtschaft er-

folgt manchen Experten noch
nicht schnell genug. So schreibt
Gärtner im „Focus“: „Die Schwä-
chen des Index und damit der hie-
sigen Wirtschaft liegen unter ande-
rem in der vergleichsweise schwa-

chen Stellung der deutschen IT-
Konzerne. Ein zweites Silicon Val-
ley wird hierzulande nicht entste-
hen.“ Dies liege vor allem daran,
dass in den USA ein anderer Grün-
dergeist herrsche, der dadurch
unterstützt werde, dass unterneh-
merisches Scheitern nicht als per-
sönliche Niederlage gelte.
Im Lauf der Zeit hat auch die

Globalisierung vor dem Aktienin-
dex nicht halt gemacht. „Vor
30 Jahren war der DAX noch sehr
viel nationaler“, erklärte Allianz-

Analyst Christoph Berger der Ber-
liner Zeitung „Tagesspiegel“. Heute
kämen dagegen viele Aktionäre
aus dem Ausland. Bei vier DAX-
Konzernen halten sie einer Aus-
wertung der Beratungsfirma Ernst
& Young (EY) zufolge sogar mehr
als 70 Prozent der Anteile. Insge-
samt sind von den 30 DAX-Kon-
zernen heute 18 mindestens zur
Hälfte im Besitz ausländischer An-
leger. „Viele DAX-Konzerne sind
inzwischen Weltunternehmen mit

Hauptsitz in Deutschland – da
sind eine steigende Bedeutung
und ein zunehmender Einfluss
ausländischer Investoren nur lo-
gisch“, erläutert Mathieu Meyer,
Mitglied der EY-Geschäftsführung,
gegenüber der Deutschen Presse-
Agentur. 
Der Großteil der DAX-Aktien ist

nach Aussage Meyers in der Hand
von professionellen Händlern. Pri-
vatleute hielten lediglich elf Pro-
zent der Papiere. Der Absturz der
als Volksaktie vermarkteten Tele-

kom-Papiere und das Platzen der
New-Economy-Blase hätten viele
Anleger in Deutschland nachhaltig
verschreckt.
Dabei, so Experten, sei diese

Angst eigentlich unbegründet.
Selbst wer zum ungünstigen Zeit-
punkt vor zehn Jahren und damit
kurz vor Ausbruch der Finanzkrise
eingestiegen sei, habe bis heute ein
Plus von durchschnittlich fünf Pro-
zent im Jahr erzielen können, sa-
gen die EY-Analysten. Eine solide

Aktienanlage könne eine sinnvolle
Ergänzung zur Altersvorsorge sein.
„Im Vergleich zu anderen Anlage-
klassen sind deutsche Aktien nach
wie vor attraktiv“, sagte Berger
dem „Tagesspiegel“. Das Umfeld
für deutsche Aktien werde im
kommenden Jahr vor dem Hinter-
grund der anhaltend lockeren
Geldpolitik der Zentralbanken und
der robusten Konjunktur der Welt-
wirtschaft günstig bleiben. Dies sei
eine gute Voraussetzung zum Ak-
tienkauf. Peter Entinger

Spiegel der Wirtschaftsentwicklung
Seit 30 Jahren berechnet die Deutsche Börse den deutschen Aktienindex DAX

Vor zwei Wochen haben sich
Griechenland und die an-
deren Euroländer in Lu-

xemburg während einer nächt-
lichen Sitzung über die Auszah-
lung einer letzten Kreditrate im
Zuge des dritten Hilfspaketes geei-
nigt. Offiziell läuft dieses dritte
Kreditprogramm für Griechenland
am 20. August aus. Konkret verein-
bart wurde, dass Griechenland ei-
ne letzte Tranche von 15 Milliar-
den Euro aus dem seit 2015 lau-
fenden dritten Hilfsprogramm aus-
gezahlt bekommt. Diese Zahlung
soll ein Finanzpolster für die Zeit
schaffen, in der sich das Land wie-
der selbst am Kapitalmarkt finan-
zieren muss. Vereinbart wurde zu-
dem eine Erleichterung bei der
Schuldenbedienung. Bei älteren
Krediten kann Griechenland zehn
Jahre später als ursprünglich ge-
plant mit den Rückzahlungen be-
ginnen. 
Der französische EU-Finanz-

kommissar Pierre Moscovici kom-
mentierte die Vereinbarung mit
den Worten: „Die griechische Krise
ist heute Abend vorbei.“ Der CDU-
Haushaltsexperte Klaus-Peter
Willsch zog in einem Interview mit
dem Deutschlandfunk (DLF) vor
Kurzem dagegen eine kritische Bi-
lanz der bisherigen Rettungspro-
gramme für Griechenland. Mit
Blick auf Berichte, nach denen

Deutschland seit 2010 fast drei
Milliarden Euro an Zinsgewinnen
durch die Griechenlandkredite
eingenommen habe, wies der
CDU-Politiker etwa darauf hin,
dass Deutschland allein durch den
Schuldenschnitt von 2012
7,5 Milliarden Euro verloren hat.
Willsch bestreitet auch, dass die
Probleme Griechenlands gelöst
seien. Der Haushaltsexperte sagte
gegenüber dem DLF: „Schauen Sie
sich doch mal die Zahlen an! Grie-
chenland hatte einen Schulden-

stand, gemessen am Bruttoinlands-
produkt, von 145 Prozent, als 2010
dieser Rettungszirkus begann.
Heute stehen wir bei 180 Prozent –
und das Ganze, nachdem Pakete
ausgereicht wurden in einer Grö-
ßenordnung von über 300 Milliar-
den und noch ein Schuldenschnitt
in einem Gesamtvolumen, ein
Schuldenschnitt, ein Schulden -
rück kauf in einer Größenordnung
von 64 Milliarden vorgenommen
wurde.“ 
In der Tat sind Zweifel ange-

bracht, dass die Krise Griechen-

lands wirklich vorbei ist und nicht
vielmehr mit der erzielten Eini-
gung nur weitere Zeit erkauft wur-
de. Insbesondere die jahrzehnte-
langen hohen Überschüsse im
griechischen Staatshaushalt, von
denen die Optimisten in ihren Be-
rechnungen ausgehen, erscheinen
im internationalen Vergleich unre-
alistisch. Laut der Regierung in
Athen hat das Land im vergange-
nen Jahr einen Primärüberschuss,
also einen Überschuss im Staats-
haushalt ohne die Kosten für den
Schuldendienst, von mindestens
3,5 Prozent erzielt. Die Vereinba-
rungen mit den Gläubigern sehen
vor, dass Griechenland bis 2022
weiterhin jährlich einen Primär-
überschuss, also einen Überschuss
im Staatshaushalt ohne die Kosten
für den Schuldendienst, von
mindestens 3,5 Prozent erzielt. An-
schließend soll das Land bis 2060
einen Primärüberschuss von
durchschnittlich mindestens
2,2 Prozent vorweisen. Käme es in
Griechenland zu keinem über-
durchschnittlichen Wirtschafts-
wachstum, liefe diese Vorgabe auf
eine Fortsetzung der Sparpolitik
für die nächsten vier Jahrzehnte
hinaus. Schon jetzt klagen Opposi-
tionspolitiker im griechischen Par-
lament über zu hohe Steuern für
Unternehmen und private Haus-
halte. Norman Hanert

»Griechische Krise vorbei«
EU-Kommissar jubelt, weil das dritte Kreditprogramm ausläuft

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.947.683.565.139 €
Vorwoche: 1.963.860.632.484 €

Verschuldung pro Kopf:
23.551 €
Vorwoche: 23.718 €

(Dienstag, 3. Juli 2018, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Das Programm endet,
aber nicht 

die Überschuldung

Mittlerweile ein fester Bestandteil der Frankfurter Börse: Die Anzeige mit der DAX-Kurve Bild: Imago
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Von feministischer Seite
kommt ein neu er Vorstoß: Bei
Schönheitswettbewer ben soll

künftig nicht auf Aussehen und kör -
per liche Beschaffenheit, sondern auf
soziale Kompetenz und gesellschaft-
liche Aufgeschlossenheit geachtet
werden. Daher: keine Bikinis mehr,
keine Abend kleider mit hochhacki-
gen Schuhen, keine Schminke oder
andere trügerische, reakti onäre
Mittelchen. Jedes Mädchen, das es
will, soll teilnehmen dürfen. Nie-
mand sei ausgeschlossen, so die
wahrhaft demokratische Parole. 
Szenenwechsel. Es gibt für die Moder nen

unter den Bildungspolitikern und je nen,
die diesen Glauben schenken, ein trium-
phales Datum: Im Jahr 2017, so die Statisti-
ker, erwarben 53 Prozent der Be sucher
we i t e r f ü h r e n d e r
Schulen die all -
gemeine Studienbe-
rechtigung. Das heißt
auf Deutsch: Über die
Hälfte aller Schüler
bekommt das Abitur. 
Bevor wir aber die

Frage beantworten, was diese beiden the-
matisch scheinbar weit auseinanderliegen-
den Belange mit einander vereint, werfen
wir noch ein en Blick auf jeden Einzelnen
von ihnen.
Da ist die Sache mit der Schönheit. Wie

die Bezeichnung „Schönheitskonkur renz“
bereits anzeigt, geht es darum, um nichts
sonst. Niemandem würde es ein fallen, bei
den Ausscheidungen um die Teilnahme bei
Olympischen Spielen eine 80-jährige, geh-
behinderte Dame zuzu las sen. Sie ent-
spricht nicht den Vorgaben, damit ist das
Problem klar. Bei der Schön heit aber soll es
anders sein. Wa rum?
Nun zur Bildung. Vor rund 40 Jahren

oder mehr forderte eine damals sehr be -
kannte FDP-Kulturpolitikerin, die Quote
der Abiturienten müsse auf 50 Prozent stei-
gen und erntete damit schallendes Geläch-
ter. Heute ist die Zahl überschrit ten, und
man fragt sich: Wie hat das ge schehen kön-

nen? Es gibt zwei Möglich keiten der Erklä-
rung. Die eine ist, dass es einen geniali-
schen Schub gegeben hat, der die Begabun-
gen junger Leute hat ins Kraut schießen
lassen, und zwar in einem Ausmaß, wie das
die Menschheit zuvor nie erleben durfte.

Die andere Mög-
lichkeit ist, dass die
An for  derungen an die
Schüler immer mehr
gesenkt wurden, bis
sie dem allgemeinen
Durchschnitt der Be-
völkerung entspra-

 c hen. Gute Menschen werden die erste
Er  klärung bevorzugen, Realisten hin ge gen
die zwei te.
Was aber das Bindeglied zwischen

Schön heit und Bildung angeht, so ist ein es
offensichtlich: Vorstellungen wie die se, eine
Schönheitskonkurrenz auf solche Weise zu
refor mieren, können nicht nur einen Grund
haben. Doch gehört dazu jedenfalls eine
spezifisch feministische Art der Para noia,
die sich schließlich gegen das eigene Ge-
schlecht wendet. Mit Sicherheit aber wirkt
hier ein ide engeschichtliches Krebsge-
schwür, näm lich der Glaube an die Gleich-
heit der Menschen. 
Gleich sind die Menschen im Besitz ihr -

er grundlegenden Rechte und gleich sind
sie – was bedingt in Rechtsstaaten gilt – vor
den Schranken des Gerichts. In al lem an-
deren sind sie ungleich. Das ist ja ge rade
der Grund, warum es Wettbewerbe über-
haupt gibt, sei es um ein Krönchen oder ei-

nen Studienplatz: Weil sich die un -
terschiedlichen Fähigkeiten oder Ei -
genschaften verschiedener Menschen mit-
einander messen, um zu einer Ord nung zu
gelangen. Wären alle gleich, könnte ein
Wettbewerb zu keinem Er geb nis führen. 
Der Wahn der Gleichheit richtet deshalb

so viel Schaden an, weil er guter, naiver,
dummer Überzeugung entspringt. Pro -
minent dokumentiert wurde er als eine der
drei Parolen der Französischen Re vo lution,
und er trug schon damals dazu bei, unend-
liches Unglück über die Men schen zu brin-
gen. Zudem ist ihm von jeher eine wahrhaft
lächerliche Irra tionalität eigen: Während je-
ner Französischen Revolution wurden un-
ter anderem Kirch türme zerstört – aus
Feindschaft gegen über dem Glauben, 
sicherlich, aber auch, weil die Türme
wegen ihrer Hö he gegenüber den umlie-
genden Häusern das Prinzip der Gleichheit
ver letzten.
Dieses Prinzip wirkt noch heute mit un-

vermin derter Kraft. Es ist der kaum hörba-
re Basso continuo der Mer kelschen Ein-
wanderungspolitik. Diese hat stets vermie-
den, zwischen kulturell verwandten und
kulturfremden Einwan derern zu unter-
scheiden. Dabei wurde spätestens Ende der
60er-Jahren klar: Schwierigkeiten mit Neu-
bürgern gab es nie, solange diese aus Italien
oder Spa nien kamen, erst mit der Zuwan-
derung aus islamischen Ländern wurde ein
Problem sichtbar. 
Es ist indes kein Zufall, dass zur selben

Zeit die Mär vom „selben Gott“ in die Welt

gesetzt wurde, an den angeblich Christen
wie Mohammedaner glauben – eines der
gro teskesten Produkte des Gleichheits -
wahns überhaupt. Mit einer Asylpolitik
aber, die darauf be ruht, unge prüft und un-
erkannt jeden ins Land zu lassen, den es
danach gelüstet, gibt man dem Gleichheits-
prinzip freie Hand: Wo zu prüfen, wenn es
doch grundsätzlich keine Unter schie de
gibt? 
In der Wirklichkeit aber herrscht das

Pro blem der Integration. Es wird in den po-
litisch korrekten Medien als eine Auf gabe
des Staates beschrieben, nicht als Bring-
schuld der Neuankömmlinge. Ge gen diese
Auffassung spricht die Wirk lichkeit. Denn
dort, in den konkreten Fällen, wo es Inte-
gration tatsächlich
gibt, ist dies das Ver-
dienst des Einzelnen,
der sich seinem neuen
Milieu angepasst hat,
nicht die Leistung von
Politikern, Büro kraten
oder Sozial arbeitern.
Allein daran ist zu erkennen, wie Integra-
tion gesche hen kann – gewollt, nicht ver-
ordnet und daher nie einklagbar. Deshalb
wird es immer Unterschiede geben, wo
Gleich heitsfanatiker alles einebnen wollen.
Um es in der Symbolik schwüler Regenbo-
genfarben auszudrücken: Mischt man sie,
wird gar nichts bunt, sondern es entsteht
ein hässliches Braun.
Doch der Gleichheitsgedanke wirkt über

seine Absicht hinaus. Die globalpoliti schen

Fädenzieher wie Geor ge Soros oder
Tom Barnett betreiben das Geschäft
der Migration im großen Umfang.
Geht es nach ihnen und Ihresglei-
chen, so wird die Zuwanderung
nach Europa vor allem aus Afrika
erst dann ein Ende finden, wenn in
den Ländern Europas solche Zu -
stände herrschen wie jetzt in Afrika.
Das heißt, wenn Europa nicht mehr
attraktiv, weil verschieden von Afri-
ka ist, jeden falls, was die materiel-
len Lebensum stände angeht.
Dann entstünde Gleichheit und

täte es, wie sie es immer tut: orientiert am
ge ringsten Wert. Um es einfacher zu sagen,
am Geleitzugprinzip. Es gehört die geis tige
Dürftigkeit grüner Weltbe trachtung dazu
anzunehmen, die Völkerwanderung von
Süd nach Nord würde irgendjeman dem
helfen, und nicht allen schaden. Es gilt hier
das marxistische Paradoxon: Dadurch, dass
man die Reichen ausbeutet, hat man noch
nie einen Armen reich gemacht.
So gesehen wird offenbar: Die derzeiti-

ge politische Krise in Deutschland und
da rüber hinaus ist weit mehr als ein Streit
zwischen CDU und CSU, mehr auch als
das uneinsichtige Festhalten an der Macht
durch eine Kanzlerin, deren Ab tre ten
überfällig ist, und in seinen Folgen weiter-

reichend über all die
praktisch-po litischen
Probleme einer un-
kontrollierten Inva-
sion hinaus. Die
Schwierigkeiten, die
Deutschland heute
und in absehbarer zu

bewältigen hat, hättten nie entstehen kön-
nen ohne den Irrglauben an die Ega li tät
der Menschen, Dinge und Verhält nis se,
und da tut es nichts zur Sache, dass dieser
Irrglaube von einer vorgeblich bürger-
lichen Kanzlerin befördert wurde. Dieser
Irrglaube hat als Bestandteil aller politi-
schen Ideologien etwas zutiefst Tota litäres
und ist daher schwer aus zurotten. Und
mit einigen EU-Gipfeln ganz sicher nicht.

Florian Stumfall

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

»Nachdenken«
Von Friedrich-Wilhelm Schlomann

In Köln konnten bei dem Tune-sier Sief Allah H. letzte Vorbe-
reitungen zur Herstellung von Ri-
zin durch einen mit Gasmasken
versehenen Trupp von SEK-Poli-
zisten verhindert werden. Der
entscheidende Hinweis kam von
der NSA, deren Hauptquartier in
Maryland die wohl weltweit größ-
te Ansammlung von Supercom-
putern und von Mathematikern
sowie von Informatikern umfasst. 
In Deutschland interessiert

sich der Bundesnachrichten-
dienst im Bereich der „techni-
schen Aufklärung“ im Ausland
auch für den dortigen Telefon-
und Internetverkehr. Derartiges
ist dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz im Inland praktisch
verboten. Nach Ansicht von zu-

weilen weltfremder Parlamenta-
rier und Juristen wäre das eine
„digitale Rasterfahndung“ und
ein allzu großer Eingriff in das
zweifellos sehr hohe Gut der
persönlichen Freiheit. 
Man müsse „darüber nachden-

ken“, meinte dieser Tage ein Ber-
liner Abgeordneter, die Gesetze
zu ändern und die Abwehrstel-
len mit den notwendigen Fähig-
keiten auszustatten. Nicht viel
anders scheint die Lage in ande-
ren Ländern Europas zu sein.
Der Vorfall in Köln war der erste
dieser Art auf unserem Erdteil,
aber garantiert nicht der letzte.
Es ist daher sehr zu hoffen, dass
jenes „Nachdenken“ sich eines
vielleicht gar nicht so fernen Ta-
ges nicht als zu spät erweist.

Sanktionen
Von Eberhard Hamer

Bisher konnten die Russland-
Hasser sicher sein, dass sie
mit ihrer Hetz- und Kampf-

politik in US-amerikanischem
Interesse und mit Rückendeckung
von dort handelten. Für die US-
Amerikaner war nämlich Russland
das entscheidende Hindernis, um
erstens ihre Ölweltmachtpläne
durchzusetzen, zweitens das Dol -
lar imperium zu erhalten, drittens
ihre Herrschaft in den Osten vor-
anzutreiben, viertens das Schwarze
Meer militärisch zu erobern und
fünftens Syrien zu erobern.
Der US-amerikanische Kampf

gegen Russland nahm deshalb im-
mer neue Formen an. Russland
wurde mithilfe der NATO von US-
Raketenstationen umgeben, die im-
mer dichter an die russische Gren-
ze heranrückten. Die Clinton-Cli-
que behauptete sogar, ihre überra-
schende Wahlniederlage habe sie

nur Russland zu verdanken, und
hetzt seitdem in den USA gegen je-
den Russlandkontakt – auch des
Präsidenten. 
In den von den USA behrrschten

internationalen Organisationen
wurde sorgfältig darauf geachtet,
dass nur Russlandfeinde in Füh-
rungspositionen kamen, Russland-
freunde dagegen ausgeschlossen
wurden. Und wer Russland am
meisten und am lautesten be-
schimpfte, durfte dafür bisher eine
Vorzugsbehandlung der US-ameri-
kanischen Präsidenten erwarten. 
Die US-amerikanischen Sanktio-

nen gegen ihre „Verbündete“ ge-
nannten Satelliten, die Strafzahlun-
gen gegen unsere Banken und In-
dustrie sowie die Gefährdung des
Weltfriedens seitens der USA
durch Kündigung des Iran-Vertra-
ges, der Handelsverträge, des Um-
weltschutzes haben nun auch die

treuesten US-Hofschranzen wie
Merkel, Juncker, Macron und May
ratlos gemacht. Plötzlich kommt
nicht mehr alles Gute aus den USA
und sind nicht mehr alle Befehle
aus den USA gut,
sondern es wird
offenbar, dass sie
den eigenen Völ-
kern schaden. 
Der neue Präsi-

dent nimmt keine 
Rücksicht mehr
auf die Interessen und die Demut
seiner Gefolgschaft, sondern zieht
seinen US-amerikanischen Nutzen
durch. Die Phalanx der USA und
ihrer Satelliten gerät plötzlich ins
Wanken. Die ersten Mahner der Sa-
tellitenstaaten, Ungarn, Italien und
Spanien rufen plötzlich nach bes-
seren Beziehungen zu Russland,
weil die Treue zu den Vereinigten
Staaten nicht mehr lohnt, das Ge-

schäft mit Amerika durch die USA
zerstört wird. 
Noch zwei Tage vor der G7-Kon-

ferenz in Kanada hat sich Merkel
durch kräftige Hetze gegen Russ-

land beim Präsi-
denten beliebt
machen wollen.
Sie wurde aber
ebenso wie ihre
Kollegen auf der
Konferenz abge-
kanzelt und ihr

als neue Richtung eine Zusammen-
arbeit mit Russland befohlen.
Offenbar haben Merkel und

Maas wieder einmal aufs falsche
Pferd gesetzt: Die von ihnen betrie-
bene Masseninvasion aus aller Welt
in unser Sozialsystem wird inzwi-
schen von der Besatzungsmacht
und der Mehrheit des Volkes als
Bedrohung empfunden. Die von
Merkel akzeptierte Totalspionage

der USA über Deutschland und
seine Wirtschaft ist plötzlich natio-
nale Gefahr. Der Ausverkauf der
deutschen Technologie durch Chi-
na ist mit Globalisierung nicht
mehr zu rechtfertigen. Die wach-
sende Kriminalität von Merkels
Gästen zeigt die Kehrseite der Um-
volkung. Die Schädigung der deut-
schen Wirtschaft durch die von
Merkel betriebenen Russland-
Sanktionen und die US-amerikani-
schen Sanktionen gegen uns wer-
den zum Existenzproblem der In-
dustrie. Ob Merkel will oder nicht,
die Forderungen der AfD und Lin-
ken, ein friedliches und harmoni-
sches Verhältnis auch zu Russland
anzustreben, wird durch das US-
amerikanische Verhalten erzwun-
gen.
Merkel hat in den letzten drei

Jahren zu häufig die falsche Rich-
tung eingeschlagen, Dauerschäden

für unser Volk verursacht. Sie
glaubte, dies in Gefolgschaft oder
auf Geheiß der US-amerikanischen
Besatzungsmacht leisten zu müs-
sen. Nun sind aber die Befehle an-
ders, hat sie die Interessen ihres
Landes nutzlos geopfert. 
Der eigentlich politisch seit Lan-

gem vernünftige Weg der USA, sich
mit Russland auszusöhnen, wird
die Anti-Russland-Kämpfer in die
Krise treiben und die Sanktionen
kippen. NATO-Generalsekretär
Stoltenberg wird in Kürze abtreten.
Juncker hat zuerst den Schwenk
vollzogen. Die neuen Regierungen
in Spanien und Italien machen den
Boykott nicht mehr mit. Der US-
amerikanische Präsident gibt eine
andere Richtung vor, die Merkel so
kurzfristig nicht glaubhaft nach-
vollziehen kann. Seit der G7-Kon-
ferenz ist der Merkel-Stern am
Himmel am verlöschen.

Die deutsche
Kanzlerin kann
nicht mehr über-
zeugen: 
Angela Merkel
im Gespräch mit
Donald Trump
am Rande des
G7-Gipfels in 
Kanada

Bild: pa

Immer mehr 
EU-Staaten gegen
Russlandsanktionen

Gegenwind

Was die Schönheit mit
der Bildung zu tun hat

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM



Nr. 27 – 6. Juli 2018 9

MELDUNGEN

Der Wiener
Canaletto-Blick

Wien − Mit dem „Canaletto-Blick“
verbinden Kunstfreunde hierzu-
lande meist jene Ansicht in Dres-
den, die der venezianischer Maler
Bernardo Bellotto, genannt Cana-
letto, 1748 in seinem Gemälde
„Dresden vom rechten Elbufer
unterhalb der Augustusbrücke“
verewigt hat. Doch auch Wien hat
einen berühmten „Canaletto-
Blick“. Es handelt sich um Bellot-
tos Bild „Wien, vom Belvedere aus
gesehen“ von 1758/61. Dieses
Gemälde hat über die Jahrhun-
derte zahlreiche Künstler inspi-
riert, deren Werke nun gemein-
sam mit Belottos Original in der
Ausstellung „Der Canalettoblick“
im Wiener Museum Oberes Bel-
vedere noch bis zum 14. Oktober
gezeigt werden. Infos im Internet:
www.belvedere.at. tws

Kassel weiß nicht, wohin mit
einem Obelisken. Die dokumenta-
Hinterlassenschaft mit dem Titel
„Das Fremdlinge und Flüchtlinge
Monument“ entwickelt sich zu
einer Provinzposse.

Es ist in Kassel seit 1977 gute
Sitte, dass mindestens eines der
für die jeweilige documenta im
öffentlichen Raum verwirklichten
Kunstwerke erhalten bleibt. In -
zwischen sind es 16 Stück. Abso-
luter Publikumsliebling ist Jona-
than Borofskys vor dem Kultur-
bahnhof aufgebauter „Himmels-
stürmer“ (1992). Das einzige Au -
ßenkunstwerk der letztjährigen
documenta 14, das noch in Kassel
steht, ist der von Olu Oguibe ent-
worfene Obelisk auf dem Königs-
platz. Sein Erwerb sorgt für Tur-
bulenzen. Die Stadtverordneten-
versammlung setzte dem Magi-
strat ein bis zum 30. Juni befriste-
tes Ultimatum zum Ankauf. Der
ließ es verstreichen.
Der auf der Kasseler Weltkunst-

ausstellung viel beachtete „Obe-
lisk. Das Fremdlinge und Flücht-
linge Monument“ trug dem in den
Vereinigten Staaten lebenden
Nigerianer im September 2017
den nach dem Gründervater der
documenta benannten Arnold-
Bode-Preis ein. Die Mehrheit der
Kasseler Bürgerschaft sprach sich
damals für den Verbleib des Obe-
lisken auf dem Königsplatz aus.
Das Kunstwerk ist 16 Meter

hoch. In die vier Seiten der spitz
zulaufenden Betonsäule sind mit
goldenen Schriftzeichen auf
Deutsch, Englisch, Türkisch und
Arabisch Worte Jesu graviert: „Ich
war ein Fremdling und ihr habt
mich beherbergt.“ Im Internet
charakterisiert die Stadt Kassel
der Obelisken so: „Nach eigener
Aussage des Künstlers möchte er
damit diejenigen Menschen pro-
vozieren, die Grenzen für Flücht-
linge schließen.“ 
Der Künstler äußert sich inzwi-

schen vorsichtiger: „Der Obelisk
wurde ausdrücklich für Kassel
und den öffentlichen Platz ange-
fertigt, auf dem er steht. Hinter-

grund ist nicht die Politik, son-
dern die Geschichte der Stadt als
einladender Ort sowie die einfa-
chen, von allen anzustrebenden
menschlichen Werte. Gastfreund-
schaft und Dankbarkeit (der Auf-
genommenen) sind keine politi-
schen Themen.“ 
Insbesondere der AfD ist er

aber wegen seiner fremden-
freundlichen Botschaft ein Dorn
im Auge und sie verspricht sich
von ihrer feindseligen Haltung
Stimmen bei der nächsten Hes-
senwahl. Einer ihrer Stadtverord-
neten verkündete: „Wer den Obe-
lisken weghaben will, muss am
28. Oktober AfD wählen.“
Am 23. Januar verbreitete die

Stadt Kassel gemeinsam mit Ogui-
be einen Spendenaufruf zum
Ankauf des Obelisken. Kulturde-
zernentin Susanne Völker
schreibt darin: „Viele Menschen
haben sich für den Obelisken
stark gemacht.“ Er sei ein für die
documenta 14 repräsentatives
und preisgekröntes Kunstwerk.
Als Spendenziel rief der Künst-

ler 600000 Euro aus und wies auf
Kaufanfragen aus anderen Städ-
ten hin. Die Kulturdezernentin
verkündete vorsichtigerweise:
Wenn bis Ende April weniger
Geld zusammenkäme, sei die
Spendenaktion noch keineswegs
gescheitert, denn Oguibe könne
die eingegangene Summe als
Kaufpreis akzeptieren. Wolle er
das nicht, bekämen die Spender
ihr Geld zurück.
Das am 3. Mai von der Presse-

stelle der Stadt verkündete Ergeb-
nis der Spendenaktion nimmt
sich recht bescheiden aus:
76153,27 Euro, überwiesen von
630 Personen. Eine Stiftung legte
noch 50000 Euro drauf. Kulturde-
zernentin Völker erklärte: „Wir
würden uns sehr freuen, wenn
der Ankauf trotz des nun niedri-
geren Betrages zustande käme.“
Zugleich stellte sie dem Künst-

ler ein Hindernis in den Weg, von
dem beim Spendenaufruf noch
nicht die Rede war: Der Obelisk
müsse den Königsplatz verlassen.
Die Begründung für den Platzver-

weis lautet: „Gerade mit Blick auf
künftige documenta-Ausstellun-
gen müssen die beiden großen
Plätze in der Kasseler Innenstadt,
Friedrichsplatz und Königsplatz,
in ihren Zentren frei für weitere
Nutzung bleiben.“ 
Das hört sich wie ein schlechter

Witz an, denn bekanntlich befin-
den sich auf dem Friedrichsplatz
zwei Werke früherer documenta-
Ausstellungen: Walter de Marias
„Vertikaler Erdkilometer“ (1977)
im Zentrum des Platzes sowie der
zuerst und der zuletzt gepflanzte
Baum der von Joseph Beuys initi-

ierten Stadtverwaldungsaktion
„7000 Eichen“ (1982-1987).
Die Stadtverwaltung möchte

den Obelisken auf den Holländi-
schen Platz abschieben. Den
preist Stadtbaurat Nolda als
„Treffpunkt für die internationale,
multikulturelle Bürgerschaft“ an.
Erstaunlich, denn tatsächlich ist
er nichts weiter als eine enorm
große Straßenkreuzung, hinter
der sich das Gelände der Univer-
sität erstreckt. Der Parkplatz am
Rande der Straßenkreuzung ist
als Baugrund für das documenta-
Institut vorgesehen. In das Gebäu-

de ziehen das Archiv und die
Bibliothek der documenta ein.
Vor ihm soll der Obelisk seine
neue Heimat finden. 
Oguibe erklärte sich bereit, sein

Kunstwerk für die eingegangene
Spendensumme von 126153,27
Euro an die Stadt zu verkaufen,
wollte sich zunächst aber nicht
auf einen Standortwechsel einlas-
sen. Dann jedoch setzte er die
Stadt mit einem Kompromissvor-
schlag unter Zugzwang. Der Obe-
lisk solle erst vom Königsplatz
zum Holländischen Platz umzie-
hen, wenn dort das documenta-
Institut verwirklicht ist. Aber das
wird noch Jahre dauern.
Am 18. Juni beriet die Stadtve-

rordnetenversammlung über
Oguibes Kompromissvorschlag.
Die Mehrheit entschied, die Stadt
solle den Obelisken kaufen, aber
vom Königsplatz entfernen. Ogui-
bes Vorschlag, ihn bis zur Fertig-
stellung des documenta-Instituts
am jetzigen Standort zu belassen,
lehnten die Stadtverordneten ab.
Mit den Stimmen von SPD, CDU
und AfD wurde ein Antrag ange-
nommen, der für gewaltigen Zeit-
druck sorgen sollte: Wenn Magi-
strat und Künstler sich bis zum
30. Juni über den Obelisken nicht
handelseinig werden, ist seine
Zeit in Kassel abgelaufen. Er soll
bis zum 31. Juli abgebaut werden
und die Stadt verlassen.
Mit diesen Abstimmungsmanö-

vern wollte die Mehrheit der
Stadtverordneten offenbar bewir-
ken, dass Oguibe endlich der
Geduldsfaden reißt und er sein
Kunstwerk freiwillig aus Kassel
abzieht. Doch Magistrat und
Künstler ließen das Ultimatum in
aller Ruhe verstreichen. 
Unter Berufung auf den Presse-

sprecher der Stadt meldete die
„Hessische Allgemeine“ in ihrer
Ausgabe vom 30. Juni, was die
Handelspartner zu tun gedenken.
Oguibe reist auf Einladung des
Magistrats Ende Juli oder Anfang
August nach Kassel, um mit den
Vertretern der Stadt über das wei-
tere Schicksal des Obelisken zu
entscheiden. Veit-Mario Thiede

Abschiebung gefordert
Kassel hadert mit documenta-Erbe – Ein Obelisk mit fremdenfreundlicher Botschaft ist wenig willkommen

Fremdkörper auf dem Königsplatz: Der „Obelisk. Das Fremdlin-
ge und Flüchtlinge Monument" ist zum Politikum geworden

Die Galerie der Heiligen
Alter Meister der Schnitzkunst – Der Bildhauer Erasmus Grasser

Ein Lebensgeschenk
Chiemsee-Festspiele laufen nach dem Tod ihres Gründers weiter

Tänzer und Märtyrer, Pro-
pheten und Päpste: Le -
bensecht blicken großarti-

ge Skulpturen den Besucher an.
Die teils farbigen, teils naturbelas-
senen Schnitzarbeiten fesseln
durch Präsenz und Schönheit.
Wie kein anderer Künstler prägte
Erasmus Grasser die spätgotische
Kunst in Bayern. Der Bildhauer
starb vor 500 Jahren in München.
Dort zeigt das Bayerische Natio-
nalmuseum zum ersten Mal über-
haupt Werke von Grasser in der
Sonderschau „Bewegte Zeiten“.
Geboren etwa 1450 im ober-

pfälzischen Schmidmühlen bei
Amberg, gelangte Grasser schon
ab 1472 in München zu Ruhm: Er
schuf die zehn geschnitzten Tän-
zerfiguren, Himmelsgestirne und
Wappen für den „Tanzsaal“ des
Alten Rathauses, einen wichtigen
Versammlungsort – ein bedeuten-
der Auftrag zur Zeit des Münche-
ner Herzogs Albrecht IV. 
Fünf dieser „Moriskentänzer“

tanzen dem Besucher gleich im
ersten Raum entgegen. Sie wirken
so bunt-beweglich, dass man eher
an einen heutigen Karnevalsum-
zug denkt als an eine spätmittelal-
terliche Tanzveranstaltung. Der
Name bezieht sich auf ursprüng-
lich wohl maurische Springtänze,
die später auch bei Hofe aufge-
führt wurden. So sieht man auch
echte zeitgenössische Musikin-

strumente in einem Exkurs-
Raum, wo in das „Leben um
1500“ eingeführt wird. 
Eine weitere Abteilung schil-

dert die „religiöse Welt“ der Zeit;
die meisten erhaltenen Werke
Grassers sind sakraler Natur und
in kirchlichem Besitz. Rund 70

Originale sind durch Kooperation
mit Kirchenstiftungen der Erzdiö-
zese München und Freising sowie
des Diözesanmuseums Freising
als Leihgaben zu sehen. Eine
ganze Galerie von Heiligen und
Bibelfiguren blickt streng auf die
Gäste herab, darunter 35 Büsten
von Propheten, Aposteln, Evange-

listen und Kirchenlehrern aus
dem Chorgestühl des Münchner
Liebfrauendoms. Andächtig ste-
hen die Besucher vor dem echten
Heilig-Kreuz-Altar aus der Wall-
fahrtskirche Sankt Maria in Mün-
chen-Ramersdorf. Viele bekreuzi-
gen sich unwillkürlich vor den
farbigen Tafeln und Altarfiguren.
Auch steht hier der rekonstru-

ierte Hochaltar aus der Münche-
ner Peterskirche mit den Tafelge-
mälden und der goldglänzenden
Petrusstatue aus der Pfarrei Sankt
Peter. Zeitgenössische Gemälde,
Grafiken und Alltagsgegenstände
stellen Grassers Werke in den
Kontext seiner Lebenswelt. 1492
begann eine neue Zeit: Amerika
wurde entdeckt, und mit Granada
fiel auch die letzte Bastion der
Mauren in Europa. Grassers
Moriskentänzer erinnern an die
damals untergegangene islami-
sche Macht. Susanne Habel

„Bewegte Zeiten. Der Bildhauer
Erasmus Grasser (um 1450–
1518)“ läuft bis 29. Juli im Bayeri-
schen Nationalmuseum, Prinz-
regentenstraße 3, 80538 Mün-
chen, geöffnet Dienstag bis Sonn-
tag 10 bis 17 Uhr, Donnerstag bis
20 Uhr, Eintritt 12 Euro. Der
Katalog (Hirmer Verlag, 408 Sei-
ten) kostet im Museum 39 Euro,
im Buchhandel 45 Euro. www.
bayerisches-nationalmuseum.de

Bei den diesjährigen Herren-
chiemsee-Festspielen sollte
Intendant Enoch zu Gut-

tenberg ursprünglich fünf der 
13 Konzerte dirigieren. Dazu wird
es nun nicht mehr kommen. Der
Dirigent und Festspielgründer
verstarb am 15. Juni im Alter von
71 Jahren in München. 
Neben vielen unvergessenen

Aufführungen gab zu Guttenberg,
der von 2000 an Festivalintendant
war, folgenden Satz der Welt als
Andenken mit: „Dieses Festival ist
eines der schönsten Lebensge-
schenke, welches mir je zuteil-
wurde.“ Nach dem Motto „The
Show must go on“ werden die
Konzerte dennoch wie geplant
vom 17. bis 29. Juli stattfinden. Die
drei Bach-Kantaten, die zu Gut-
tenberg zum Festival-Auftakt im
Münster Frauenchiemsee leiten
wollte, dirigiert nun der Brite
Andrew Parrott. 
Bach, Haydn, Brahms sind eini-

ge der Schwerpunkte des Festi-
vals, das musikalisch vom 17. bis
ins 20. Jahrhundert einen Bogen
spannt zu Schönberg und Janá-
cek. So wird Parrott im Spiegel-
saal von Schloss Herrenchiemsee
am 19. Juli einen Abend mit zwei
Haydn-Sinfonien leiten. Das Pro-
gramm öffnet sich in Richtung
Osteuropa, wenn die Sofia Sym-
phonics Werke unter anderem
von Smetana und Tschaikowski

aufführen (20.7.). Im Zeichen von
Brahms steht der Liederabend der
von zu Guttenberg 1967 gegrün-
deten Chorgemeinschaft Neubeu-
ern am 22. Juli. 
Den südeuropäischen Raum

erkundet das Orchester der
KlangVerwaltung, dessen Chefdi-

rigent zu Guttenberg war, mit
Ravels „Ma mère l’oye“ sowie mit
„Empúries – Sardana lliure“
(1926) des katalanischen Kompo-
nisten Eduard Toldrà. Im 17. Jahr-
hundert war es für Komponisten
gang und gäbe, sich in anderen
europäischen Ländern unterrich-
ten zu lassen und Inspiration bei-

spielsweise aus dem französi-
schen oder italienischen Stil zu
sammeln. Und so bewegt sich das
En semble „Europa Galante“ am
27. Juli auf seiner „paneuropäi-
schen Or chesterreise“ auf den
Spuren musikalischer Migranten,
darunter Händel, Telemann, Hai-
nichen, Boccherini und Vivaldi.
Erneut ist das Münchener Kam-

merorchester unter Clemens
Schuldt zu Gast. Drei Werke von
Arnold Schönberg, Lennox Berke-
ley und Karl Amadeus Hartmann,
die im Jahr 1939 komponiert oder
revidiert wurden, werden am 
26. Juli Mo zarts Sinfonie Nr. 39
gegenübergestellt. Liebesarien
von Händel, Vivaldi und Porpora
bringen die Barocksängerin Julia
Lezhneva und das Kammerorche-
ster Basel am 28. Juli auf die Büh -
ne. Giuliano Carmignola (24.7.)
und das Signum Quartett (25.7.)
vervollständigen die Riege der
renommierten Künstler. 
Zum Abschluss des Festivals

erklingt auf Schloss Herren-
chiemsee Beethovens 9. Sinfonie
unter Roberto Abbado, einem
Neffen des verstorbenen früheren
Leiters der Berliner Philharmoni-
ker, Claudio Abbado. H. Tews

Programm: www.herrenchiem-
see-festspiele.de. Karten: Mün-
chenMusik, Telefon (089) 936093,
www.muenchenmusik.de

Festspielgründer und Dirigent
zu Guttenberg (1946–2018)

Lebensecht: Detail vom Kreuz-
retabel aus Maria Ramersdorf

Empfindliche
Blätter

Lübeck − Das Museum Behnhaus
Drägerhaus, Königstraße 9–11,
stellt mit „Emil Nolde. Farbenzau-
ber“ vom 7. Juli bis 7. Oktober
erstmals lichtempfindliche Aqua-
relle des norddeutschen Expres-
sionisten aus. Die Schau bildet
den Abschluss der Jubiläumsver-
anstaltungen zu Noldes 150. Ge -
burtstag im vergangenen Jahr.
www.nolde-im-norden.de tws
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50 Filme 
für 18 Euro

Köln − Bei den 10. Kölner Kino-
Nächten gibt es vom 12. bis 15. Ju -
li neben neuen Filmen wie über
den Fußballmanager Rudi Assau-
er wieder Klassiker wie Hitch -
cocks „Die Vögel“ oder Kubricks
„2001: Odyssee im Weltall“ zu
sehen. Für nur 18 Euro kann man
außerdem alle 50 Filme mit nur
einer Eintrittskarte besuchen.
www.koelner-kino-naechte.de tws
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Zwei Seelen scheinen seit je in
der Brust Russlands zu wohnen:
So wie es heute anti- und pro-
westliche Strömungen gibt, war es
schon zu Zeiten der Zaren. Ein
tragisches Beispiel dafür ist das
Zerwürfnis zwischen Peter dem
Großen und seinem Erstgebore-
nen, das in dessen Ermordung am
7. Juli 1718 mündete.

Zeitlebens gab es Differenzen
zwischen Zar Peter I. und seinem
Sohn Alexej. Peter war bemüht,
Russland aus der Rückständigkeit
herauszuführen, es zu moderni-
sieren und zu einer Weltmacht
aufzubauen. Auf vielen Reisen
hatte Peter, der sich nie für einfa-
che Arbeiten zu schade war, das
nötige Wissen kennengelernt und
nach Russland gebracht. Er war
Europa und der Aufklärung zuge-
wandt, sein Sohn Alexej hingegen
stand unter dem Einfluss seiner
von Teilen der alten Bojarenkaste
und Vertretern der orthodoxen
Kirche beeinflussten Mutter Jew-
dokija Lopuchina, die diese Öff-
nung Russlands gegenüber Euro-
pa ablehnte. 
Die frühe Kindheit hatte der am

28. Februar 1690 geborene Zare-
witsch in der Obhut seiner Mutter
verbracht, doch als Peter diese
1698 wegen deren Verwicklung in
den Strelitzenaufstand gegen ihn
ins Kloster verbannte, wurde Ale-
xej nach Preobraschenskoje ge-
bracht und von deutschen Leh-
rern unterrichtet. Nach Beendi-
gung seiner schulischen Ausbil-
dung kam er dort mit Gegnern
von Peters Reformpolitik in Be-
rührung. Einer von ihnen war der
Geistliche Jakow Ignatjew. Er
unterstützte den Zarewitsch da-
bei, Kontakt mit seiner im Kloster
Susdal festgesetzten Mutter zu
halten, und schürte in dem Jun-
gen den Hass gegen seinen Vater.
Um Russland aus der Isolation

zu führen, aber auch, um Alexej
an die westeuropäische Kultur
heranzuführen, arrangierte Zar
Peter 1707 die Vermählung seines

Sohnes mit Charlotte Christine,
Tochter des Herzogs Ludwig Ru-
dolf von Braunschweig-Wolfen-
büttel. Am 25. Oktober 1710 fand
die Hochzeit in Torgau statt. Die
beiden fanden Gefallen aneinan-
der, dennoch verlief die Ehe un-
glücklich. Die Prinzessin verstand
sich gut mit ihrem Schwiegerva-
ter, während ihr Gemahl zuse-
hends der Trunksucht verfiel und
sie schlug. Als Peter davon erfuhr,
stellte er seinen Sohn vor die
Wahl, sich entweder zu bessern
und sich zu einem würdigen
Thronfolger zu entwickeln, oder
andernfalls im Kloster eingesperrt
zu werden. Charlotte Christine

verstarb bei der Geburt ihres
zweiten Kindes 1715 mit nur 
21 Jahren. 
Peter dem Großen war Alexejs

anti-westliche Einstellung ein
Dorn im Auge. Er sah seine Refor-
men in Gefahr. Als Peter den Sohn
von der Thronfolge ausschloss,
floh dieser 1716 gemeinsam mit
seiner Geliebten Jewrosinja nach
Wien zu seinem Schwager Karl
VI., auf dessen Unterstützung er
hoffte. Nach langen Scherereien,
Drohungen und Erklärungen ge-
lang es Peters Gesandten schließ-
lich, ihn nach Russland zurückzu-
locken. Alexej verzichtete zugun-
sten seines Halbbruders Peter

(Sohn der späteren Katharina I.)
auf seine Thronansprüche, gab
die Namen einiger Gleichgesinn-
ter preis und hoffte, dass ihm der
Rückzug ins Privatleben geneh-
migt würde. Jewrosinja erzählte in
der Gefangenschaft indessen von
den Plänen des Zarewitschs, der
von der Thronbesteigung nach
dem Tod Peters träumte, seiner
Angst vor der Stiefmutter Kathari-
na sowie seiner Hoffnung auf ei-
nen Aufstand und die Ermordung
des Vaters. Nach diesem Beschul-
digungen, die Alexej bestätigte,
wurde er wegen der Verschwö-
rung gegen seinen Vater ange-
klagt. In einer extra einberufenen

Sondergerichtsverhandlung mit
einem Richtergremium, beste-
hend aus hohen Würdenträgern,
wurde der Zarewitsch am 5. Juli
1718 zum Tode verurteilt. Die Ent-
scheidung über die Vollstreckung
überließ das Gericht dem Zaren.
Noch bevor Peter sich zu dieser
Entscheidung durchgerungen hat-
te, verstarb Alexej am 7. Juli 1718
in der Peter-und-Paul-Festung, of-
fiziell an einem Herzinfarkt, den
er erlitten habe, als er das Urteil
vernahm. In der Peter-und-Paul-
Festung gefundene Niederschrif-
ten legen allerdings nahe, dass
Alexej den Folgen der Folter erle-
gen ist.

Alexej bezahlte mit seinem Le-
ben dafür, dass er sich den Refor-
men des Vaters widersetzte. Das
politische Programm des Zare-
witschs sah vor, die zahlreichen
Kriege zu beenden, die Armee
und die Flotte drastisch zu ver-
kleinern, die Steuern zu senken
sowie Moskau wieder zur Haupt-
stadt des Reichs zu erklären. Je-
doch war Alexej nur mäßig be-
gabt, und ihm fehlte die Willens-
stärke seines Vaters für die Um-
setzung seiner Pläne.
Seine Verbündeten hofften in-

des, mit einem Umsturz die alte
Ordnung wiederherstellen zu
können. Mit Peters Reformen wa-
ren die Vertreter der unterschied-
lichsten Stände unzufrieden. Be-
sonders schwer hatte es das einfa-
che Volk, das den Sinn der Refor-
men nicht verstand und durch die
vielen Kriege sowie die endlos er-
scheinenden Neuerungen ermü-
det war. Der Klerus war empört
über die Verletzung traditioneller
Werte und die totale Kontrolle
durch den Staat. Auch waren Ver-
treter der Elite der neuen Ver-
pflichtungen überdrüssig, die der
Kaiser ihnen auferlegt hatte. Die
Opposition gegen Peter richtete
sich gegen das Tragen deutscher
Kleidung, gegen die Bevorzugung
von Emporkömmlingen und
Fremden. Die Reformen hatten
Ressentiments des alten Adels
und den Widerstand der Kirche
hervorgerufen. Die Unzufrieden-
heit mündete immer wieder in
Aufständen, wie in den Kosaken-
aufstand 1707/1708, den Baschki-
renaufstand und die Erhebung
der Bauern des mittleren Wolga-
gebiets 1709/1710. 
Die Tragik der Vater-Sohn-Tra-

gödie besteht darin, dass sowohl
Peter als auch Alexej im Grunde
Europäer waren, doch während
Peter sich an der aufgeklärten
westlichen Tradition orientierte,
hielt sein Sohn an einer vom alten
Adel und der orthodoxen Kirche
geprägten Lebensstil fest.

Manuela Rosenthal-Kappi

Vater-Sohn-Tragödie um den Kurs Russlands 
Am 7. Juli 1718 starb Alexej Petrowitsch Romanow in der Gefangenschaft, die sein Vater, Zar Peter I., angeordnet hatte

Peinliches Verhör: Peter der Große (sitzend) nimmt seinen Sohn Alexej ins Gebet Bild: Gemälde von Nikolaj Ge/Tretjakow Galerie

Für die einen ist er ein „Ret-
ter Deutschlands“, für die
anderen ein „Arbeiterverrä-

ter“. Gustav Noske polarisiert bis
in die Gegenwart, vor allem in sei-
ner eigenen Partei. Dabei verliefen
die ersten Jahrzehnte der Vita die-
ses am 9. Juli 1868 in Brandenburg
an der Havel geborenen SPD-Poli-
tikers der Kaiserzeit so unspekta-
kulär wie die von unzähligen an-
deren. Er entstammte der Arbei-
terschaft. Sein Vater war Weber
und seine Mutter Arbeiterin. Er
selber wurde nach dem Besuch
der Volks- und Bürgerschule von
1874 bis 1882 Korbmacher. 1884
trat er in die SPD ein, in der er bis
1892 bis zum Vorsitzenden der
Partei in Brandenburg aufstieg.
Für ausgewiesene Sozialdemo-

kraten bot das Kaiserreich nicht
sonderlich viele berufliche Auf-
stiegsmöglichkeiten. Neben den
SPD-nahen Gewerk- und Genos-
senschaften sind hier insbesonde-
re die Redaktionen sozialdemo-
kratischer Zeitungen zu nennen.
Auch der Korbmacher Noske wur-
de Journalist. 1892 arbeitete er in
der Redaktion des SPD-Blattes sei-
ner Heimatstadt, der „Branden-
burger Zeitung“, 1893 wechselte
er an die Pregelmetropole zur
„Königsberger Volkstribüne“,  und
1897 wurde er Chefredakteur der
„Volksstimme“ in Chemnitz.
Als Abgeordneter des Wahlkrei-

ses Chemnitz zog Noske 1906 in
den Reichstag ein. Dort zeigte sich

seine für einen Sozialdemokraten
bemerkenswerte Affinität zum Mi-
litär und zu Kolonien. Bereits in
seiner ersten Reichstagsrede äu-
ßerte er den Wunsch, „dass
Deutschland möglichst wehrhaft
ist“, und bezeichnete es als „unse-
re verdammte Pflicht und Schul-

digkeit ... dafür zu sorgen, dass das
deutsche Volk nicht etwa von
irgendeinem Volk an die Wand ge-
drückt wird“. Noch zu Friedens-
zeiten erschien sein Buch „Koloni-
alpolitik und Sozialdemokratie“,
in dem er sich für koloniale Er-
werbungen aussprach. Nach dem

Ausbruch des Ersten Weltkrieges
schrieb er: „So ist denn Krieg im
Land. Uns alle beherrscht jetzt nur
eine Frage: Wollen wir siegen?
Und unsere Antwort lautet: Ja.“
Dies alles macht Noske bei der

Linken unbeliebt, doch zum Hass -
objekt wird er durch sein ent-

schiedenes Vorgehen gegen die
Versuche, die Novemberrevolu-
tion in ein Sowjetsystem münden
zu lassen. 1918 ließ er sich von
dem auch von seiner Partei unter-
stützten, demokratisch legitimier-
ten kaiserlichen Reichskanzler
Max von Baden nach Kiel schik-

ken, um zu verhindern, dass von
dort der revolutionäre Funke auf
das Reich übergreift. Das gelang
Noske zwar nicht, doch tat das sei-
ner politischen Karriere keinen
Abbruch. Als ausgewiesener Fach-
mann für militärische Fragen, der
die Nähe zu den Waffenträgern

des Reiches nicht scheute, wurde
der politische Vertraute und per-
sönliche Freund des SPD-Vorsit-
zenden Fried rich Ebert nach dem
Ausscheiden der Unabhängigen
Sozialdemokraten aus dem Rat
der Volksbeauftragten der für die
Demobilisierung, Heer und Mari-

ne zuständige Volksbeauftragte.
Bei der Bildung der ersten Weima-
rer Reichsregierung übernahm er
das Reichswehrministerium. 
Mit den berühmten Worten

„Meinetwegen! Einer muss den
Bluthund machen! Ich scheue die
Verantwortung nicht!“ übernahm
er die Verantwortung für die mili-
tärische Verteidigung der parla-
mentarischen Demokratie gegen
links.
Der enge Kontakt zu den Frei-

korps und den alten militärischen
Eliten, die ihm beim Spartakus-
aufstand, den Berliner Märzkämp-
fen und diversen lokalen Aufstän-
den halfen, wurde ihm schließlich
zum Verhängnis. Als seine Ver-
bündeten selber 1920 putschten,
wurde das von seinen Parteifreun-
den nicht zuletzt ihm vorgewor-
fen. Er sei zu nachsichtig, blauäu-
gig, auf dem rechten Auge blind
gewesen, habe sich täuschen las-
sen, statt dem Lüttwitz-Kapp-
Putsch vorzubeugen. Nach dem
Scheitern des Putsches verlor No-
ske nicht nur seinen Ministerpo-
sten, sondern wurde von seiner
Partei auch nicht mehr als Kandi-
dat für den Reichstag aufgestellt.
Er wurde politisch kaltgestellt und
auf den Posten des Oberpräsiden-
ten der preußischen Provinz Han-
nover abgeschoben, wo er den
Rest der Weimarer Republik ver-
blieb. Politisch trat Noske in der
Weimarer Zeit nicht mehr hervor,
abgesehen davon, dass er nach

dem Tode Eberts 1925 im Gegen-
satz zu seiner Partei nicht etwa
den Zivilisten und Volksblockkan-
didaten Wilhelm Marx, sondern
den Generalfeldmarschall und
Reichsblockkandidaten Paul von
Hindenburg bei den Präsident-
schaftswahlen unterstützte. 
Im sogenannten Jahr der Macht -

ergreifung wurde der rechte Sozi-
aldemokrat erst beurlaubt und
nach der Vollendung des 65. Le-
bensjahres entlassen. Noske hielt
Kontakt zu vormaligen Genossen
und stellte sich 1943 für den Fall
eines Staatsstreichs als sogenann-
ter Politischer Beauftragter im
Wehrkreis IX (Kassel), in dem er
seit 1933 wohnte, zur Verfügung.
Nach dem Scheitern des Umsturz-
versuches vom 20. Juli 1944 wur-
de Noske verhaftet. Zu einer Ver-
handlung vor dem und Verurtei-
lung durch den Volksgerichtshof
kam es nicht mehr. Am 25. April
1945 wurde er aus dem Berliner
Zellengefängnis Lehrter Straße
entlassen.
Seine Ablehnung des Sowjet -

systems verband ihn zwar mit
dem neuen starken Mann in sei-
ner westdeutschen Heimat, doch
legte Kurt Schumacher auf seine
Rückkehr auf die politische Bühne
keinen Wert. Noske stand bei
Kriegsende immerhin bereits im
77. Lebensjahr. Am 30. November
1946 erlag Gustav Noske in Han-
nover einem Schlaganfall.

Manuel Ruoff

»Einer muss den Bluthund machen!«
Mit Gustav Noske kam vor 150 Jahren der unter Linken bestgehasste Weimarer SPD-Politiker zur Welt

Mit seinem Freund Friedrich Ebert (2.v.r.) beim Baden in der Ostsee: Gustav Noske (3.v.r., stehend)
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Der marode Zustand der In-
dustrieanlagen in der DDR
führte immer wieder zu

dramatischen Havarien. Eine da-
von ereignete sich vor einem hal-
ben Jahrhundert in Bitterfeld. Sie
zählt bis heute zu den schwersten
Chemieunfällen in der Geschichte
Europas.

In der DDR war der Plan Gesetz
– seine konsequente Erfüllung ran-
gierte in aller Regel vor Sicher-
heits- und Umweltschutzbelangen.
Gleichzeitig fehlte Geld und Mate-
rial für die Instandhaltung der In-
dustrieanlagen, weshalb diese per-
manent auf Verschleiß gefahren
wurden. Das stieß zwar auf vielfa-
che Kritik, darunter sogar von Sei-
ten der Staatssicherheit, doch de-
ren Warnungen verhallten genauso
wirkungslos wie die der Arbeiter.
Es musste produziert werden, 
koste es, was es wolle. 

Das galt auch für das Elektroche-
mische Kombinat Bitterfeld (EKB),
das zu den Grundpfeilern der
DDR-Chemieindustrie gehörte und
dessen Bedeutung in dem Maße
zunahm, wie sich der Ost-West-
Konflikt verschärfte und die SED-
Führung auf wirtschaftliche Ab-
grenzung vom Westen setzte. Mitte
der 1960er Jahre arbeiteten im
EKB auf dem Gebiet des heutigen
Bundeslandes Sachsen-Anhalt des-

halb um die 14000 Menschen, vie-
le davon im volkswirtschaftlich be-
sonders wichtigen Kunststoffwerk.

Dort wurden unter anderem
40000 Tonnen Polyvinylchlorid
(PVC) pro Jahr produziert, aus dem
man seinerzeit Fußbodenbeläge,
Rohrleitungen und diverse Kon-
sumgüter herstellte. Als Ausgangs-
material diente das narkotisieren-
de und in hoher Konzentration ex-
plosive Vinylchlorid (VC). Obwohl
der Umgang mit dem Gefahrstoff
hohe Anforderungen an die Si-
cherheit stellte, befanden sich die
zwölf Autoklaven der Roll-Reakto-
ren, in denen das Gas zur Verar-
beitung kam, in einem miserablen
Zustand. Beispielsweise hatte man
mangels anderen Materials Papp-
Dichtungen in die Zuleitungen der
Druckbehälter eingebaut, die ihren
Zweck nur sehr mangelhaft erfüll-
ten. Deshalb trat immer wieder VC
aus, was dazu führte, dass die be-
treffenden Autoklaven notentleert
werden mussten.

So auch in der Frühschicht des
11. Juli 1968. Um defekte Dichtun-
gen an einem bereits mit vier Ton-
nen Vinylchlorid befüllten Behäl-
ter auszutauschen, ließen die Ar-
beiter das Gas in die Umgebungs-
luft entweichen, was extrem ge-
sundheitsschädlich und riskant,
aber durchaus üblich war. Wäh-

rend dieses Prozesses erfolgte der
Schichtwechsel. Aufgrund der Ur-
laubszeit halfen damals viele
Schüler und Rentner in der Pro-
duktion aus. Deshalb bestand die
Spätschicht aus weniger qualifi-
zierten Arbeitern. Einer davon ge-

riet dann wohl in Panik, weil der
Druck in dem undichten Autokla-
ven anstieg, und öffnete ein weite-
res Ablassventil. Dadurch strömte
das Vinylchlorid in nunmehr ex-
plosiver Konzentration ins Freie
und breitete sich über das Werks-
gelände aus. Kurz darauf – um

14.02 Uhr – erschütterte eine ge-
waltige Detonation das EKB sowie
ganz Bitterfeld und die umliegen-
den Orte. Noch im sechs Kilometer
entfernten Muldenstein barsten
Fensterscheiben. Anschließend
stieg eine atompilzähnliche

Rauchwolke über der Unglücks-
stelle auf.

42 der 57 Arbeiter in der Auto-
klavenhalle, in der die Trümmer
nun fünf Meter hoch lagen, waren
auf der Stelle tot, der Rest erlitt
schwere Verletzungen – so wie
auch rund 250 andere Beschäftigte

des Werkes. Der direkte Sachscha-
den lag bei 120 Millionen Mark,
der indirekte durch Produktions-
ausfälle und hierdurch nötig ge-
wordene Importe aus dem nichtso-
zialistischen Wirtschaftsgebiet so-
gar bei einer Milliarde. Und dabei
hatte man letztlich noch Glück im
Unglück gehabt. Wenn der junge
Arbeiter Peter Krüger aus der
500 Meter entfernten Schlagpresse-
rei und einige Feuerwehrleute
nicht unter akuter Lebensgefahr für
die sichere Entleerung der anderen
Autoklaven gesorgt hätten, wäre
vermutlich ganz Bitterfeld zerstört
worden.

Als Konsequenz aus der schwe-
ren Havarie verschärfte die DDR
zahlreiche Bestimmungen des Ar-
beits- und Brandschutzes auf zum
Teil rigorose Weise, was nach vor-
ausgegangenen Katastrophen wie
der Grubengasexplosion vom
22. Februar 1960 im Zwickauer
Steinkohlenbergwerk „Karl Marx“
mit 123 Toten sowie dem Feuerin-
ferno am Bahnübergang in Lan-
genweddingen, bei dem am 6. Juli
1967 ein Tanklaster infolge des
Versagens einer Schranke mit dem
Personenzug von Magdeburg nach
Thale kollidierte, wodurch 44 Kin-
der und 50 Erwachsene verbrann-
ten, noch nicht der Fall gewesen
war. 

Die gesetzgeberische Kampagne
nach dem Chemieunglück von Bit-
terfeld brachte bis 1971 zehn neue
Verordnungen sowie auch ein Lan-
deskulturgesetz hervor, das für hö-
here Standards im Natur- und Um-
weltschutz sorgen sollte. Letztlich
änderte das aber nichts an der 
systembedingten riskanten Produk-
tionsweise in Bitterfeld und anders-
wo in der DDR-Industrie. Trotz der
Katastrophe von 1968 erhielt das
im Folgejahr aus der Fusion des un-
zerstört gebliebenen Teils des EKB
mit der Farbenfabrik Wolfen her-
vorgegangene Chemiekombinat
Bitterfeld (CKB) keine ausreichen-
den Mittel zur Modernisierung sei-
ner teilweise extrem verschlissenen
und umweltverpestenden Anlagen.
Dadurch mutierte Bitterfeld bald
zur „dreckigsten Stadt Europas“. 

Die als Folge der Katastrophe er-
lassenen neuen Sicherheitsvor-
schriften brachten wenig, da sie
zwar streng waren, aber nicht
streng befolgt wurden. Die abneh-
mende Motivation der Beschäftig-
ten in der DDR führte zu Schlam-
perei und Ignoranz. Deshalb kam
es auch in der Folgezeit immer
wieder zu schweren Unfällen. Im
letzten Kalenderjahr vor der soge-
nannten Wende waren es 3899.
31 Menschen verloren dabei ihr
Leben. Wolfgang Kaufmann

Käthe Kruse schuf Puppen, die
mehr als ein Spielzeug waren: le-
bensechte Wesen, die wie Kinder
aussahen. Sie sollten in kleinen
Mädchen die Mutterliebe wecken.
Die Künstlerin und Unternehme-
rin starb am 19. Juli 1968, vor
50 Jahren.

Der Monte Verità, eine Ausstei-
ger-Kolonie bei Ascona, bot Ka-
tharina Simon und ihrer unehe-
lichen Tochter Maria Zuflucht. Die
junge Schauspielerin hatte Berlin
verlassen müssen. Ihr Lebensge-
fährte, der Bildhauer Max Kruse,
war Marias Vater. Als er plötzlich
keine Aufträge mehr erhielt,
glaubte er den Grund zu kennen.
Die Berliner Gesellschaft missbil-
ligte die Liaison des über 50-Jähri-
gen mit der erst 17 Jahre alten Kä-
the. Die Geliebte, nun schon ein
zweites Mal schwanger, musste
von der Bildfläche verschwinden.
Sie fügte sich und reiste 1904 ins
Tessin. 

Auf dem 321 Meter hohen „Berg
der Wahrheit“ führten Künstler,
Naturfreaks und Verächter aller
bürgerlichen Zwänge ein alterna-
tives Leben. Viele trugen lange
Haare, liefen im Sommer nackt
und im Winter in selbstgewebten
wallenden Gewändern herum.
Freie Liebe gehörte zur Gruppen-
dynamik. Käthe malte und kochte
Marmelade. Gelegentlich kam
Kruse vorbei. Wohlgefühlt hat er
sich dort anscheinend nicht. Er
meinte, „unter Urwaldmenschen“
zu sein. 

Die kleine Maria, Mimerle ge-
nannt, wünschte sich zum Weih -
nachtsfest eine Puppe. Kruse soll-
te sie in Berlin kaufen. Die Puppen
mit ihren kalten, starren Porzel-
lanköpfen im Kaufhaus Tietz ge-
fielen ihm nicht. Er schrieb an Kä-
the: „Ick koof euch keene Puppen.
Ick find se scheißlich. Macht euch
selber welche.“ 

Käthe nähte für Maria eine Pup-
pe. Die Urahne aller Käthe-Kruse-
Puppen, das „Sandbaby“, hatte ei-
nen Kopf aus einer Kartoffel. Den
Bauch aus einem Stück Tuch füllte
sie kugelig rund mit Sand. Maria
war begeistert. Aber das Puppen-
kind alterte rasant. Die Kartoffel

schrumpelte, begann zu stinken,
und aus einem Loch im Bauch rie-
selte der Sand. So schwand sie da-
hin. Maria weinte.

Katharina Simon, genannt Kä-
the, wurde 1883 als uneheliches
Kind in Breslau geboren, sie
wuchs in ärmlichen Verhältnissen
auf. Ihr Traum, als Schauspielerin
auf der Bühne zu stehen, ging in

Erfüllung. Sie wurde festes Mit-
glied im Ensemble des Lessingthe-
aters. In der Berliner Künstlersze-
ne lernte sie den arrivierten Max
Kruse kennen. Fünf Jahre lang
pflegte das Paar eine Fernbezie-
hung, er in Berlin, sie im Tessin.

Käthe, immer noch Simon, ex-
perimentierte mit Nesselstoff,
Pappmaché und Rehhaar zum

Stopfen, Drahtgeflecht für den
Torso und kam ihrer Vision lang-
sam näher. Die Puppenmacherin
war inspiriert vom Geist der Re-
formpädagogik, die das Kind als
kleine Persönlichkeit betrachtete,
in dessen Entwicklung die Mutter
die wichtigste Rolle spielte. Käthes
Puppen sollten im Arm liegen wie
ein Baby, der Körper ein bisschen

schwer, weich und anschmiegsam,
Arme und Beine beweglich. 

1909 heirateten Käthe und Max
Kruse. Das Kaufhaus Tietz zeigte
1910 eine Ausstellung mit Käthe-
Kruse-Puppen. Eine Zeitung
nannte die kleine Gesellschaft be-
geistert das „Ei des Kolumbus“.
Die Puppenmacherin reiste zu
Ausstellungen nach Florenz,

Frankfurt und Breslau und erhielt
überall Preise. Aufträge des Spiel-
zeugfabrikanten FAO Schwarz in
New York zunächst über 150, dann
über 500 Puppen konnte sie nicht
mehr allein bewältigen. Die Fami-
lie verließ Berlin und zog nach
Bad Kösen in Sachsen-Anhalt. Ei-
ne Werkstatt mit Näherinnen, Mo-
delleuren und Malern fertigte die

Puppen nach Entwürfen der
Künstlerin. Vorbilder gab es ge-
nug. Käthe Kruse bekam sieben
Kinder, Maria, Sofie, Hanne, Mi-
chael, Jochen, Friedebald und
Max. 

Als „Puppenmutter der Nation“
wurde sie berühmt. Jedes Mäd-
chen wünschte sich eine Käthe-
Kruse-Puppe, aber nur wohlha-

bende Eltern konnten diesen
Wunsch erfüllen. Die Künstlerin
konnte nicht verhindern, dass die
Konkurrenz ihre Puppen nach-
ahmte und billig verkaufte. Als die
Nürnberger Firma Bing ganz offen
mit „Imitationen von Käthe-Kruse-
Puppen“ warb, klagte sie. Bing mit
über 500 Mitarbeitern galt in den
20er Jahren als größter Spielwa-

renhersteller der Welt. Nach ei-
nem fünf Jahre dauernden Rechts-
streit gewann Käthe Kruse in letz-
ter Instanz. Zum ersten Mal sprach
ein Gericht 1925 einem Spielzeug
Urheberschutz zu.

Käthe Kruse lehnte eine indu-
strielle Fertigung ab. Sie blieb bei
der Handarbeit, getreu ihrem Mot-
to „Die Hand geht dem Herzen

nach. Nur die Hand kann erzeu-
gen, was durch die Hand wieder
zum Herzen geht.“ Das Unterneh-
men expandierte. Ab 1916 entwarf
die Chefin Mini-Puppen für Pup-
penstuben und Puppenkleidung.
Ihre Schaufensterpuppen standen
in den feinsten Modegeschäften
der europäischen Hauptstädte.

Bei aller Herzenswärme erhiel-
ten die Puppenmodelle neben Na-
men auch Nummern, wie das seit
1922 hergestellte „Schlenkerchen“
(Nummer II), das „Träumerchen“
von 1925 (Puppe V) und „Du
Mein“ (Puppe VI, 1928). Die erste
Puppe mit echtem frisierbarem
Haar, Puppe VIII, das „Deutsche
Kind“ (1928) genannt, hatte die
Gesichtszüge von Friedebald. Der
reizende Fratz mit dem Locken-
kopf stand auch für ein unpassen-
des Mitglied der Puppenfamilie
Pate, als Puppenjunge in SS-Uni-
form. Kruse wird von Zeitgenos-
sen als unpolitische Frau beschrie-
ben. Ihr ging es um den Erhalt ih-
res Lebenswerks wie anderen
Unternehmern dieser Zeit auch.
Friedebald kehrte aus dem Krieg
nicht zurück. 

Bis 1950 blieb die Produktion in
Bad Kösen bestehen. Als die Ent-
eignung drohte, ging Kruse in den
Westen nach Donauwörth und
baute hier mithilfe ihrer Kinder ei-
ne neue Manufaktur auf. Viele ih-
rer Mitarbeiter blieben zurück,
und die Produktion ging dort wei-
ter. Der Fortgang Kruses hinderte
die DDR nicht daran, diese Pro-
dukte als  Käthe-Kruse-Puppen zu
vermarkten. Sie trugen auf der
Sohle des linken Fußes die Buch-
staben VEB für Volkseigener Be-
trieb. In ihrem westdeutschen ei-
genen Unternehmen war die Pup-
penmacherin noch als Seniorin
aktiv. Sie starb kurz vor ihrem
85. Geburtstag in Murnau. Ihre
Tochter Hanne Adler-Kruse wurde
ihre Nachfolgerin. 2013 übernahm
die Schweizer Hape Holding die
Käthe Kruse Produktions- und
Vertriebs-GmbH. Seltene antike
Puppen erzielen heute enorme
Preise. Das „Träumerchen“ ging für
24000 Euro in eine Sammlung,
das „Schielböckchen“ für
40000 Euro. Klaus J. Groth

GESCHICHTE & PREUSSEN

Die »Puppenmutter der Nation«
Käthe Kruse schuf Puppen als kleine Persönlichkeiten

Noch in sechs Kilometer Entfernung barsten Scheiben
Vor 50 Jahren ereignete sich in Bitterfeld einer der schwersten Chemieunfälle Europas mit 42 Toten und über 200 Verletzten

Im Kreise ihrer Puppen: Käthe Kruse Bild: Imago

Vor der Katstrophe, am 24. Oktober 1957: EKB
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Sie sollten helfen, eine Welt oh-ne Krieg zu schaffen. Das war
die Absicht der Vereinten Natio-
nen, als sie 1948 die Blauhelm-
truppen ins Leben riefen. Ihren
ersten Einsatz erlebten die UN-
Soldaten im is-
raelisch-arabi-
schen Krieg ih-
res Gründungs-
jahres, den sie
ebenso wenig
verhindern konnten wie zahllose
weitere Konflikte seitdem.
So bleibt die Bilanz nach

70 Jahren durchwachsen. Jour-
nalistenlegende Peter Scholl-La-
tour warf der Friedenstruppe so-
gar vor, jedes Chaos nur noch zu
vergrößern. 

Ihre schlimmsten Momente
erlebte die Blauhelm-Mission
1994 in Ruanda und ein Jahr
darauf im bosnischen Srebreni-
ca. In beiden Fällen schauten
UN-Soldaten tatenlos zu bei ent-

setzlichen Mas-
sakern an Zivili-
sten. 
Kritikern zu-

folge nutzen
Drittwelt-Regi-

me die Blauhelm-Einsätze vor
allem zum Geldscheffeln: Sie
lassen sich die Entsendung der
Söhne ihres Landes von der
Weltgemeinschaft teuer bezah-
len. Diese Praxis erinnert an den
Soldaten-Verkauf barocker Für-
sten im 18. Jahrhundert. H.H.

Moment der Woche
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Schluss mit dem Müll
»Unverpacktläden« breiten sich in den deutschen Großstädten aus

Keinen Müll zu produzie-
ren, hat Konjunktur. Ein
Zurück zum Tante-Emma-

Laden in Gestalt eines „Unver-
packt“-Geschäftes bringt Verges-
senes ins Bewusstsein: Etwa, wie
es sich anfühlt, die Hand in Feld-
früchte zu strecken. Die neue Ge-
schäftsidee lässt aber auch ahnen,
warum ähnliche Läden untergin-
gen: Eintönigkeit und regionale
Selbstbeschränkung zwischen
hüllenlosen Hülsenfrüchten wir-
ken nicht auf jedermann anzie-
hend. 
Jeder Deutsche produzierte

2013 durchschnittlich 212 Kilo-
gramm Müll. Das sei Europaspit-

ze, rechnet die Grünen-Bundes-
tagsfraktion vor. Tenor: Der Müll
muss weg! Die EU will bis 2030
Einwegverpackungen abschaffen.
Doch in den Supermarktregalen
spürt man davon noch wenig:
Laut Naturschutzbund Deutsch-
land werden 63 Prozent allen Ob-
stes und Gemüses verpackt, Ten-
denz steigend. Andere Organisa-
tionen beklagen die Zunahme von
Kleinstpackungen. Wer auf Un-
verpacktes umsteigt, kann sich als
Pionier fühlen.
In Hamburg heißen sie „Ohne-

Gedöns-Laden“, in Berlin „Der
Sache wegen“, in Bottrop gibt es
„Allerlei Verpackungsfrei“, wäh-
rend in Frankfurt am Main
„Gramm.genau“ gekauft werden

kann. Als neuester Laden seiner
Gattung hat „Maßvoll“ am 9. Juni
in Potsdam eröffnet. 
Doch Klopapier aus Bambus

und Bio-Tofu sind nicht jeder-
manns Sache. Um das Geschäft
anzukurbeln, treten die seit 2010
aufkeimenden Läden daher ver-
mehrt online in Erscheinung. Die
das Gewissen erleichternden
Kauforte reihen sich ein in den
politischen Kampf gegen Lebens-
mittelverschwendung, nur geht es
den Unverpackern nicht darum,
Reste zu retten, sondern überflüs-
sigen Müll gar nicht erst anfallen
zu lassen. Einen Eindruck von
den Ideen hinter der unverpak-
kten schönen neuen Welt ver-
mittelt die Internetseite „karte-
vonmorgen.org“. Die Vorstellun-
gen von fairem Handel, kleinen
Unternehmen und Verzicht auf
Plastik bilden eine bunte Gemen-
gelage. Der Trend betrifft vor al-
lem Städte mit jungen Käufern,
die mehr als „Bio“ verlangen.
Nordhessens „Butterblume“ in

Kassel setzt zudem auf das Mit-
machgefühl: Behältnisse aus um-
weltfreundlichen Materialien
wählen, selbst einpacken und nur
so viel kaufen, wie man benötigt.
Hier ersetzt ein als „unverpackt«“
umetikettiertes Geschäft einen
eingegangenen nahen Bio-Laden.
Die Waren sind selten neu oder
anders, wichtig sei, „Konsument -
scheidungen kritisch hinterfra-
gen“ zu wollen, wie die Besitzerin
sagt. Fairer Handel in Plastik, wie
es Bioläden oft machten, gehe gar
nicht. „Wohlgefühl Unverpackt“
nennt sich entsprechend einer
der neuen Läden. Es geht um das
Gefühl, anders zu konsumieren,

das Klima zu schützen. Die Öko-
Bilanz aufwändiger Pfandsysteme
mancher Läden spielt dabei offen-
bar keine Rolle. 
Rein optisch dominiert Enthalt-

samkeit, Regale aus Holz und Wa-
rengebinde mit Blech, Glas oder
Jute überwiegen. Zehntausende
Likes auf Facebook bedeuten
allerdings nicht automatisch
Zehntausende Kunden. Viele sind
nur Schaulustige. Wenn die un-
verhüllten Waren zudem nur
noch palmöl- und zuckerfrei, nur
regional und vegan in die Auslage
dürfen, wie in einem Berliner
Pendant, erinnert das Angebot an
karge Krisenjahre.
Die finanzielle Seite und der be-

grenzte Kundenpool schrecken In-
vestoren ab: Viele der neuen Lä-
den, die sich in den hart um-
kämpften deutschen Lebensmittel-
handel wagen, existieren nur dank
Kleinkrediten über das Internet,
vorgestreckt von Gesinnungsge-
nossen. Das sogenannte Crowd-
funding ermöglicht von Kassel bis
Berlin seit 2016 eine regelrechte
Welle der Geschäfte. Zwar sei ihr
Laden „anstrengend und teuer“,
geben die Macher einer Variante
in einem Berliner Kiez zu, doch ei-
ne „Herzensangelegenheit“. 
Die Preise lassen keinen Raum

für Schnäppchenjäger, besonders
nicht, wenn Drogerie- und andere
Produkte hinzukommen. Frisch-
haltefolie aus Bienenwachs ist
besser ökologisch abbaubar, hält
aber schlecht und kostet. Für eine
unverpackte Zahnbürste gehen
rund vier Euro in die Kasse. Ver-
packt im Supermarkt kostet sie
rund die Hälfte. Käufer mit Kin-
dern freuen sich über das Fehlen

der Quengelware vor der Kasse,
doch für die meisten Familien
bleibt der Unverpacktladen uner-
schwinglich. Dort, wo ein breites
Sortiment steht, kommen die Pu-
risten nicht an Plastikpacks vor-
bei, denn die Industrie hat sich in
Jahrzehnten darauf eingestellt.
Weil Großhändler auf den unver-
packten Kreislauf nicht vorberei-
tet sind, fallen viele Kleinlieferun-
gen an, oft sind sie zum Schutz in
Plastik eingepackt. Die Besitzerin
eines Ladens in Münster berichtet
im Internet ausgiebig von ihrem
Umerziehungsringen mit Liefe-
ranten. So verlagert sich Müll,
entfällt aber nicht. 

Gerade das Konzept des Selbst-
scheffelns hat seinen Preis, denn
es erfordert Personal. Wo zu Hau-
se keine Behältersammlung auf-
laufen soll, muss umgedacht wer-
den, denn nur wer die Aufbewah-
rungsbehäl ter  s tets  bei  s ich
trägt ,  i s t  zum unverpackten
Spontankauf gerüstet − doch wer
macht das schon? So ist manchen
der Neuen ein kurzes Dasein be-
schieden. Regionalen Kleinprodu-
zenten, die in Supermärkten kei-
ne Chance haben, geben sie einen
Ort, ebenso den Neugierigen.
Doch nicht das Gewissen sondern
der Preis hat das letzte Wort. Und
mitunter auch die Hygienevor-
schrift, die der Wiederbefüllung
im Weg steht. Sverre Gutschmidt

Grönlands Sprung ins kalte Wasser
Die Eisinsel will weg von Dänemark − trotz grassierender sozialer Probleme und hoher Subventionen aus Kopenhagen

Grönland will von Dänemark un-
abhängig werden. Über die Pro-
bleme infolge einer Loslösung
scheinen die Insulaner nicht so
viel nachzudenken wie über mög-
liche Chancen. Das könnte sich
rächen bei einem kleinen Volk,
um das es beileibe nicht zum Be-
sten steht.

Auf den ersten Blick überra-
schend: Die Regierung in Kopen-
hagen dürfte dem Unabhängig-
keitsbegehren der Grönländer
wenig Widerstand entgegenset-
zen. Die Eskimos haben insoweit
Glück. Denn von dieser toleranten
Haltung können Katalanen, Bas -
ken, Korsen, Bretonen oder Kur-
den nur träumen. Grönland hatte
schon nach einer Volksabstim-
mung im Jahre 1983 mit Wirkung
zum 1. Januar 1985 seinen
Austritt aus der Europäischen Ge-
meinschaft erklärt. Seither brau-
chen die Grönländer den Fisch-
reichtum ihrer Küstengewässer
nicht mehr mit fremden Fangflot-
ten der EU-Partner zu teilen. 
Auch verzichten die Grönlän-

der (wie die Dänen) gern auf den
Euro als Zahlungsmittel, ebenso
auf die aus Brüssel kommenden
Anordnungen der Kommissare.
Bereits seit 1979 hat die eisige In-
sel weitgehende Autonomie von
Dänemark erhalten. In Kopenha-
gen wird nur noch über die Au-
ßen- und Verteidigungspolitik be-
stimmt. 
Die Grönländer sind allerdings

kräftige Kostgänger Dänemarks.
Bisher kassieren die Insulaner
jährlich rund 500 Millionen Euro
aus Kopenhagen. Diese hohe
Summe erklärt sich daraus, dass
die beiden traditionell linken
grönländischen Abgeordneten im
Folketing sich ihre Zustimmung
zu einer Linksregierung stets teu-

er bezahlen ließen. Auch die letz-
te Linksregierung war von den
beiden grönländischen Volksver-
tretern abhängig. Daher scheint
die amtierende bürgerliche Regie-
rung in Kopenhagen die Unab-
hängigkeitsbestrebungen der
Eskimos gewissermaßen achsel-
zuckend zur Kenntnis zu nehmen.
Die gigantischen Subventionen
für gerade mal 56000 Einwohner
scheinen indes mehr Probleme zu
schaffen als zu lösen. Die dauer-
hafte Alimentation von Menschen
ohne jede Gegenleistung erstickt
jede Initiative und Leistungsbe-
reitschaft. 
Rund 90 Prozent der Grönlän-

der sind ethnische Eskimos – die
sich selbst lieber Inuit nennen las-
sen. Der Rest setzt sich überwie-
gend aus ethnischen Dänen und
einigen Norwegern zusammen.
Die Ureinwohner plagen erhebli-
che soziale Probleme. Exzessiver
Alkoholkonsum, eine verbreitete
Bildungsunwilligkeit, erschrek-
kende Zahlen beim Kindesmiss-
brauch und schließlich eine hohe
Suizidrate überschatten das Leben
am Ende der Welt. Ein Drittel aller
Frauen zwischen 18 und 24 Jahren
wurde bereits sexuell miss-
braucht, mehr als zehn Prozent
der Kinder ebenfalls.
Besonders schlimm nehmen

sich die Verhältnisse offenbar im
nördlichsten Ort Grönlands, in
Qaanaaq mit seinen 650 Einwoh-
nern, aus. Die dänische Filmema-
cherin Karen Littauer hat darüber
eine Dokumentation gedreht:
„Das war das Schlimmste, was ich
je gesehen habe. Die Kinder sind
sich selbst überlassen, während
die Eltern betrunken durch die
Stadt torkeln. Die ganze Stadt
schwimmt in Alkohol. Selbst in
der Verwaltung sind alle betrun-
ken.“ Qaanaaq ist keine „gewach-

sene“ Struktur. Der Ort entstand,
als die ortsansässigen Eskimos
von ihrem angestammten Wohn-
ort deportiert wurden, um den
ungestörten Bau der Nato- (richti-
gerweise US-) Luftwaffenbasis
Thule zu ermöglichen. 
Die hohe Freitodrate von 100

Fällen auf 100000 Einwohner fällt
international nicht auf, weil die
Zahlen sich in der Statistik für
Dänemark verstecken. Dort gab es
2012 nur elf Fälle auf 100000 Ein-
wohner. Ein Polizist aus Ostgrön-
land teilt die deprimierende Ein-
schätzung der Filmemacherin:
„Ich bin seit 28 Jahren Polizist,
aber so etwas habe ich noch nicht
erlebt … Die Jugendlichen haben
nichts zu tun, wohnen unter küm-
merlichen Verhältnissen bei ihren
Familien, saufen sich um den Ver-
stand und bringen sich um.“ Die

Bereitschaft zum Selbstmord ent-
wickelte sich auf Grönland erst in
den 70er Jahren. Der durch-
schnittliche Grönländer gibt mitt-
lerweile 20 Prozent seines Ein-
kommens für Alkohol und Tabak
aus. Im dänischen Mutterland
liegt diese Quote bei fünf Prozent.
Dabei gelten die Dänen im euro-
päischen Vergleich durchaus als
trinkfreudig. 
Die erträumte Unabhängigkeit

könnte der Gletscherinsel weitere
Probleme bescheren, doch davon
gibt es schon genug. Angesichts
des Mangels an qualifizierten
Landsleuten könnte es schon
schwierig werden, politische Füh-
rungskräfte zu finden. Zwar
verfügt die Hauptstadt Nuuk
(17600 Einwohner) seit einigen
Jahren über eine Universität, aber
viele Grönländer studieren lieber

in Dänemark und kehren dann
nicht in die Heimat zurück. Die
Universität von Nuuk zählt derzeit
nur ganze 150 Studenten.
Die Geburtenrate der Frauen

liegt bei etwa zwei Kindern und
damit weit höher als in den mei-
sten westlichen Staaten. Aller-
dings endet jede zweite Schwan-
gerschaft mit einer Abtreibung.
Dafür liegt die Lebenserwartung
nur bei etwa 70 Jahren. 
Die Grönländer wählen tradi-

tionell linke Parteien. Die einzige
„bürgerlich-rechtspopulistische“
Partei (Demokratiit) kam bei der
jüngsten Wahl nicht einmal auf
20 Prozent. Aber nicht etwa däni-
sche Linksparteien reüssieren
hier, sondern eigene grönländi-
sche. Deren Programm sieht an-
ders aus als das der meisten an-
deren europäischen Linkspar-
teien. So sehnen die grönländi-
schen Linksparteien den von ih-
ren Genossen andernorts so ge-
fürchteten „Klimawandel“ regel-
recht herbei. Unter den dicken
Eisschichten werden nämlich
Erdöl, Uran und „Seltene Erden“
vermutet. Bisher machen bis zu
drei Kilometer dicke Gletscher
die Ausbeutung solcher Boden-
schätze fast unmöglich. 
2013 hob das grönländische

Parlament das Verbot des Abbaus
von Bodenschätzen auf der Insel
auf. Umweltgruppen wie Green-
peace protestierten dagegen, was
die Insulaner aber nicht weiter
kümmerte. Bereits 2008 erklärte
der damalige sozialdemokratische
Regierungschef Hans Enoksen:
„Wir müssen das grundlegende
Eigentumsrecht der Grönländer
an den Ressourcen des Landes
beschützen und das Recht, das
Land selbst zu steuern, sichern.“
Die Volksrepublik China bekun-
dete großes Interesse an den Bo-

denschätzen. Chinesische Unter-
nehmen sind bereits damit be-
schäftigt, die Grundlage für eine
spätere wirtschaftliche Beziehung
zu Grönland aufzubauen.
Ob und in welcher Weise China

dann auch Einfluss auf die grön-
ländische Außen- und Sicher-
heitspolitik nehmen könnte, und
ob die in derartigen Fragen nicht
gerade zimperlichen US-Ameri-
kaner sich vor der eigenen

Haustür eine solche Entwicklung
bieten lassen, ist eine andere Fra-
ge. Möglicherweise könnten die
USA Druck auf Dänemark ausü-
ben, die Unabhängigkeit zu verzö-
gern und Handelsverträge zwi-
schen China und Grönland ganz
zu torpedieren. 
Aber das dürfte nicht einfach

werden: Die jährliche Zahlung
von 500 Millionen Euro ist ein
Klotz am Bein der dänischen Re-
gierung, für die das Königreich
praktisch keinen Gegenwert er-
hält. Deren plötzlicher Wegfall
könnte in Grönland Probleme
verursachen. Vermutlich des-
wegen wollen die regierenden
grönländischen Sozialdemokra-
ten (Siumut) eine langsame Reali-
sierung ihrer Unabhängigkeit
durchsetzen. Die Regierungspar-
tei gibt ganz offen zu, dass das
Wegbrechen der Finanzspritzen
aus Kopenhagen kaum zu verdau-
ende finanzielle Einschnitte mit
sich brächte. Andere linke Par-
teien wollen dessen ungeachtet
den raschen Schnitt. 

Frank Bücker

China schielt schon
nach den 

Bodenschätzen

Jeder Deutsche
produziert 212 Kilo
Müll im Jahr

Das gute Gewissen 
hat leider 

einen hohen Preis

Problem Alkoholismus: Siedlung auf Grönland Bild: Imago

70 Jahre 
Blauhelm-Mission
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Lyck mit neuem
Strandbad

Lyck – Ende Juni wurde in Lyck
rechtzeitig zum Beginn der Bade-
saison ein neues Strandbad eröff-
net, dessen moderne Einrichtung
mit Freibad, Sportplätzen, Du-
schen, Stellplätzen für Wohnwa-
gen wie Anglerstellen aufwartet.
In der Nähe des Strandbades gibt
es auch feste und schwimmende
Wasserstege. Das alte Strandbad
an der Parkowej-Straße, das für
die touristischen Bedürfnisse zu
klein geworden war, wird weiter
für musikalische Veranstaltungen
genutzt. Das neue Strandbad an
der Jeziorna-Straße im Neubauge-
biet des eingemeindeten Stadttei-
les Walden wird unter anderem
Sportveranstaltungen dienen. Ne-
ben den Sanitäreinrichtungen gibt
es auch Fahrrad-Ständer, Bänke
und Informations-Tafeln. PAZ

Anfang Juni hat die Allen-
steiner Gesellschaft Deut-
scher Minderheit bereits

zum 27. Mal den Tag der nationa-
len und ethnischen Minderheiten
veranstaltet. Genauso wie in den
letzten Jahren wurde für die Feier-
lichkeiten ein einzigartiger Ort ge-
wählt – die Kosakensiedlung Ata-
man, die in einer wunderschönen
Umgebung am Dirschausee gele-
gen ist. Nicht ohne Bedeutung für
die Organisatoren war die Tatsa-
che, dass die Besitzer der Kosa-
kenniederlassung,  Justyna Mozol-
Kuper und Włodzimierz Kuper, ei-
ne sehr gelungene Zusammenar-
beit mit nationalen Minderheiten
verkörpern. Die Eheleute sind
nämlich Vertreter der lemkischen
und der  ukrainischen Minderheit.
Deswegen ist es beinahe zur Tradi-
tion geworden, dass sie Jahr für
Jahr Gastgeber des Festes sind und
dass ihr zu einer kosakischen Sta-
niza stilisierter Treffpunkt und zu-
gleich Unterhaltungsort eine wun-
derschöne Atmosphäre vermittelt
und alle Gäste einfach verzaubert. 
Im Mittelpunkt der Veranstal-

tung standen die Musikauftritte
der eingeladenen Minderheiten-
gruppen, die ihr Können auf einer
großen Bühne zeigten. Für die
Musik sorgten hauptsächlich die
jugendlichen Mitglieder der

ukrainischen Minderheitengrup-
pe des Ensembles Harazd sowie
die litauische Tanz- und Gesang-
gruppe Seina, die beim Litaui-
schen Haus in Seine tätig ist. Wäh-
rend die Ukrainer dem Publikum
mit energetischen Klängen von
Folk-Rock viel Vergnügen bereite-
ten, unterhielten die litauischen
Künstler die Teilnehmer des Fest-
es mit ihren Volkstänzen und Ge-
sängen, die von Instrumentalmu-
sik begleitet wurden. Den kultu-
rellen Teil des Festes bereicherten
auch andere Gruppen, die ver-
schiedene Minderheiten vertraten.
Das waren unter anderem die
deutsche Gruppe Companieros
aus Oppeln oder die Tanz- und
Gesanggruppe Ermland. Zu sehen
auf der Bühne waren auch die
Tanzgruppe Saga aus Bartenstein,
die in ostpreußischen Trachten
auftrat, die Gruppe Wodohraj der
ukrainischen Schule in Barten-
stein, die Kindergruppe Roma von
der Grundschule Nr. 2 in Allen-
stein und der Chor der Neiden-
burger Gesellschaft der Deut-
schen Minderheit. 
Abgesehen von den Bühnenauf-

tritten waren auch Zelte aufge-
stellt, in denen verschiedene Min-
derheitengruppen ihre Informa-
tionsstände hatten. Dank der prä-
sentierten Publikationen und

Flugblätter konnte man sich mit
der Tätigkeit der einzelnen Orga-
nisationen vertraut machen. Man-
che von ihnen stellten ihre Trach-
ten, Bilder, Handwerksarbeiten
vor, sodass man vieles hautnah
zum Anfassen erleben und neue
Erfahrungen durch das Auspro-
bieren von leckeren Regionalge-
richten gewinnen konnte. 
Es stellt sich die Frage, was

man mit solch einem Tag, an dem
mehrere Minderheitengruppen
zusammenkommen, zu erzielen
beabsichtigt. Es geht vor allen
Dingen darum, die Integration

der Minderheiten voranzubrin-
gen, was in der gegenseitigen
Unterstützung und Koopera-
tionsbereitschaft münden soll.
Die Darstellung des kulturellen
Schaffens, der gemeinsame öku-
menische Gottesdienst, der In-
formations- und Erfahrungsaus-
tausch, die Begegnungen von
Aktivisten regionaler Minderhei-
ten mit allen Gästen, Gespräche
über die aktuellen Fragen in der
regionalen Minderheitenpolitik
machen den Tag der nationalen
und ethnischen Minderheiten zu
einem einzigartigen Ereignis, das

schon längst in der ganzen Wo-
iwodschaft auf große Resonanz
stößt, wovon die steigenden Be-
sucherzahlen zeugen. 
Besonders erfreulich war die

Anwesenheit zahlreicher Vertre-
ter lokaler Behörden. Es erschie-
nen unter anderem der stellver-
tretende Oberbürgermeister der
Stadt Allenstein Ryszard Kuc,
die Sejmabgeordnete Urszula
Pas-ławska, der Honorarkonsul
der Bundesrepublik in Allen-
stein Wojciech Wrzecionkowski,
der Beauftragte des Marschalls
der Woiwodschaft Ermland-Ma-
suren für nationale und ethni-
sche Minderheiten, Wiktor Ma-
rek Leyk, und der Vorsitzende
der Stadtgemeinschaft Allen-
stein, Gottfried Hufenbach. In
ihren Reden zur Eröffnung des
Festes betonten sie einstimmig,
dass die kulturelle Vielfalt von
Ostpreußen einzigartig und
nicht zu unterschätzen sei. Jahr-
hunderte der komplizierten Ge-
schichte sowie zahlreiche
menschliche Schicksale von
hervorragenden Persönlichkei-
ten hätten dazu geführt, dass auf
diesem Gebiet so viele Minder-
heiten, so viele Menschen unter-
schiedlicher Glaubensrichtun-
gen und reicher Kulturen mit-
einander friedlich auskämen. 

Es sei an der Zeit, das kulturel-
le Mosaik von Ostpreußen weiter
zu pflegen, wozu die Durchfüh-
rung des Festes der nationalen
und ethnischen Minderheiten in
Allenstein einen wichtigen Bei-
trag leiste. 
Zweifelsohne ist der Allenstei-

ner Gesellschaft Deutscher Min-
derheit das Wohlergehen der
Minderheiten eine Herzenssache.
Seit 27 Jahren verfolgt sie die
Mission, die nationale Identität
von unterschiedlichen Minoritä-
tengruppen zu stärken sowie sich
für die kulturelle Differenzierung
des südlichen Ostpreußens zu
engagieren. An dieser Stelle muss
man erwähnen, dass das jährlich
wiederholte Projekt ohne finan-
zielle Förderung des polnischen
Ministeriums für Inneres und
Verwaltung, der Kommunalver-
waltung der Stadt Allenstein so-
wie des Bayerischen Staatsmini-
steriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen
nicht zustande gekommen wäre.
Das ist ein Hinweis darauf, dass
die Behörden sowohl auf der lo-
kalen als auch auf der staatlichen
Ebene die Entwicklung von Min-
derheiten begünstigen und bei
der Umsetzung ihrer Unterneh-
mungen behilflich sind. 

Dawid Kazanski 

Erstmals wurde die Badesaison in
Cranz mit einer großen Feier er-
öffnet. Unter dem Motto „Cranz
ist die Hauptstadt der russischen
Ostsee“ wurde drei Tage lang aus-
giebig gefeiert. 

Die angereisten Badegäste er-
warteten anlässlich der Saisoner-
öffnung zahlreiche Attraktionen.
Über die Promenade defilierte
„Königin Luise“, begleitet von
„Adligen“, auf dem Wasser wur-
den Theateraufführungen unter
Beteiligung von Neptun dargebo-
ten, Taucher und Surfer zeigten
ihr Können. Zum Fest in Cranz
waren auch Dutzende Motorrad-
fahrer gekommen, und die sport-
licheren Gäste konnten sich am
Triathlon „Supersprint Amber-
man“ beteiligen. Höhepunkt des
Fests war jedoch die Einweihung
neuer Kunstobjekte: ein hölzernes
„Zeitrad“ und eine Skulpturen-
komposition einer „Nixe“ waren
neben der „Windrose“ eingerich-
tet worden. 
Zum Saisonauftakt wurde im

Westen der Stadt auch der erste
Campingplatz an der nordost-
preußischen Küste eröffnet. Dort
gibt es unzählige kleine Hütten,
die mit moderner Haushaltstech-
nik ausgestattet sind. Jedes dieser
Ferienhäuser ist von einer Grün-
fläche umgeben. Sie werden vor
allem für Familien mit Kindern
angepriesen. Die Häuser sind für
sechs Personen ausgelegt, es gibt
eine Küche, einen Wohnbereich
und zwei Schlafzimmer. Es ist der
erste Versuch, im Königsberger
Gebiet Camping-Urlaub anzu-
bieten. Die Lage ist günstig: In nur

200 Metern Entfernung befindet
sich der breiteste Strandabschnitt
des Seebads Cranz und in un-
mittelbarer Nähe des Camping-
platzes gibt es einen Parkplatz.
Weil in den vergangenen Jahren

die Zahl der tragischen Todesfälle
von Badegästen zugenommen
hat, wurden zu Beginn der dies-
jährigen Badesaison entlang der
Strandabschnitte drei Schulbusse
als Rettungsstationen eingerich-
tet. Je einer ist in den Orten
Strobjehnen [Kulikowo] und Les-
noj stationiert, und der dritte
dient als Reserve. In Cranz selbst

gibt es vier Rettungsstationen. Ei-
ne zusätzliche Maßnahme, um
die Sicherheit der Schwimmer zu
gewährleisten, sind an Tauen be-

festigte Bojen, an denen die Ba-
degäste sich festhalten können,
sollten sie von der Strömung mit-
gerissen werden. Diese einfache,
aber wirkungsvolle Maßnahme
hat man aus der Vorkriegsge-

schichte des Seebads übernom-
men.
Während der Festtage fand auch

die offizielle Eröffnung des städti-
schen Stadions nach einer gründ-
lichen Modernisierung statt. Un-
mittelbar danach starteten auch
die ersten Sportveranstaltungen. 
Das Veranstaltungsprogramm

erhielt die Bezeichnung „Kultur-
raum Cranz“. Auf der Kurprome-
nade traten Straßenmusikanten
auf, während auf dem Königin-
Luise-Platz die Sommerbibliothek
eröffnet wurde und im Heimat-
museum Kurse in Malerei und

Bildhauerei angeboten wurden.
Die Feier endete mit einem fulmi-
nanten Feuerwerk und einer Feu-
ervorführung, die am Strand in
der Nähe der Windrose stattfand.
Es ist erwähnenswert, dass

Cranz in diesem Jahr in die Liste
der besten Gemeinden des Lan-
des aufgenommen wurde und die
Stadt zu den Gewinnern im Wett-
bewerb um das beste Projekt zur
Bildung einer komfortablen städ-
tischen Infrastruktur in kleinen
Städten und historischen Siedlun-
gen zählte. Dieser Wettbewerb
war auf Initiative des russischen
Bauministeriums ausgelobt wor-
den. Das Königsberger Gebiet war
in der Kategorie „kleine Städte“
mit einer Einwohnerzahl von bis
zu 100000 Einwohner durch die
Städte Gumbinnen, Neuhausen,
Cranz, Tilsit und Rauschen ver-
treten.
Cranz hatte ein Konzept für die

Verbesserung des zentralen Teils
der Stadt entwickelt, einschließ-
lich des Bahnhofs, des zentralen
Platzes und der Königsberger Stra-
ße [Leninstraße]. Für die Verwirk-
lichung der Pläne erhält der Kur-
ort nun umgerechnet rund 680000
Euro. Übrigens gehörte Cranz die-
ses Jahr zu den fünf Kleinstädten,
in denen die meisten Russenwäh-
rend der langen Märzferien ihren
Urlaub verbracht haben. 
Die Saisoneröffnung war gleich-

sam auch das erste Wochenende,
an dem neben russischen Gästen
auch viele von außerhalb der Rus-
sischen Föderation gekommen wa-
ren, die schon vor dem Beginn der
Fußball-Weltmeisterschaft ange-
reist waren. Jurij Tschernyschew

Saisonauftakt mit Königin Luise
Drei Tage Feiern in Cranz – Das Seebad ist bei Russen der beliebteste Ferienort an der Ostsee

Immer wieder gerne gesehen: Eine Darstellerin der Königin Luise beim Cranzer Stadtfest Bild: J.T.

Weniger Schüler
erwartet

Königsberg – Zum Schuljahresen-
de gab der neue Königsberger Bür-
germeister Alexej Silanow be-
kannt, dass in den kommenden
sechs Jahren mit einem deutlichen
Rückgang der Schülerzahlen an
den allgemeinbildenden Schulen
der Stadt zu rechnen sei. Zurzeit
seien noch 54000 Schüler regi-
striert, was einer durchschnittlich
guten Auslastung der Schulen ent-
spreche, in sechs Jahren werde es
aber zu einem Einbruch der Schü-
lerzahlen infolge der demografi-
schen Entwicklung kommen. MRK

Erster Campingplatz
am Strand eröffnet

Nr. 27 – 6. Juli 2018

Engagierter Nachwuchs: Auftritt einer Tanzgruppe Bild: D.K.

Tag der nationalen und ethnischen Minderheiten
Die Allensteiner Gesellschaft Deutscher Minderheit veranstaltete am Dirschausee ihr diesjähriges Fest
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ZUM 101. GEBURTSTAG

Behrendt, Hedwig, geb. Zich,
aus Wehlau, am 10. Juli

ZUM 98. GEBURTSTAG

Galla, Frieda, aus Ittau, Kreis
Neidenburg, am 8. Juli

Masuhr, Hans, aus Lindenfließ,
Kreis Lyck, am 12. Juli

Rosan, Otto, aus Sagsau, Kreis
Neidenburg, am 11. Juli

ZUM 97. GEBURTSTAG

Aukthun, Liesbeth, geb. Gutzeit,
aus Weißensee, Kreis Wehlau,
am 10. Juli

Grego, Helene, geb. Gallmeister,
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck,
am 9. Juli

Kilanowski, Erika, geb. Brunn,
aus Lyck, am 10. Juli

Koch, Irmgard, geb. Lamm, 
aus Königsberg-Roßgarten,
Kuplitzer Straße 7, am 
10. Juli

Krewald, Gertrud, geb. Kali-
nowski, aus Langsee, Kreis
Lyck, am 11. Juli

Liknis, Irmgard, geb. Chlupka,
aus Treuburg, am 10. Juli

Sonder, Marie, geb. Blask, aus
Keipern, Kreis Lyck, am 7. Juli

ZUM 96. GEBURTSTAG

Hensel, Elfriede, geb. Domie-
niuk, aus Bunhausen, Kreis
Lyck, am 6. Juli

ZUM 95. GEBURTSTAG

Kelch, Lotte, geb. Mellenthin,
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am
8. Juli

ZUM 94. GEBURTSTAG

Berger, Hildegard, geb. Bun-
schei, aus Lyck, am 11. Juli

Geschull, Willy, aus Ebenrode,
am 10. Juli

Hahn, Rotraud, geb. Holstein,
aus Königsberg, am 5. Juli

Pyrags, Heinz, aus Kämpen,
Kreis Elchniederung, am 
9. Juli

Rogowski, Hans, aus Lyck, am
12. Juli

ZUM 93. GEBURTSTAG

Böge, Magdalena, geb. Schöl,
aus Aßlacken, Kreis Wehlau,
am 9. Juli

Boehnert, Gertrud, geb. Kraff-
zik, aus Goldensee, Kreis Löt-
zen, am 10. Juli

Flaum, Erika, aus Baitenberg,
Kreis Lyck, am 9. Juli

Kleine, Grete, geb. Grassat, aus
Nassawen, Kreis Ebenrode,
am 9. Juli

Lettau, Erika, aus Auglitten,
Kreis Lyck, am 6. Juli

Monzien, Siegfried, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 
9. Juli

Nütsch, Frieda, geb. Wagner,
aus Hollenau, Kreis Ebenrode,
am 10. Juli

Schellig, Martha, geb. Sawitzki,
aus Kalgendorf, Kreis Lyck,
am 8. Juli

Werner, Irene, geb. Steinbacher,
aus Bilderweiten, Kreis Eben-
rode, am 8. Juli

ZUM 92. GEBURTSTAG

Baatz, Gisela, geb. Rex, aus Löt-
zen, am 13. Juli

Behringhoff, Erna, geb. Taubert,
aus Scharnau, Kreis Neiden-
burg, am 9. Juli

Hoffmann, Siegfried, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 10. Juli

Meisner, Ulrich, aus Grünheide,
Kreis Treuburg, am 9. Juli

Molch, Hildegard, geb. Link, aus
Frauendorf, Kreis Heilsberg,
am 7. Juli

Niemczik, Erika, aus Reinkental,
Kreis Treuburg, am 11. Juli

Reimer, Egon, aus Oswald, Kreis
Elchniederung, am 11. Juli

Wydra, Karl-Heinz, aus Rotwal-
de, Kreis Lötzen, am 12. Juli

ZUM 91. GEBURTSTAG

Bandilla, Ingeburg, geb. Karzys-
ki, aus Milussen, Kreis Lyck,
am 8. Juli

Bojarzin, Bruno, aus Großheide-
nau, Kreis Ortelsburg, am 
11. Juli

Buksa, Elfriede, aus Lissau,
Kreis Lyck, am 7. Juli

Hundsdörfer, Helmut, aus Pel-
keninken, Kreis Wehlau, am
12. Juli

Klabuhn, Erika, geb. Fuhrmans-
ki, aus Rundfließ, Kreis Lyck,
am 6. Juli

Krieger, Ursula, geb. Sinda-
kowski, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
10. Juli

Liedström, Dorothea, geb. Loh-
renz, aus Treuburg, am 9. Juli

Ludwiczack, Tereza, geb. Wal-
traud Rogowski, aus Siegers-
feld, Kreis Lyck, am 6. Juli

Ostrowski, Helene, geb. Schaak,
aus Rotwalde, Kreis Lötzen,
am 10. Juli

Piechottka, Hiltrud, geb. Reh,
aus Puppen, Kreis Ortelsburg,
am 11. Juli

Reinelt, Hildegard, geb. Hübner,
aus Treuburg, am 10. Juli

Scholz, Ingerta, geb. Fast, aus
Lötzen, am 9. Juli

Stark, Dora, geb. Mayer, aus
Ostfurt und Tulpeningen,
Kreis Schloßberg, am 10. Juli

Tupeit, Irmgard, aus Herdenau,
Kreis Elchniederung, am 
8. Juli

Wachsmann, Hedwig, geb. Lo-
ckowandt, aus Laschmieden,
Kreis Lyck, am 7. Juli

Weber, Christel, geb. Laupsien,
aus Seesken, Kreis Treuburg,
am 12. Juli

ZUM 90. GEBURTSTAG

Baethcke, Gerda, geb. Petereit,
aus Großwalde, Kreis Elchnie-
derung, am 12. Juli

Beyenbach, Inge, geb. Ohlemey-
er, aus Lyck, Hindenburgstra-
ße 54a, am 11. Juli

Czernetki, Lieselotte, aus Lich-
tenfeld, Kreis Heiligenbeil, am
10. Juli

Creuzer, Jutta, aus Königsberg,
am 12. Juli

Drott, Maria, geb. Goldmann,
aus Wittenwalde, Kreis Lyck,
am 10. Juli

Ernst, Heinz, aus Kischken,
Kreis Ebenrode, am 11. Juli

Götten, Ingeborg, geb. Toll, aus
Fedderau, Kreis Heiligenbeil,
am 8. Juli

Hermann, Edith, aus Raschung,
Kreis Rößel, am 8. Juli

Herold, Gotthold, aus Ther-
wisch, Kreis Ortelsburg, am
11. Juli 

Kiehne, Christel, geb. Kerwel,
aus Schneckenwalde, Kreis
Elchniederung, am 6. Juli

Keller, Benno, aus Klein Ma-
rienwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Juli

Kragenings, Sigrid, geb. Popp-
eck, aus Berlinden, Kreis Löt-
zen, am 11. Juli

Nickel, Lothar, aus Lyck, Bis-
marckstraße 45, am 9. Juli  

Niemann, Werner, aus Ortels-
burg, am 9. Juli

Rogge, Jürgen, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 10. Juli

Roß, Elfriede, geb. Sedello, aus
Waldwerder, Kreis Lyck, am
11. Juli

Schirmacher, Heinz, aus Bladi-
au, Kreis Heiligenbeil, am 
8. Juli

Schmeer-Asp, Ingrid, geb.
Schmeer, aus Wehlau, am 
11. Juli

Schmitt, Eva, geb. Gratzik, aus
Tiefen, Kreis Lötzen, am 7. Juli

Sterly, Ilse, geb. Kahnert, aus
Fließdorf, Kreis Lyck, am 
11. Juli

Tengler, Margot, geb. Meier, aus
Gauleden, Kreis Wehlau, am 
6. Juli

Tisdale, Christel, geb. Dannat,
aus Poppendorf, Kreis Weh-
lau, am 6. Juli

ZUM 85. GEBURTSTAG

Augustat, Werner, aus Groß
Friedrichsdorf, Kreis Elchnie-
derung, am 9. Juli

Basel, Horst, aus Kutzen, Kreis
Lyck, am 9. Juli

Behrendt, Irmgard, geb. Doliwa,
aus Hornheim, Kreis Neiden-
burg, am 10. Juli

Buttchereit, Erich, aus Bürgers-
dorf, Kreis Wehlau, am 11. Juli

Debinski, Irmgard, geb. Strüm-
per, aus Krupinnen, Kreis
Treuburg, am 7. Juli

Dolinski, Arno, aus Hansbruch,
Kreis Lyck, am 10. Juli

Ecker, Beate, geb. Sablautzki,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 7. Juli

Galla, Eduard, aus Deutschhei-
de, Kreis Ortelsburg, am 
12. Juli

Gusek, Kurt, aus Treuburg, am 
9. Juli

Hoffmann, Helmuth, aus Adlig
Linkuhnen, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Juli

Koytka, Hans, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 12. Juli

Krüger, Horst, aus Frischenau,
Kreis Wehlau, am 7. Juli

Lorenz, Inge, geb. Schapals, aus
Schakendorf, Kreis Elchniede-
rung, am 9. Juli

Lunkowski, Frieda, geb. Kropat,
aus Brittanien, Kreis Elchnie-
derung, am 8. Juli

Nickschas, Kurt, aus Kuckernee-
se, Kreis Elchniederung, am
11. Juli

Nieswandt, Erika, geb. Zeranski,
aus Jägersdorf, Kreis Neiden-
burg, am 6. Juli

Sadowski, Henryk, aus Lyck, am
10. Juli

Schober, Margarete, geb. Karpa,
aus Groß Schöndamerau,
Kreis Ortelsburg, am 12. Juli

Schulze, Elli, geb. Zeranski, aus
Jägersdorf, Kreis Neidenburg,
am 12. Juli

Serowy, Horst, aus Seenwalde,
Kreis Ortelsburg, am 8. Juli

Tigges, Rita, geb. Krämer, aus
Romau, Kreis Wehlau, am 
9. Juli

Wielk, Gustav, aus Seenwalde,
Kreis Ortelsburg, am 11. Juli

ZUM 80. GEBURTSTAG

Adam, Waltraud, aus Eichtal,
Kreis Treuburg, am 10. Juli

Demant, Hannelore, geb. Fröh-
lich, aus Windberge, Kreis
Ebenrode, am 7. Juli

Dust, Harry, aus Kiefernheide,
Kreis Lyck, am 6. Juli

Gorontzi, Manfred, aus Hein-
richsdorf, am 6. Juli

Grimm, Ernst-Georg, aus Ku-
ckerneese, Kreis Elchniede-
rung, am 6. Juli

Hermel, Fritz, aus Ebenrode, am
10. Juli

Herrmann, Isolde, geb. Schulz,
aus Sanditten, Kreis Wehlau,
am 6. Juli

Kolwa, Eckhard, aus Masuren,
Kreis Treuburg, am 10. Juli

Lumma, Ruth, aus Groß Schön-
damerau, Kreis Ortelsburg,
am 11. Juli

Malessa, Bernd, aus Lübeckfel-
de, Kreis Lyck, am 10. Juli

Mayer, Ingrid, geb. Brodowski,
aus Giesen, Kreis Lyck, am 
11. Juli

Morgenroth, Jochen, aus Rund-
fließ, Kreis Lyck, am 9. Juli

Mühlhausen, Edeltraut, geb. 
Poerschke, aus Willenheim,
Kreis Lyck, am 10. Juli

Plewka, Armin, aus Borchers-
dorf, Kreis Neidenburg, am 
9. Juli

Quilitzsch, Hildegard, geb. Kul-
lik, aus Eichensee, Kreis Lyck,
am 12. Juli

Sabulowski, Berthold, aus Wie-
senhöhe, Kreis Treuburg, am 
7. Juli

Sadlowsski, Hildegard, geb.
Wittkowski, aus Mingfen,
Kreis Ortelsburg, am 9. Juli

Sauff, Horst, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 11. Juli

Spill, Traute, geb. Klimmek, aus
Neidenburg, am 10. Juli

Vaux, Dora, geb. Grigat, aus Os-
safelde, Kreis Elchniederung,
am 8. Juli

Wittke, Hans-Dieter, aus Siela-
cken, Kreis Wehlau, am 8. Juli

ZUM 75. GEBURTSTAG

Baczko, Dr. Knut, aus Baringen,
Kreis Ebenrode, am 6. Juli

Bohnsack, Irmgard, geb. Porn,
aus Königsruh, Kreis Treu-
burg, am 9. Juli

Denda, Diethard, aus Wappen-
dorf, Kreis Ortelsburg, am 
11. Juli

Führer, Gisela, geb. Stumm, aus
Willenberg, Kreis Ortelsburg,
am 6. Juli

Kretschmer, Christel, geb.
Brosch, aus Samplatten, Kreis
Ortelsburg, am 6. Juli

Pfeiffenberger, Bernd, aus Kle-
menswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Juli

Röller, Ingrid, geb. Liebegut, aus
Altenfließ, Kreis Ebenrode,
am 11. Juli

Scheuer, Christa, geb. Rupsch,
aus Neufrost, Kreis Elchniede-
rung, am 10. Juli

Süß, Hannelore, geb. Schedukat,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 7. Juli

Viehöfer, Gerhard, aus Erlenha-
gen, Kreis Ebenrode, am 
6. Juli

2018

14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg
(geschlossener Teilnehmerkreis) 

2. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden in
Wuppertal

3. bis 4. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wuppertal
12. bis 15. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html.

TERMINE DER LO

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Sonntag, 8., bis Donnerstag, 
19. Juli: 12-tägige Busreise nach
Angerapp, Masuren, zur Kuri-
schen Nehrung und ins Königs-
berger Gebiet. Eine Teilnahme ist
für Jedermann möglich. Gäste
sind herzlich willkommen. Weite-
re Informationen: Edeltraut Mai,
Telefon (0151) 18461001. 

Donnerstag, 26. Juli bis Sonn-
tag, 5. August: Jugendbegegnung
in Ostpreußen, in Lasdehnen und
in Königsberg. Anmeldung: Nor-
bert Schattauer, Telefon (04757)
463, E-Mail: schattauer-wanna@t-
online.de.

Sonnabend, 21. Juli: 1. Goldaper
Gartenfest am Haus der Heimat in
Goldap. Informationen: Annelies
Trucewicz, Telefon (04142) 3552,
E-Mail: museum@goldap.de. Krefeld – Mittwoch, 25. Juli, 

19 Uhr, Heimatmuseum der

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreterin: Edeltraut Mai,
Weißdornweg 8, 22926 Ahrens-
burg, Telefon (04102) 823300,
Internet: www.angerapp.com

ANGERAPP
(DARKEHMEN)

Busreise

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Jugendbegegnung

Dittchenbühne
Elmshorn – Gesucht: drei
Nachwuchsdarsteller, Jungen
ab 14 Jahre, bereits zum
Weihnachtsmärchen „König
Drosselbart“. Nähere Infor-
mationen bei Raimar Neu-
feldt, Telefon (04121) 89710
oder E-Mail: buero@
dittchenbuehne.de.

Kreisvertreter: Stephan Grigat,
Telefon (05231) 37146, Fax
(05231) 24820, Heidentalstraße
83, 32760 Detmold. Geschäfts-
stelle: Annelies Trucewitz, Ho-
henfelde 37, 21720 Mittelnkir-
chen, Telefon (04142) 3552, Te-
lefax (04142) 812065, E-Mail:
museum@goldap.de. Internet:
www.goldap.de.

GOLDAP

HdH
Stuttgart – Donnerstag, 

12. Juli, Großer Saal, Haus der
Heimat, Schlossstraße 92,
70176 Stuttgart: „Wenn Ihr ein
Leben wollt, so stehlt es“: Lou
Andreas-Salomé, Werk und
Wirken, szenische Lesung mit
Musik mit Luise Wunderlich
und Verena Guthy-Homolka.

Gartenfest

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 29/2018 (Erstverkaufstag: 20. Juli) bis spätestens
Mittwoch, 11. Juli an E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de,
per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische Allge-
meine Zeitung, z. Hd. Frau Christiane Rinser-Schrut, Buchtstraße 4,
22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 29

www.preussische-allgemeine.de

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Ulrich Pudelko

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15
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Neu bei A
HRIM

AN !

Die Flutung Europas 
mit falschen Flüchtlingen
oder: Vom Dreisam-Mörder Hussein Khavari, 
seinem Umfeld und dessen Schutzengeln

www.ahriman.com399 S.,  24.80 € / ISBN 978-3-89484 -835 - 4

Aus dem Inhalt: Was ist ein Flüchtling? Begrif f und Geschichte des 
Asylrechts in der Neuzeit – Die Flutung Europas mit falschen 
Flüchtlingen: von langer Hand geplant, EU-Dokumente, an die so 
schnell keiner herankommt – Das Parallelimperium der Herren Soros 
und Rockefeller – Die Fälschung der Kriminal statistik – Wie der 
Feminismus in Köln zu sich selbst kam: endlich richtige Männer – Das 
Beispiel des Dreisam -Mörders – Vom Fahndungstheater zur Fahndung 
– Der Lügenpresse über die Schulter geschaut – Khavaris seltsam 
prominen te und dennoch unbekannte »P flegeeltern« – Wie der Prozeß 
wirklich ablief und was die ›Badische Zeitung‹ daraus machte  – u. v.m.

Anzeige

Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt und Land e.V., Am Markt-
platz 10, 47829 Krefeld: Ulrich
Pudelko. Er ist 1945 in Krefeld-
Uerdingen geboren. Der ehemali-
ge Stadtangestellte und Musiker
leitet seit seiner Pensionierung
Rundfahrten durch Krefeld. Er
kennt und liebt die Samt- und
Seidenstadt wie kein Zweiter. 
Mit viel guter Laune und sei-

nem Banjo nimmt er uns mit auf
eine humoristische Reise durch
unsere Patenstadt Krefeld. 
Sie sind herzlich eingeladen!

Der Eintritt ist frei, eine Spende
wird erbeten.

Köln – Mittwoch, 25. Juli, Gast-
stätte Zirkel, Braunstraße 20,
Köln-Braunsfeld (Haltestelle Aa-
chener Straße/Maarweg): Treffen.
Anmeldung und nähere Informa-
tionen bei Carola Maschke, Tele-
fon (0221) 796942, E-Mail: 
C.Maschke@netcologne.de.
Schwerin – Mittwoch, 18. Juli,

12 Uhr, Gaststätte Kaktus, Dree-
scher Köpmarkt: Treffen. 

Neumünster – Sonnabend, 
21. Juli, 15.30 Uhr, Heimatmu-
seum, Sudetenlandstraße 18h
(Böcklersiedlung): Begleitpro-
gramm zur Carl-Knauf-Ausstel-
lung: Der Bernsteinschleifer
kommt! Michael Petersen aus
Böel, Bernsteinschleifer und
Schmuckhersteller, spricht über

Bernstein und zeigt und erklärt,
wie „das Gold der Ostsee“ bear-
beitet werden kann.

Winsen (Luhe) – Sonnabend,
30. Juni, ab 9.30, Ehrenmal auf
dem Waldfriedhof: Ostpreußen-
treffen. Die Kreisgemeinschaften
Schloßberg und Ebenrode laden
dazu ein. Nach der Kranznieder-
legung um 9.30 Uhr am Ehrenmal
auf dem Waldfriedhof beginnt das
Treffen um 10.30 Uhr in der Bras-
serie am Schloss, Schloßplatz 5.
Die Brasserie ist idyllisch am
Schloss und Schlossteich im Zen-
trum der Stadt gelegen. 
Nach Begrüßung und Toteneh-

rung wird die Chorgemeinschaft
Winsen auftreten, bevor dann
Pfarrer i.R. Kurt Perrey die An-
dacht hält. Im Anschluss daran
werden Vertreter des Landkreises
Harburg und der Stadt Winsen
Grußworte überbringen. Den
Festvortrag hält Professor Thomas
Heberer zum Thema „Was hat
Ostpreußen mit China zu tun?“.
Mit dem gemeinsamen Singen
des Ostpreußen- und des
Deutschlandlieds wird der erste
Teil des Treffens abgeschlossen.
Ab 12 Uhr gibt es das gemeinsa-
me Mittagessen und Zeit zum Pla-
chandern, bevor ab 14 Uhr die
beiden Kreisgemeinschaften ihre
Mitgliederversammlungen durch-
führen. Ab 16 Uhr sind beide Hei-
matstuben in der Rote-Kreuz-
Straße 6 geöffnet. Von der Brasse-
rie zu den Heimatstuben ist es
nur ein kurzer Fußweg.
Bereits am Freitag, 29. Juni, tref-

fen sich Ehemalige und Freunde
der Schülervereinigung „Fried-

rich-Wilhelm-Oberschule“ um 14
Uhr zur gemütlichen Kaffeestun-
de in der Schloßberger Heimat-
stube. Alle, die schon Freitag an-
reisen und vor Ort sind, werden
auch zum gemütlichen Beisam-
mensein ab 18 Uhr in den Hei-
matstuben willkommen geheißen.
Der Eintritt für alle Veranstaltun-
gen ist frei. 
Jeder Ostpreuße und Freund

unserer Heimat, egal aus welcher
Region kommend, ist herzlich
eingeladen!

Landesgruppe – Montag, 17., bis
Montag, 24. September: Fahrt
nach Rostock. Die Landsmann-
schaft Ostpreußen Baden Würt-
temberg und die AdM Mannheim
laden zu einer Busfahrt zum Ost-
preußentreffen am 22. September
in Rostock ein. Damit die Fahrt
nicht zu anstrengend wird, wer-
den wir auf der Hin- und auf der
Rückfahrt jeweils eine Zwischen-
übernachtung einlegen. 

Reiseverlauf
Montag, 17. September: 7 Uhr

Abfahrt in Mannheim am Bus-
bahnhof, 8.30 Uhr Stuttgart am
Steigenberger Hotel am Haupt-
bahnhof, 9.30 Uhr in Göppingen,
Bushaltestelle EWS Arena, zirka
16 Uhr Ankunft in Leipzig zur
Übernachtung im Intercity-Hotel,
Dienstag, 18. September:

Weiterfahrt nach Rostock-Sievers-
hagen in das Atrium Hotel Krüger,
Mittwoch, 19. September: Ta-

gesfahrt nach Stralsund, 
Donnerstag, 20. September: Ta-

gesfahrt nach Bad Doberan, Küh-
lungsborn und Warnemünde, 
Freitag, 21. September: Tages-

fahrt auf die Insel Usedom mit
den Seebädern Ahlbeck und He-
ringsdorf,
Sonnabend, 22. September:

Teilnahme am Ostpreußentreffen
in der Stadthalle in Rostock,
Sonntag, 23. September: nach

dem Frühstück Rückreise nach Je-
na zur Übernachtung im Steigen-
berger Hotel Esplanade,
Montag, 24. September: Rück-

reise nach Mannheim, Stuttgart
und Göppingen. Der Preis für die
Acht-Tagesfahrt inklusive aller
Rundfahrten mit jeweiliger Reise-
leitung und sieben Übernachtun-
gen mit Frühstücksbuffet beträgt
pro Person im Doppelzimmer 
615 Euro und im Einzelzimmer
730 Euro. Mit der Anmeldung
sind pro Person 100 Euro zu über-
weisen auf das Konto: UTTA –
Uwe Jurgsties – Heddesheim,
IBAN: DE046705050500384708
09. Der Restbetrag ist bis späte-
stens 15. August zu überweisen.
Anmeldungen bitte umgehend bei
Uwe Jurgsties, 68542 Heddes-
heim, Kirschblütenstraße 13, Tele-
fon (06203) 43229; E-Mail:
uwe.jurgsties@gmx.de oder bei
Uta Lüttich, Feuerbacher Weg 108,
70192 Stuttgart, Telefon (0711)
854093, E-Mail: uta.luettich@
web.de.
Stuttgart – Dienstag, 17. Juli,

14.30 Uhr, Haus der Heimat,
Stuttgart: Kreis- und Frauengrup-
pe treffen sich gemeinsam zum
Heimatnachmittag. Herr Eichen-
berger vom Haus der Heimat wird
uns in der Bibliothek (4. Stock)
durch die Ausstellung „Wenn ihr
wollt, ist es kein Märchen – Le-
benswege bedeutender Persön-
lichkeiten jüdischen Glaubens“
führen mit einem ostpreußischen
Schwerpunkt, mit drei ostpreußi-
schen Frauen und einem Mann.

Ansbach – Sonnabend, 14. Juli:
Sommersingen in fröhlicher Run-

de. Bei schönem Wetter in einem
Wirtshausgarten mit kleiner 
Vesper.
Hof – Sonnabend, 14. Juli, 

15 Uhr, Altdeutsche Bierstube,
Marienstraße 88, 95028 Hof: Mo-
natsversammlung.
Nürnberg – Dienstag, 10. Juli,

ausnahmsweise 14 Uhr, Haus der
Heimat, Imbuschstraße 1, Nürn-
berg-Langwasser, Ende der U1
gegenüber: Die Studentenverbin-
dungen in Königsberg, ein Vor-
trag.

HEIMATGRUPPEN
Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen: Elfi Fortan-
ge, Telefon (030)
4944404.

Königsberg – Frei-
tag, 13. Juli, 14 Uhr,
Johann-Georg-Stu-
ben-Straße 10,
10709 Berlin-Halen-

see, Anfragen an Elfi Fortange, Te-
lefon (030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 8. Juli, 15 Uhr,
R e s t a u r a n t
S t a m m h a u s ,
Rohrdamm 24 B,

13629 Berlin, Anfragen an Marti-
na Sontag, Telefon (033232)
188826.

Hamburg – Sonnabend, 21. Juli,
14 Uhr (Einlass ab 13 Uhr) bis zir-
ka 17 Uhr, Hotel NewLivingHome,
Julius-Vosseler-Straße 40, Ham-
burg-Lokstedt: Sommerfest der
Landesgruppe. Das Residenzhotel
liegt etwa 50 Meter entfernt von
der Haltestelle Hagenbecks Tier-
park (U-Bahn Linie U 2 oder Bus-
linie 22, 39, 181 und 281) und ist
auf ebenem Wege gut zu errei-
chen. Es erwarten Sie Christel
Neumann von der Stadtgemein-

schaft Königsberg mit Gedichten,
Versen und Erinnerungen aus
Ostpreußen und die Musikgruppe
„Im Herzen jung“ unter Leitung
von Viktor Diehl. Kaffeepause von
14.45 Uhr bis 15.15 Uhr. Ein Stück
Torte und ein Stück Butterkuchen,
Kaffee satt für 10 Euro pro Person.
Gäste sind wie immer herzlich
willkommen. 

Frankfurt am Main – Zu einem
geführten Rundgang durch die
neu erbaute Frankfurter Altstadt
unter dem Motto „Vom Krönungs-
weg zum Hühnermarkt“, hatte die
LOW-Kreisgruppe die Mitglieder
eingeladen. Die Initiative für den
Wiederaufbau dieses im März
1944 durch alliierte Flächenbom-
bardements zerstörten Stadtbe-
reiches, als Ersatz für das in die
Jahre gekommene, nach dem
Krieg erbaute technische Rathaus,
bestand schon lange. Es haperte
jedoch an der Bereitstellung der
erforderlichen Finanzierung und
nicht zuletzt an der Auseinander-
setzung über die architektonische
Umsetzung der Wiederaufbauplä-
ne nach alten Vorbildern verbun-
den mit modernen Elementen.
Einzelnen Bürgervertretern und
mehreren engagierten Bürgerini-
tiativen aus Frankfurt gelang je-
doch letztlich ein Kompromiss,
der heute, nach Beseitigung der
ersten Bauzäune, eine breite Zu-
stimmung findet. Auch die LOW-
Mitglieder, informiert mit weitrei-
chendem Hintergrundwissen zu
den neuen Gassen und Wegen,
staunten nicht schlecht über das
Ergebnis. Der Jahrhunderte alte
Krönungsweg vom Römer bis
zum Dom führt zum Teil an sehr
aufwändig rekonstruierten Fach-
werk-Stadtpalästen vorbei, für die
auch die Stadt Frankfurt tief in
den Geldsäckel gegriffen hat. Uns
Vertriebene wurde wieder einmal
der Irrsinn des Krieges vor Augen
geführt, was Hass der Völker mit
einem Knopfdruck anrichtet und
wie unendlich schwierig es ist,
Zerstörtes zumindest ansatzweise
wieder herzustellen. Damit sind
nicht nur die Gebäude dieses

Anzeige

Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

Heimatgruppen

Dieter Arno Milewski (kommissa-
rischer Kreisvertreter), Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, Fax
(05424) 399139, E-Mail: 
dieter.arno.milewski@osnanet.de.
Geschäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Bernsteinschleifer

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Renate Wiese, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Ostpreußentreffen

Rastenburg: Die KG Rastenburg fuhr mit 31 Teilnehmern vom 8. bis zum 17. Mai nach Ostpreußen

Dittchenbühne
Elmshorn – Pünktlich zum
Beginn der Sommerferien in
Schleswig-Holstein startet
die vergnügliche Malschule
des Elmshorner „Forum Bal-
tikum – Dittchenbühne“.
„Lassen Sie der Kreativität

Ihrer Kinder freien Lauf!“ ap-
pelliert die Elmshorner Illu-
stratorin Susanne Berger an
die Eltern in der Krückaus-
tadt und Umgebung. „Wir
bieten dafür auch in diesem
Jahr wieder eine Ferien-Mal-
schule an!“ Denn vom 9. bis
zum 13. Juli können Kinder
ab fünf Jahren in den Räum-
lichkeiten der Dittchenbühne
viel Freude haben am Um-
gang mit Farben, Formen,
Pinseln und Stiften. Susanne
Berger möchte, dass die Klei-
nen dabei „den Spaß am Fan-
tasieren mit Stift und Pinsel
entdecken“.
Nähere Informationen und

Anmeldung unter Telefon
(04121) 89710, per E-Mail:
buero@dittchenbuehne.de
oder im Theaterbüro.

Außerdem: Nachwuchs-
schauspieler gesucht! „Am
liebsten hätten wir wieder
drei Jungen ab 14 Jahre“, er-
klärt Dittchenbühnen-Chef
Raimar Neufeldt. Die erste
Herausforderung: Rollen im
kommenden Weihnachts-
märchen der Bühne „König
Drosselbart“. Raimar Neu-
feldt, Telefon (04121) 89710
oder E-Mail: buero@
dittchenbuehne.de.

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Frankfurt am Main: Die Gruppe beim Stadtrundgang Bild: privat

B
ild

: p
ri
va

t

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17
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       G E O R D N E T   S T R A S S
        M   E  M I K R O  I  S I
        O B E R L I G A  J O G G E N
       S N O B   N  P A A R  I N N
         T N  H E X E   K A T Z E
        S A E G E N  R C  U  T  N
       R E N N A U T O  H I S S E N 
        N I  N   R U I N  T R A M
       D E K A D E N T  P F A U  G A
        C  A H N D E N  A C H T E L
        A D L I G  R A H M  L E N Z

Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

   2 8  3 6  
 3 5   4   7 8
 6        3
  6  7  1  8 
     5    
  7  4  9  2 
 7        2
 8 4   2   9 6
   5 6  4 1  

   2 8  3 6  
 3 5   4   7 8
 6        3
  6  7  1  8 
     5    
  7  4  9  2 
 7        2
 8 4   2   9 6
   5 6  4 1  

 4 1 2 8 7 3 6 5 9
 3 5 9 1 4 6 2 7 8
 6 8 7 5 9 2 4 1 3
 2 6 4 7 3 1 9 8 5
 1 9 3 2 5 8 7 6 4
 5 7 8 4 6 9 3 2 1
 7 3 6 9 1 5 8 4 2
 8 4 1 3 2 7 5 9 6
 9 2 5 6 8 4 1 3 7

Diagonalrätsel: 1. Herold, 2. Mentor,  
3. Neuner, 4. tonlos, 5. lernen,  
6. raufen – Heulen, Donner

Kreiskette: 1. kokett, 2. Botten,  
3. Beraun, 4. Harfen, 5. Nestor –  
Oktoberfest

Sudoku:

PAZ18_27

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Münchener Volksvergnügen.

1 gefallsüchtig, 2 klobige Schuhe, 3 Fluss zur Moldau, 4 Saiteninstrument 
(Mehrzahl), 5 griechischer Sagenheld

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Arten 
von Geräuschen.

1 Bote, Ausrufer im Mittelalter
2 Lehrer, Berater
3 dt. Biathletin (Magdalena)
4 ohne Klang (Stimme)
5 sich Wissen, Kenntnisse aneignen
6 sich balgen, prügeln

Die Ausstellung besteht aus 
22 mobilen Ständen und

zehn Video-Monitoren. Basierend
auf authentische Berichte ehema-
liger „Wolfskinder“ und ergänzt
durch Familienfotos und Doku-
mente, werden geschichtliche Er-

eignisse in Ostpreußen darge-
stellt. Die Ausstellung ist noch bis
Donnertag, 27. September, im Foy-
er des Landtages Brandenburg zu
sehen. Alter Markt 1, 14467 Pots-
dam, Öffnungszeiten: Montag bis
Freitag von 8 bis 18 Uhr. 

Zur Eröffnung der Ausstellung
„Wolfskinder. Auf dem Brotweg
von Ostpreußen nach Litauen
1945–1948“ sprach der litauische
Botschafter in Deutschland S.E.
Darius Jonas Semaška folgendes
Grußwort:

Die Geschichte von Wolfskin-
dern gehört zu einem der tra-
gischsten Kapitel des 20. Jahrhun-
derts. Sie verkörpert die Schre-
cken des Zweiten Weltkrieges und
ist zu dem Inbegriff der totalitären
Terrorherrschaft geworden. Es ist
deshalb wichtig, die Erinnerung
an die Schicksale der ehe-
maligen Wolfskinder wach zu hal-
ten und sie als Mahnung an die
künftigen Generationen weiterzu-
geben.
Ich freue mich sehr, dass die
heutige Ausstellung in dem mit
der Geschichte Preußens eng ver-
bundenen Landtag Brandenburg
eröffnet wird. Es ist zu begrüßen,
dass das Thema Wolfskinder im-
mer stärker in dem Bewusstsein
der Menschen verankert wird.
Davon zeugt auch die Tatsache,
dass der litauische Schriftsteller
Alvydas Šlepikas für seinen den
Wolfskindern gewidmeten Roman
„Mein Name ist Maryt“ in diesem
Jahr mit dem renommierten Ge-
org Dehio-Buchpreis ausgezeich-
net wird.
Wie schmerzvoll das auch sein
mag, aber das Schicksal von
Wolfskindern steht auch stellver-
tretend für den Untergang Ost-
preußens und den Abriss direkter
Nachbarschaft zwischen den Li-
tauern und den Deutschen. Nicht
jedem ist zum Beispiel bekannt,
dass die Litauer und die Deut-
schen rund 700 Jahre lang eine
gemeinsame Grenze hatten. Das
meist gute nachbarschaftliche
Verhältnis zeigte sich nicht zuletzt
darin, dass diese Grenze fast 
500 Jahre unverändert bestehen
blieb und damit zu den ältesten
und stabilsten Grenzen in ganz
Europa zählte.

Der Zweite Weltkrieg bedeutete
eine schmerzliche Zäsur in unse-
rem Zusammenleben als Nach-
barn. Während Litauen durch die
Sowjetunion besetzt wurde, ist
aus dem ehemaligen Ostpreußen
das Kaliningrader Gebiet gewor-
den.
Das Ende des Krieges brachte in
den von uns bewohnten Teil Euro-
pas weder Frieden noch Freiheit.
Ganz im Gegenteil: die brutale
Verfolgung Andersdenkender,
willkürliche Hinrichtungen und
Deportationen von unschuldigen
Menschen zählten in Litauen zum
Alltag der Nachkriegsjahre unter
sowjetischer Herrschaft.
Nicht zu vergessen ist auch,
dass bis zu 14 Millionen Deutsche
unter anderem aus Ostpreußen ab
1945 ihre Heimat verlassen 
mussten. Auch etwa 80000 litaui-
sche Bürger haben die Zuflucht
im damals zerstörten Deutsch-
land gefunden. Wir sind bis heute
dankbar für die Menschlichkeit
und Anteilnahme, die unseren
Menschen damals hierzulande
erwiesen wurde.
Mit der Bundesrepublik
Deutschland sind wir auch bis
heute in tiefer Dankbarkeit ver-
bunden für ihre konsequente und
standhafte Haltung zur litaui-
schen Souveränität. Die im Jahre
1940 erfolgte militärische Besat-
zung und spätere Annexion der
Baltischen Staaten durch die So-
wjetunion wurde von Deutsch-
land de jure nie anerkannt. Diese
weitsichtige Entscheidung hat
auch in den dunkelsten Stunden
sowjetischer Herrschaft unseren
Freiheitsgeist befeuert und letz-
tendlich zu der Wiedererlangung
unserer Unabhängigkeit vor rund
28 Jahren beigetragen.
Ja, es gab in unseren Beziehun-
gen verschiedene, auch dunkle
Perioden, aber ohne Zweifel kann
ich behaupten, dass in dieser lan-
gen gemeinsamen Vergangenheit
die positiven Elemente deutlich
überwiegen.

Wir erinnern uns in Litauen
gerne daran, dass in den deut-
schen Gebieten jenseits der Me-
mel im 16. Jahrhundert das erste
litauische Buch gedruckt wurde.
Dort wurde zum ersten Mal die
Bibel ins Litauische übersetzt und
die erste Grammatik der litaui-
schen Sprache verfasst. In Königs-
berg wurde auch das erste klassi-
sche Werk der litauischen schön-
geistigen Literatur geschrieben,
das Poem „Die Jahreszeiten“ von
Kristijonas Donelaitis.
Es gibt unheimlich viele inter-
essante und nennenswerte Bei-
spiele unseres Zusammenlebens
als Nachbarn. Aber das wich-
tigste, womit ich persönlich heute
den Begriff Ostpreußen verbinde,
ist der Freiheitsgeist dieses
Landstriches. Denn dort erschie-
nen während des zaristischen
Presseverbots in Litauen im 
19. Jahrhundert die ersten litaui-
schen Volkszeitungen. Damals
wurden in Ostpreußen massen-
weise auch Bücher, Zeitschriften
und Broschüren in litauischer
Sprache gedruckt und von den so-
genannten Bücherträgern unter
Lebensgefahr über die Grenze
nach Litauen geschmuggelt.
Man kann also ohne Weiteres
behaupten, dass Ostpreußen ei-
nen wichtigen Beitrag zur
Wiederbelebung der litauischen
Sprache und zur Stärkung unse-
rer nationalen Identität geleistet
hat. Und wohin das geführt hat,
ist uns in diesen Tagen bewusster
denn je. Denn Litauen feiert in
diesem Jahr den 100. Jahrestag
seit der Wiederherstellung seiner
Staatlichkeit. Der Unabhängig-
keitsbeschluss des Litauischen
Rates vom 16. Februar 1918 steht
sinnbildlich für den Wunsch des
litauischen Volkes nach Freiheit
und Selbstbestimmung.
Es ist daran zu erinnern, dass
Deutschland damals das erste
Land war, das die Unabhängigkeit
Litauens völkerrechtlich aner-
kannte. Es spielte auch eine be-

deutende Rolle bei der Konsoli-
dierung der jungen litauischen
Republik. Wenn man den Bogen
zu der heutigen Zeit spannt, wird
man eindeutige Parallelen fest-
stellen: Wie vor 100 Jahren bei
der Wiederherstellung der Unab-
hängigkeit, so steht auch heute
Deutschland ganz vorne bei der
Verteidigung der litauischen Sou-
veränität. Damals half es, uns vor
den Angriffen der Roten Armee
zu schützen. Heute spielt
Deutschland eine zentrale Rolle
im Rahmen der Verstärkten Vor-
nepräsenz der NATO. Die nun seit
anderthalb Jahren laufende
Bundeswehr-Mission in Litauen
steht auch für Freiheit und Solida-
rität. Und dafür sind wir unseren
deutschen Freunden von Herzen
dankbar.

Liebe Gäste, ich freue mich
sehr, dass die Litauer und die
Deutschen anlässlich unserer Ju-
biläumsfeier noch enger zu-
sammenrücken. Die vielfältigen
gemeinsamen historischen Erfah-
rungen stellen heute eine wichti-
ge Grundlage, die den Ausbau un-
serer Beziehungen erleichtert und
fördert. 
Ich bin zuversichtlich, dass
auch die Ausstellung über die
Wolfskinder zu einem noch bes-
seren Verständnis und Annähe-
rung zwischen unseren beiden
Völkern beitragen wird. Ich
möchte deshalb abschließend die
Gelegenheit nutzen, um allen Be-
teiligten, vor allem der Präsiden-
tin des Landtages Brandenburg,
Britta Stark, dem Landtagsvize-
präsidenten Dieter Dombrowski,
und dem Abgeordneten Henryk
Wichmann sowie der Familie Pa-
senau ganz herzlich für die Er-
möglichung dieser wichtigen Aus-
stellung zu danken.

Ich wünsche Ihnen viele inter-
essante Erkenntnisse bei der Be-
sichtigung der Ausstellung. Vielen
Dank!

Auf dem Brotweg
Wolfskinderausstellung in Brandenburg 

Schicksal der Wolfskinder
Der Brandenburger Landtag zeigt im Foyer eine litauische Ausstellung
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Die Kreisgemeinschaft Treuburg e.V. trauert um 
ihr langjähriges Mitglied

Sabine Czygan
 * 15. 7. 1930 † 7. 6. 2018
 Treuburg (Ostpreußen) Lübeck

Frau Czygan entstammte der Verlegerfamilie Czygan aus Treuburg. 
Nachdem sie die Jahre 1945-1947 in Königsberg verbracht hatte, kam sie als 

17-Jährige mit einem Kindertransport im Mai 1948 nach Deutschland 
zu ihrer Familie. Frau Czygan war Mitherausgeberin der Treuburger Zeitung 

(Verlagsort Lübeck) sowie in den Jahren 1999-2003 Redakteurin des 
Treuburger Heimatbriefs. Dem Leitungsgremium der Kreisgemeinschaft 

Treuburg gehörte Frau Czygan in verschiedenen Funktionen von 1988 bis 
2008 an. Unvergessen bleibt auch ihr unermüdlicher und nachhaltiger 

Einsatz bei der Erfassung des Treuburger Archivs in Opladen. 
Mit Frau Czygan ist ein Leuchtturm und eine unermüdliche Kämpferin 

für die masurische Heimat von uns gegangen. Wir, die Kreisgemeinschaft 
Treuburg e.V. und alle die sie kannten, werden Frau Czygan in bleibender 

Erinnerung behalten.
 Ulf Püstow  Mattias Lask  Ronny Haase
 Kreisvertreter  stellv. Kreisvertreter  Geschäftsführer 

Fürchte dich nicht – 
denn ich habe dich erlöst
ich habe dich bei 
deinem Namen gerufen – 
du bist mein.    
                           Jesaja 43,1

Gerda Kröhnert
 * 15. Januar 1923  † 9. Juni 2018 
 Schwanensee  Hamburg

In Liebe und Dankbarkeit
Ruth Ebert
Erwin Göress 
Angehörige und Freunde

Die Beisetzung hat stattgefunden.
Traueranschrift: Bestattungshaus Michael Fritzen, Hansaplatz 8, 
20099 Hamburg

Das Sichtbare ist vergangen, es bleibt das Leben,
die Wahrheit, die Liebe und die Erinnerung.

In Liebe und Dankbarkeit nehmen wir Ab-
schied von meinem lieben Mann, unserem 
Vater, Großvater, Schwiegervater und Bruder

Herbert Sussek
* 23. 2. 1932                     † 11. 5. 2018
Eichthal/Ortelsburg

In stiller Trauer 
Brigitte Sussek 
Gerhard, Sabine und Sinja Sussek 
Günter, Christina, 
Elisabeth und Amelie Sussek 
Edelgard Böckeler und Familie

Hasselbach, den 19. Mai 2018

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung fand am 
Mittwoch, dem 23. Mai 2018, auf dem Friedhof in Hasselbach statt.

Anzeigen

willkommen. Informationen zur
landsmannschaftlichen Arbeit
der Gruppe gibt es beim Vorsit-
zenden Joachim Rebuschat, Tele-
fon (05751) 5386, E-Mail: rebu-
schat@web.de.

Landesgruppe – Sonntag, 8. Ju-
li, 11 Uhr, Gedenkstätte des Deut-
schen Ostens auf Schloss Burg:
Kulturveranstaltung der Landes-
gruppen der Landsmannschaften
Ostpreußen, Pommern und Schle-
sien. Wir wünschen uns, dass wir,
mit Zeit zum Plachandern, recht
viele Landsleute und Gäste auf
unserem „Kleinen Ostpreußen-,
Pommern- und Schlesiertreffen“
begrüßen können. Wie schon in
den vergangenen Jahren besteht
die Veranstaltung aus einem offi-
ziellen Teil, ab 14 Uhr, und einem
unterhaltsamen Teil. Zu Beginn
läuten die Glocken aus Königs-
berg und Breslau, wir gedenken
unserer Toten und hören das
Trompetensolo „Ich hatt’ einen
Kameraden“ (Trompeter F. Braun).
Hans Eifler wird die Ansprache
halten. Bärbel Beutner führt
durch den kulturellen Teil der
Veranstaltung. Für das leibliche
Wohl sorgen die Damen verschie-
dener Gruppen mit Spezialitäten.
Zahlreiches Erscheinen ist der
Lohn für die Veranstalter mit ih-
ren ehrenamtlichen Mitwirken-
den.
Bielefeld – Montag, 9. Juli, 

14 Uhr, Haus der Diakonie,
Kreuzstraße 19a, 33602 Bielefeld:
Heimatnachmittag
Düren – Sonntag, 8. Juli: Bus-

fahrt zum Treffen der Ostpreußen
und Schlesier auf Schloss Burg an
der Wupper.
Düsseldorf – Sonntag, 8. Juli, ab

11 Uhr: Sommertreffen der Ost-
preußen, Pommern und Schlesier
auf Schloß Burg. – Montag, 9. Juli,
19 Uhr, GHH: Werkstattbericht zu
einem Interviewfilm von Manuel
Stübecke „Erinnerungen und Ent-
wicklungen in Siebenbürgen“. –
Freitag, 13. Juli, 18 Uhr, Restaurant
Lauren’s, Bismarckstraße 62:
Stammtischtreffen. – Donnerstag,
19. Juli, 18 Uhr, Raum 412
„Ostpreußen“, GHH: Offenes Sin-
gen mit Marion Cals. –Sonn-
abend, 21. Juli, 11 Uhr, Infostand
Hauptbahnhof Düsseldorf: Wan-
dertreff. – Dienstag, 24. Juli, 
19 Uhr, GHH: Lesung mit Hans
Pleschinski-Wiesenstein.
Köln – Mittwoch, 11. Juli, 

14 Uhr, Café zum Königsforst,
Endhaltestelle der KVB-Linie 9
Königsforst: Treffen. – Sonntag, 
8. Juli, 11 Uhr Beginn, Schloss
Burg: Treffen der Landesgruppen.
Einen Sonderbus können wir lei-
der nicht zur Verfügung stellen.
Neuss – Jeden zweiten Mitt-

woch im Monat, von 15 bis 
18 Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Oberstraße 17: Frauengruppe.
Witten – Montag, 16. Juli, 

15 Uhr: Picknick auf dem Hohen-
stein.

Landesgruppe – Der Landesver-
band der Vertriebenen und Spät-
aussiedler im Freistaat Sachsen/
Schlesische Lausitz e.V. lud am
Dienstag, 19. Juni, in den Sächsi-
schen Landtag zum Gedenken an
Flucht und Vertreibung zu einer
Festveranstaltung ein. Im Rahmen

des Festaktes wurde die Benen-
nung des Beauftragten für Vertrie-
bene und Spätaussiedler im Frei-
staat Sachsen beim Sächsischen
Staatsministerium des Innern,
Jens Baumann, bekannt gegeben.
Nun haben die Vertriebenen und
Spätaussiedler im Freistaat Sach-
sen einen zentralen Ansprech-
partner, der ihre Belange aktiv
und kompetent vertritt und die
Förderung nach § 96 Bundesver-
triebenengesetz mit ihnen weiter
ausbaut.
Während der Landesvorsitzen-

de Frank Hirche, MdL, in seiner
Rede die herausragenden Leis-
tungen beim Aufbau von Sachsen
durch die Vertriebenen nach dem
Zweiten Weltkrieg erwähnte, hob
Matthias Rößler, Alterspräsident
des Sächsischen Landtages, her-
vor, dass vor 73 Jahren mit fast 
15 Millionen Menschen die größ-
te Massenvertreibung stattgefun-
den hat. Allein in Sachsen hat je-
der vierte Sachse einen Vertriebe-
nenhintergrund. 
Unser Ministerpräsident des

Freistaates Sachsen Michael 
Kretschmer lobte in seiner Festre-
de Jens Baumann für seinen gro-
ßen Einsatz beim Aufbau des Lan-
desverbandes der Vertriebenen
und Spätaussiedler und sein gro-
ßes Engagement beim Aufbau des
Landesmuseums Schlesiens in
Görlitz. Seine Erfahrungen und
Kenntnisse sollen genutzt werden
für die Vertriebenen. Die Ernen-
nung des Beauftragten für Vertrie-
bene und Spätaussiedler im Frei-
staat Sachsen beim Staatsministe-
rium des Innern übernahm der
Staatsminister Roland Wöller.
Auch er lobte in seiner Rede den
Aufbauwillen der Vertriebenen
nach dem Krieg hier in Sachsen.
Aus dieser gelungenen Integration
können wir lernen, wie Integra-
tion gelingen kann. Die Staatsre-
gierung will zuhören mit einem
Beauftragten. Er soll Mittler zwi-
schen dem Landesverband und
der Staatsregierung sein.

Alexander Schulz

Landesgruppe – Die Lands-
mannschaft der Ostpreußen, Lan-
desgruppe Schleswig-Holstein
tagte am 24. Juni unter der Lei-
tung des Vorsitzenden Edmund
Ferner im Haus der Heimat mit 
71 Teilnehmern und einem Mam-
mutprogramm von 19 Tagesord-
nungspunkten. Neben den Regu-
larien der Vertreterversammlung
nahmen zwei Vorträge großen
Raum ein. Walter Rix, Literatur-
wissenschaftler, der auch an der
Kant-Universität in Königsberg
dozierte, hielt einen Vortrag über
den ostpreußischen Dichter Her-
mann Sudermann (1857–1928).
Sudermann, Künder des deut-
schen Ostens und Symbolfigur
der Jahrhundertwende, war ein
genialer Dramatiker und Kompro-
missartist der Bühne, Kritiker und
Repräsentant des Deutschen Kai-
serreiches. Er war Schöpfer un-
vergänglicher Erzählkunst und
erfolgreichster Dramatiker der
deutschen Bühne. 
In einem zweiten Vortrag refe-

rierte Friedrich Graf zu Dohna-
Schlobitten über sein eigenes
Schicksal nach dem  Zweiten
Weltkrieg zum Thema „Vom Für-
stensohn zum Flüchtlingskind“.
Er stellte zunächst sein Adelsge-
schlecht vor. Es entstammt aus
dem Adelsgeschlecht der Burg-
grafen zu Dohna, einem Ort in
Sachsen. Eine der weitverzweig-
ten Linien bekam um 1500 von
Alexander von Brandenburg das
Dorf Schlobitten in Ostpreußen
zum Lehen und verlegte damit
auch seinen Stammsitz dorthin. 
Sein mit Bildern und Filmani-

mationen unterlegter Vortrag
schildert fast im Detail das Erle-

ben des plötzlichen Aufbruchs
und Verlassens der Heimat vor
der anrückenden Invasion der
Russen, wobei im Vordergrund
nicht nur die eigene Familie
stand, sondern die Vorbereitung
der Flucht mit einem Hofstab von
500 Menschen, Familien, Alten
und Kindern, wertvollen Kunst-
gegenständen und Pferden. Und
dann die Frage wohin? „Hauptsa-
che gen Westen! Es ist Winter und
minus 23 Grad Celsius. Anderer-
seits ist noch kein Treckbefehl er-
lassen und alles muss heimlich
vorbereitet werden. Dann geht es
los, durch Schnee und Eis. Auf ei-
nem Kastenwagen sitzen je vier
Familien und 15-Jährige sind Ge-
spannführer. Nicht alle halten die
Strapazen durch, sterben und
nach 1500 Kilometern sind von
500 noch 350 Menschen in Si-
cherheit in der Grafschaft Hoya

angekommen.“ Aber sind sie auch
willkommen? Friedrich wird als
Zwölfjähriger gefragt: „Was ist
flüssiger als ein Fluss?“ Die Ant-
wort: „Ein Flüchtling, denn er ist
überflüssig“. Friedrich Graf zu
Dohna-Schlobitten tauchte aus
den Erinnerungen auf und die
Stille im Raum erwachte mit dan-
kendem Applaus. Der Tag endete
mit einem Dank an die Vortragen-
den und die Zuhörer und dem ge-
meinsamen Singen des Ostpreu-
ßenliedes. Hans-A. Eckloff
Flensburg – Donnerstag, 19. Ju-

li, 15 Uhr, Hotel Wassersleben, an
der Flensburger Förde (Bushalte-
stelle der Linie Nr. 1 im Nahbe-
reich): sommerliche Kaffeetafel. 
Neumünster – Mittwoch, 11. Ju-

li, 15 Uhr, Stadthalle-Kleinflec-
ken: Plachandernachmittag der
Ost- und Westpreußen, Kaffee
und hausgemachter Torte.

Stadtteils gemeint. Er gehört zu
einer Stadt, die mit der Entwick-
lungsgeschichte Europas sowohl
politisch als auch wirtschaftlich
bis in die heutige Zeit eng ver-
knüpft ist. Die Königs- und Kai-
serkrönungen im nebenstehen-
den Dom und mit dem Krönungs-
weg verbundenen Römer sind nur
ein Teil der Geschichte, zu der
auch Preußen zum Beispiel mit
der Erweiterung der zu klein ge-
wordenen Börse beigetragen hat.
Selbst unsere spätere preußische
Königin Luise war mit ihrer
Schwester Friederike in jungen
Jahren in Frankfurt bei der Mutter
Goethes zu Gast, bevor beide mit
dem preußischen Königshaus
verlobt wurden. Unser Rundgang
durch die neue Altstadt endete
vor der für unsere deutsche De-
mokratie so bedeutsamen Pauls-
kirche. Die Vorsitzende Gerlinde
Groß dankte der Referentin für
die überaus kompetenten Ausfüh-
rungen, über die anschließend
noch lange und ausgiebig bei Kaf-
fee und Kuchen gesprochen und
plachandert wurde. 

Gerlinde Groß
Wetzlar – Sonnabend, 7. Juli, 

13 Uhr, Schützenhaus am Boben-
höllerwald in Nauborn: Grillfest.
Kontakt: Kuno Kutz, Telefon
(06441) 770559.
Wiesbaden – Dienstag, 10. Juli,

15 Uhr, Gaststätte beim Wiesba-
dener Tennis- und Hockey-Club,
Wiesbaden, Nerotal: Frauengrup-
pe mit Kaffeetrinken im Grünen,
ESWE-Bus: Linie 1, Haltestelle
Nerotal (Endhaltestelle). Wer Lust
zu einem Spaziergang hat, steigt
bereits an der Haltestelle „Krie-
gerdenkmal“ aus. Von dort geht
die Gruppe um 14.30 Uhr durch
die Nerotal-Anlage zur Gaststätte.
Organisation und Leitung Helga
Kukwa. – Sonnabend, 21. Juli, 
15 Uhr, Erbenheim „Kleingarten-
verein am Wasserwerk“: Sommer-
Gartenfest. Am Grill werden 
Steaks und Würstchen zubereitet,
dazu gibt es Kartoffelsalat. Zuvor
verwöhnen wir Sie mit Kaffee und
leckerem Kuchen. Mit Musik und
Gesang unterhält Sie wieder Ma-
thias Budau. Wir wünschen schö-
nes Wetter und freuen uns auf vie-
le Besucher. Wegen der Essens-
Disposition bitte anmelden bis
Freitag, 13. Juli, bei Irmgard Stef-
fen, Telefon (0611) 844938, oder
bei Helga Kukwa, Telefon (0611)
373521. Sollten Sie nach erfolgter
Anmeldung am Gartenfest nicht
teilnehmen, muss das bestellte
Essen dennoch bezahlt werden,
da wir die gemeldeten Portionen
verbindlich gebucht haben! Das
Gartenfest findet bei jeder Witte-
rung statt; überdachte Bereiche
stehen zur Verfügung. ESWE-Bus:
Linie 15 bis Wi-Erbenheim, Halte-
stelle „Barbarossastraße“.

BERICHT
Wiesbaden – Nach einem er-

sten musikalischen Intermezzo
mit der eingängigen Melodie „Das
gibt’s nur einmal“ begrüßte Dieter
Schetat die Preußenschar und 
Gäste zum Monatstreffen: „Sie
werden am heutigen Nachmittag
vergnügte Stunden erleben mit
viel Musik und Gesang bekannter
und gern gehörter Melodien, et-
was für Herz und Seele.“
Bevor der musikalische Haupt-

gang zu hören war, gab es Kaffee

und Sachertorte von der ehemals
Königsberger Konditorei Gehl-
haar; und es blieb auch genügend
Zeit zu angeregter Unterhaltung.
Dann erklang wieder Musik.

Mit „Grüß’ euch Gott, alle mitein-
ander“ zeigten sich gut aufgelegt
die Sopranistin Annette Luig,
einst am Hessischen Staatstheater
Wiesbaden, und Helmut Domes
(Bariton), begleitet von Horst Wil-
helm am Flügel. Sie boten den Be-
suchern einen wahren Ohren-
schmaus mit Wiener Melodien,
Liedern aus Singspielen und Ope-
retten. Arien aus „Der Vogelhänd-
ler“, „Das Land des Lächelns“,
„Der Zigeunerbaron“, und „Die
Csárdásfürstin“ umfasste unter
anderem die Auswahl. Etliche der
Lieder waren so bekannt, dass die
Besucher gerne mitsummten oder
-klatschten. Gern gehört auch das
Lied „Ich bin von Kopf bis Fuß auf
Liebe eingestellt“ aus der „Der
blaue Engel“, das seinerzeit Mar-
lene Dietrich in ihrer Filmrolle
berühmt machte.
Durch das Programm führte

Hermann Becker, und dies mit ei-
ner Prise Humor, was zu fröh-
lichen Gesichtern und einer ver-
gnügten Stimmung beitrug. Allen
Mitwirkenden dankte das Publi-
kum mit freudigem Schlussap-
plaus. D.S.

Parchim – An jedem dritten
Donnerstag, 14.30 Uhr, Café Wür-
fel, Scharnhorststraße 2: Treffen
der Kreisgruppe. Gemütlicher
Nachmittag, um über Erinnerun-
gen zu sprechen, zu singen und
zu lachen. Weitere Informationen:
Charlotte Meyer, Kleine Kemena-
denstraße 4, 19370 Parchim, Tele-
fon (03871) 213545.

Rinteln – Donnerstag, 12. Juli,
15 Uhr, Hotel Stadt Kassel, Klo-
sterstraße 42, 31737 Rinteln (Na-
vi: Bäckerstraße 1 oder Kreuzstra-
ße): Holger Schramm aus Emmer-
thal spricht über seine „Rundreise
durch das nördliche, russische
Ostpreußen“ und zeigt dazu die
entsprechenden Bilder. Er wird
auch über die Planung seiner
nächsten Ostpreußen-Gruppen-
reise berichten. Neben den Mit-
gliedern und Freunden sind eben-
falls Angehörige und interessierte
Gäste aus Nah und Fern herzlich

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 15

Für Herz und Seele: Horst Wilhelm am Flügel, Sopranistin An-
nette Luig und Bariton Helmut Domes in Wiesbaden Bild: privat

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Sächsischer Landtag: (v. l.) Jens Baumann, Roland Wöller, Gall
mit Ehefrau, Frank Hirche, Herr Held aus Siebenbürgen Bild: privat

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Die Deutschen in Polen
feiern Johann Kroll, der
am 25. Juni 100 Jahre alt

geworden wäre, als mutigen Men-
schen, der in der Wendezeit die
Chance ergriff und trotz offizieller
Behauptungen bewies, dass es
noch Deutsche in Polen gibt. Er
trug maßgeblich dazu bei, dass am
16. Februar 1990 die Sozial-Kultu-
relle Gesellschaft der Deutschen
im ‚Oppelner Schlesien‘ (SKGD)
entstand, die bis heute die größte
Organisation der Deutschen Min-
derheit in Oberschlesien ist.
Der Frührentner aus Gogolin,

einer Kleinstadt bei Oppeln, hat
ab 1988 Menschen in Oberschle-
sien überzeugen können, ihre
Ängste zu überwinden und mit
ihrer Unterschrift ihr Deutschtum
zu bekunden. Mehr als 250000
Unterschriften hat er mit Mitstrei-
tern sammeln können. Sein Über-
zeugungstalent war enorm, er-
innert sich der Gogoliner Profes-
sor Joachim Piecuch. Der damals
noch junge Geistliche begleitete
Kroll auf seiner Zugreise in die
deutsche Botschaft nach War-

schau. „Im Gepäck hatten wir die
Unterschriften von Menschen, die
mit ihren Namen ihr Deutschtum
dokumentierten. Es war kein un-
gefährliches Unterfangen und na-
türlich hatten wir Angst. Wir sind
alle in dieser Atmosphäre der
Angst aufgewachsen. Mit klopfen-
den Herzen haben wir es damals
gemacht, schließlich wussten wir
nicht, wie es ausgeht, ob die Deut-
sche Minderheit anerkannt wird.
Dazu gehörte gewiss viel Mut,
aber man hat viel Hoffnung im
Herzen getragen“, so Pfarrer Pie-
cuch, der sich selbst nicht als
sonderlich mutig bezeichnet. „Jo-
hann Kroll konnte man kaum et-
was abschlagen. Er war ein zu-
tiefst herzlicher Mensch, dem
man vertraute“, so Piecuch. 
Das Überzeugen war sein gro-

ßes Talent, sagte der ehemalige
Sejmabgeordnete der Deutschen
in Polen und Sohn des 2000 ver-
storbenen „Mannes der Ersten
Stunde“ im „Wochenblatt.pl“. „Als
Kind, erinnere ich mich, dass er
sich vor diesem Land und dem
herrschenden System fürchtete.

Aber er schaffte es, sich aus den
Fängen der Angst loszureißen“, so
Johanns Sohn Henryk Kroll, der
unter anderem von 1991 bis 2008
als Abgeordneter die Organisa-
tion der Deutschen in der Wo-
iwodschaft Oppeln anführte. Ne-
ben seinem Überzeugungstalent
war Kroll senior auch ein hervor-
ragender Organisator. Er gründete
in Gogolin eine prosperierende
landwirtschaftliche Produktions-

genossenschaft. „Manch einer
sagte damals, was tust du da, es ist
ja eine kommunistische Erfin-
dung .... Aber ohne diese Genos-
senschaft hätten viele Menschen
in der Gemeinde Gogolin damals
nichts zu beißen gehabt und heu-
te hätten sie auch keine hohe Al-
tersrente! Doch mein Vater suchte
dafür und für weiterer Unterneh-
mungen keine Danksagungen und
Ehrungen. Sein Ziel war es, hier

in unserer Heimat etwas zu schaf-
fen, was für seine Mitmenschen
nützlich und brauchbar war. Das
war für ihn Ehre genug und so er-
innere ich mich an meinen Vater“,
sagte Henryk Kroll.
Die Deutschen in Oberschlesien

sind Kroll senior dankbar und
drücken es auf unterschiedliche
Weise aus. Pfarrer Piecuch, durch
Kroll bestärkt, organisierte 1990
die ersten deutschsprachigen Mes-
sen in der Gogoliner Pfarrkirche
und Maiandachten im Freien. „Ich
hoffe, dass die Gläubigen nach der
Messe mit einem Gerechtigkeits-
gefühl nach Hause gehen und
Freude an ihrem Deutschtum, der
deutschen Sprache ausleben“, so
Piecuch, der ohne Johanns Bestär-
kung und mutiges Handeln sein
eigenes Deutschtum vielleicht nie
offenbart hätte.
Im September vergangenen Jah-

res erhielt eine kleine Straße in
Gogolin den Namen ulica Johan-
na Krolla. Es geschah im Zuge der
Umbenennungen kommunisti-
scher Namenspatrone gemäß des
„Entkommunisierungsgesetzes“.

Nur gleicht sie eher einem Feld-
weg. Dabei bemühen sich die
Deutschen in Gogolin seit 2010
eine Straße nach dem Gründerva-
ter der Organisation in seiner
Heimatstadt zu benennen. 2014,
als eine neue Einfamilienhaus-
Siedlung entstand, machten sie
den Vorschlag, dort eine Straße
nach Johann Kroll zu benennen,
stießen in der Gemeinde jedoch
auf taube Ohren. Nun scheint das
Thema in der Gogoliner Gemein-
de vom Tisch zu sein. Einen wirk-
lichen Ehrenplatz erhielt Kroll in
der Publikation „Berühmte Deut-
sche aus Schlesien“. Johann Kroll
reiht sich in eine 14-köpfige Gale-
rie zwischen Bernhard Grzimek,
der Heiligen Hedwig, Edith Stein
und Janosch ein. Am 30. Juni fand
in Gogolin eine Debatte in memo-
riam Johann Krolls statt. Disku-
tiert wurde das Erbe der Organi-
sationsgründerväter, an der neben
Zeitzeugen und deren Nachkom-
men auch Wissenschaftler des
Schlesischen Institutes aus Op-
peln teilgenommen haben.

Chris W. Wagner

Ihm konnte man nichts abschlagen
Der Gründervater der deutschen Minderheit wäre dieser Tage 100 Jahre alt geworden

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Das Ostpreußische Landes-
museum ist das einzige
Museum in Deutschland,

das die reiche Kultur und Ge-
schichte der ehemaligen deut-
schen Provinz Ostpreußen in
Gänze thematisiert.
Aufgabe des Museums ist die

Bewahrung und Erforschung der
Geschichte und Kultur Ostpreu-
ßens sowie die museumsgemäße
Darstellung seiner vielgestaltigen
Jahrhunderte währenden Realität.
Zukünftig werden wir in einer ei-
genen Abteilung auch die Kultur-
geschichte der sogenannten
Deutschbalten thematisieren,
welche als deutschsprachige Min-
derheit im heutigen Estland und
Lettland lebten. Der genaue Auf-
trag ergibt sich auf Grundlage des
Paragrafen 96 des Bundesvertrie-
benengesetzes und der Satzung
der Ostpreußischen Kulturstif-
tung.
Die museale Arbeit geschieht in

Zusammenarbeit mit polnischen,
russischen und litauischen Mu-
seen und Kulturinstitutionen, die
heute im ehemaligen Ostpreußen

tätig sind sowie entsprechenden
Partnern in Estland und Lettland
für die deutschbaltische Abtei-
lung.
Die Dauerausstellung des Mu-

seums wird erweitert und ist da-
her derzeit geschlossen. Die
Wiedereröffnung erfolgt am
26. August 2018. Bis dahin wer-
den in der Preußischen Allgemei-
nen Zeitung besondere Objekte
aus dem Bestand des Museums
vorgestellt.

Ermländische 
Trachtenhaube

Aus Ostpreußen sind nicht sehr
viele ältere Bekleidungsformen
erhalten geblieben. Gegen 1900
versuchten verschiedene Vereine
auf dem Land, oft von Lehrern 
initiiert, aus vorhandenen Resten
die letzte Trachtenform zu erhal-
ten und zu festlichen Angelegen-
heiten zu präsentieren. Dabei
wurden Tanzgruppen gebildet
und entsprechend ausgestattet
mit alten oder nach alten Vorbil-
dern neu geschneiderten Trach-

tenteilen. Auf
diesem Weg
rettete man in
einigen Gegen-
den alte Texti-
lien und das
Erscheinungs-
bild der Tracht,
wie sie bis An-
fang oder Mit-
te des 19. Jahr-
hunderts noch
in Gebrauch
gewesen war.
Auch die hier
gezeigte Trach-
t e n h a u b e
stammt ver-
mutlich aus
der zweiten
Hälfte des 19.
Jahrhunderts.
Das Ermland als katholisch ge-

prägte Region mitten im evangeli-
schen Ostpreußen hatte aufgrund
seiner eigenen kulturellen Prä-
gung länger traditionelle Beklei-
dungsformen behalten. Zu der
Sonntags- und Festtracht der
Frauen, vor allem auf dem Land,

gehörte im frühen 19. Jahrhun-
dert eine besonders aufwendig
gearbeitete Haube mit gold- oder
silberfarbenen Faden und langen
seidenen Bändern. Später galt sie
als eines der bekanntesten Trach-
tenteile Ostpreußens überhaupt
und wurde seit 1900 wieder ge-

tragen und nachgearbeitet. Nach
dem Zweiten Weltkrieg wurde
diese Tradition im Westen weiter
gepflegt. 
Wie eine solche Trachtenhaube

getragen wurde, zeigt das Gemäl-
de von Kurt Matern aus der Zeit
um 1950.

Erinnerungsplakette an die Ost-
preußenfahrt des ADAC 1929

Der bekannte Automobilclub
wurde bereits 1903 gegründet. In
den Jahren vor 1933 fanden Über-
landfahrten statt, die die Verbun-
denheit mit den Regionen stärken
sollten. Die Ostpreußenfahrt 1929
wurde als Leistungsprüfung im
Sportprogramm des Vereins
durchgeführt. Die Plakette zeigt
das Porträt Paul von Hindenburgs,
des Siegers über die Russen im
Ersten Weltkrieg und damaligen
Reichspräsidenten sowie das Tan-
nenberg-Nationaldenkmal.
Wir erhielten dieses seltene

Stück als Geschenk von Wolf
Eichstädt, dessen Vater an der ge-
nannten Fahrt teilgenommen hat-
te. Er war vor 1934 Polizeioffizier
in der ostpreußischen Hauptstadt
Königsberg. Die Erinnerungspla-
kette wird in der Abteilung Wirt-
schaft in der Weimarer Zeit ge-
zeigt. OL

Ostpreußisches Landesmuseum,
Heiligengeiststraße 38, 21335 Lü-
neburg, Telefon (04131) 759950,
E-Mail: info@ol-lg.de, Internet:
www.ol-lg.de. Aufwändig: ermländische Trachtenhaube Bilder (3): OL

Auf großer Fahrt: Erinnerungsplakette des ADAC an seine Ostpreußenfahrt 1929

Museumsschätze
Aus dem Ostpreußischen Landesmuseum: Kopfschmuck im Ermland, und der ADAC fährt nach Ostpreußen

Sonntagsfein: Ermländische Katholikin in Festtagskleidung

Itzehoe – Noch bis zum 
1. November können Kinder
und Jugendliche unter 18 Jah-
ren mit der MuseumsCard ko-
stenlos das Kreismuseum Prin-
zeßhof und mehr als 100 teil-
nehmende Museen in Schles-
wig-Holstein besuchen. Jeder,
der die Karte haben möchte
und unter 18 Jahren alt ist,
kann sie kostenfrei erhalten.
An zwei Tagen in den Herbst-
ferien, am 11. und 18. Oktober,
gilt die MuseumsCard auch als
Freifahrtkarte in allen Bussen
und Bahnen von NAH.SH, dem
Nahverkehr in Schleswig-Hol-
stein.
Die MuseumsCard wird vom

Landesjugendring Schleswig-
Holstein in Kooperation mit
dem Ministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des
Landes Schleswig-Holstein,
den schleswig-holsteinischen
Sparkassen, dem Museumsver-
band Schleswig-Holstein und
Hamburg sowie dem Nahver-
kehr Schleswig-Holstein
durchgeführt. Informationen
unter Telefon (04821) 64068,
Internet: www.kreismuseum-
prinzesshof.de oder unter der
offiziellen Internetseite
www.meine-museumscard.de. 
Hier gibt es Informationen

rund um die Karte, die teilneh-
menden Museen und über ein
Gewinnspiel, an dem Mu-
seumsCard-Besitzer teilneh-
men können, wenn sie minde-
stens drei Museen aufgesucht
haben. Die MuseumsCard gibt
es auch als App. Diese ist im
iTunes- und Android-Shop 
kostenfrei erhältlich. Die App
gilt als digitale MuseumsCard
– mit ihr kann man mobil auf
wichtige Informationen zur
MuseumsCard zugreifen. 
Außerdem zeigt sie an, wel-

che Museen sich in der Nähe
befinden. Die teilnehmenden
Museen sind auf ganz Schles-
wig-Holstein verteilt: die Nol-
de-Stiftung Seebüll in Nordkir-
chen, das Flensburger Schiff-
fahrtsmuseum, das Weih-
nachtshaus in Husum, das Wi-
kinger-Museum Haithabu in
Busdorf oder auch das Mu-
seum Eckernförde, in dem noch
bis zum 5. August die Ausstel-
lung zur Künstlerkolonie Nid-
den „Landschaft voll Licht und
Farbe“ zu sehen ist. PAZ

MuseumsCard

Erinnert in
Gogolin an
seinen Vater: 
Henryk Kroll

Foto: Wagner
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Fregatte SHTANDART auf Stippvisite
Historischer russischer Dreimaster erstmals in Stralsund

Für einen Tag hat die russische 
Fregatte SHTANDART nach 

einem Besuch in Stettin zum ers-
ten Mal am Sund festgemacht - ein 
maritimes Schmankerl, das Flagg-
schiff des Zaren Peter des Gros-
sen. Eine Replika der Fregatte von 
1703. Den ganzen Tag konnte man 
sie besichtigen und echtes Hanse-
Feeling erleben. Oder für 150 Euro 
eine Woche bis als Trainee mitse-
geln (www.shtandart.eu). Ein ech-
ter Traum!

Die Crew um Kapitän Vladimir 
Martus hat am Montag auch der an 
der Ballastkiste gegenüber liegen-
den GORCH FOCK (I) einen Be-
such abgestattet.

Am Dienstag früh hat der stolze 
russische Dreimaster Stralsund über 
die Nordansteuerung wieder verlas-
sen Kurs Aalborg in Nordjütland. 

Martus, ein echter vollbärtiger 
Seebär, hat die Geschichte des 
Großseglers kurz umrissen:

Die Fregatte SHTANDART ist das 
erste Kriegsschiff der Russischen 
Ostseeflotte. Sie wurde 1703 in 
nur fünf Monaten erbaut, und zwar 
nach eigenhändigen Zeichnungen 
und unter unmittelbarer Teilnahme 
von Peter dem I. Am Fluss Swir 
wurde extra die Olonetskaja Werft 
angelegt (heute Lodejnoe Pole). Es 
waren insgesamt fünf Schiffe, die 
zum Schutz der im Newa-Delta neu 
gegründeten Festung Sankt Peters-

burg vorgesehen waren. Das größte 
davon war die 28-Kanonen-Fregat-
te SHTANDART, die zum Flagg-
schiff der neuen Ostseekriegsma-
rine wurde. Die Flotte wurde seit 
dem Frühling 1704 nicht nur zum 
Schutz der Stadt eingesetzt, son-
dern nahm auch an der Meerestie-
fen-Vermessung für den Festungs-
bau von Kronstadt teil. 

Die erste Schlacht, an der die 
SHTANDART teilnahm, schlug sie 
1705 bei der Abwehr schwedischer 
Angriffe auf St. Petersburg. 1711 
wurde das Schiff  bereits repara-
turbedürftig, denn es war wegen 
der Kürze der Bauzeit aus nicht 
getrocknetem Holz gebaut worden. 
Planken und Spanten mussten daher 
teilweise ersetzt werden. Das rund-
erneuerte Schiff diente noch bis 
1719 und bekam dann nach Peters 
Befehl, es „ewig aufzubewahren, 
als der Flotte Erstgeborenes und der 
Schiffsbaukunst ein Denkmal“, ei-
nen Liegeplatz als Museumsschiff 
im Kronwerk-Kanal. Ohne Pfle-
ge nagte der Zahn der Zeit an den 
dort liegenden Schiffen. Als 1727 
eine nach dem Befehl von Kathari-
na I. einberufene Kommission die 
Schiffszustände geprüft hatte, wur-
de beschlossen, die SHTANDART 
an Land zu ziehen und zu reparie-
ren. Sie war aber schon dermaßen 
beschädigt, dass die Schlepptaue 
sie praktisch durchschnitten und in 
Stücke zerfallen ließen. Die histori-

sche SHTANDART wurde schließ-
lich demontiert. Schließlich gab es 
einen Erlass: „Zum Gedenken sei-
nes Namens, von Seiner Majestät 
Peter I. gegeben, ein neues anzu-
legen und zu bauen“. Dieser Erlass 
blieb aber bis in die jüngste Zeit un-
erfüllt, und den Namen SHTAND-
ART trugen nur die Zarenyachten. 

Eine Gruppe von Enthusiasten aus 
St. Petersburg hatte 1994 die Idee, 
das erste Schiff der Baltischen Flot-
te nachzubauen. Das Projekt sollte 
auch Interesse bei jungen Leuten 
für die russische Seefahrt und Ma-
rinegeschichte wecken. Innerhalb 
von sechs Jahren wurde die Fregat-
te SHTANDART an den Ufern der 
Newa nachgebaut. Zu den heutigen 
Aufgaben des Projektes zählen 
vor allen die Vermittlung von See-
mannschaft, Führungsqualitäten 
und Teamgeist sowie internationa-
len Kontakten. Der Bauplan, selbst 
entworfen von Kapitän Vladimir 
Martus, teilte das Schiff in zwei Zo-
nen: die historische (über dem Ka-
nonendeck) und die moderne (im 
ehemaligen Laderaum). Wo zu Pe-
ters Zeiten Wassertonnen, Anker-
taue, Kanonenkugeln und Schwarz-
pulver aufbewahrt wurden, ist 
heutzutage alles Lebensnotwendige 
untergebracht, d.h. zwei Dieselmo-
toren je 560 PS, ein Elektrogene-
rator, Wasserpumpen, Wassertanks 
sowie Kombüse, Messe und Kojen. 

So originalgetreu wie möglich 

nachgebaut wurden auch Masten, 
Tauwerk, Kanonen, Ankerwin-
de, Holzschnitzereien, Steuerrad, 
Treppen und Luken. Eine echte 
maritime Augenweide nicht nur 
für Schiffsliebhaber. Die heutige 
SHTANDART – der realisierte 
Traum von einst. 

Peer Schmidt-Walther

Infos:
Typ: Dreimast-Fregatte, 28 Kanonen;
Baujahr: 1703/2000;
Tonnage: 220 t;
Länge: 34,5 m;
Breite: 6,9 m;
Tiefgang: 3,3 m;
Höhe Großmast: 33 m;
Decks: 3;
Maschine: 2x 420 kW Volvo Penta;
Geschwindigkeit: 11 kn (max.)
Segelfläche: 620 qm;
Crew: 40 (1703: 120)

Einst wurden in Stralsund auch sol-
che Schiffe gebaut. 1428 besitzt die 
Hansestadt 21 Werftplätze für den 
Bau von Koggen, die zum Symbol 
Stralsunds werden. 1948 wird mit 
dem Bau der Volkswerft begonnen. 
1990 entsteht die Volkswerft Stral-
sund GmbH. Sie ist der größte Ar-
beitgeber der Region und beschäftigt 
ca. 1 200 Mitarbeiter.
Die 1997 von der Werft erbaute 32 
400 Quadratmeter große und 70 Me-
ter hohe Schiffbauhalle ist ein neues 
Wahrzeichen der Hansestadt.

SHTANDART von der GORCH FOCK (I)-Back aus 
gesehen                                   (Foto Peer Schmidt-Walther)

200 Jahre Hochzeitsreise 
Caspar David Friedrich

Das Pommersche Landes-
museum Greifswald zeigt 

das Aquarell „Der Greifswal-
der Marktplatz mit der Fami-
lie Friedrich“ von Caspar David 
Friedrich im Original (erstmals seit 
2010) sowie die Neuinterpretation 
von Hiroyuki Masuyama und zwei 
weitere seiner Arbeiten. Seien Sie 
neugierig, welche heutigen Greifs-
walder in die Rollen der Brüder, 
Frauen und Kinder der Familie 
Friedrich geschlüpft sind!

Die Präsentation findet statt im 
Rahmen der Ausstellung „200 Jah-
re Hochzeitsreise – Caspar David 
Friedrich, Hiroyuki Masuyama: 
1818 | 2018“ (Pommersches Lan-
desmuseum Greifswald, Galerie 
CIRCUS EINS Putbus und Natio-
nalpark-Zentrum KÖNIGSSTUHL). 

Der japanische Künstler Hiroyuki 
Masuyama hat sich auf die Reise be-
geben und Orte aufgesucht, die auch 
Caspar David Friedrich während 
seiner Hochzeitsreise 1818 passier-
te. Aus Hunderten von Aufnahmen 
komponierte er digitale Fotomonta-
gen, die er als Lichtkästen im Rah-
men der diesjährigen Jubiläumsaus-
stellung „200 Jahre Hochzeitsreise 
– Caspar David Friedrich, Hiroyuki 
Masuyama – 1818 I 2018, Fotografi-
sche Arbeiten zu Caspar David Fried-
rich“ an drei Standorten präsentiert.

Die Galerie CIRCUS EINS am 
Rondellplatz „Circus“ der fürstlichen 
Residenzstadt Putbus zeigt eine um-
fassende Schau mit rund 20 Werken 
Masuyamas. Darunter auch seine 
Interpretation des verschollenen 
Gemäldes „Landschaft mit Regen-

bogen“ sowie Fotomontagen zu den 
Gemälden „Mondaufgang über dem 
Meer“ und „Auf dem Segler“, die 
erstmalig zu sehen sind.

Ein weiterer Standort der dreiteili-
gen Schau ist das Nationalpark-Zen-
trum KÖNIGSSTUHL auf der Insel 
Rügen - einem der Originalschau-
plätze von Caspar David Friedrichs 
Gemälden. Friedrichs zahlreiche Stu-
dien an der Kreideküste resultieren 
1818 in dem heute weltberühmten 
Gemälde „Kreidefelsen auf Rügen“, 
dessen Verarbeitung des Künstlers 
Masuyama im Besucherzentrum des 
Nationalparks Jasmund ausgestellt 
wird. Nach Besuch eines der Ausstel-
lungsorte gilt für die anderen Orte auf 
Nachweis der ermäßigte Eintritt.

Ausstellungen an 3 Standorten

(Foto: Pommersches Landesmuseum) 

Flieg, Adler, flieg!

Am 23.05.1848 wurde der 
Pionier der Luftfahrt Ing. 

Otto Lilienthal in Anklam/ Vor-
pommern geboren. Er lehrte die 
Menschheit das Fliegen und wurde 
am 10.08.1896 am Gollenberg bei 
Rhinow das erste Opfer der Flie-
gerei.

Hans Grade, geb. am 17.05.1879 
in Köslin, gest. 22.10.1946 – Er 
gewann 1909 den Lanz-Preis für 
den ersten Streckenflug über 1 km. 
1910 baut er auch Flugmotoren. 
1912 Spätsommer: Erste Flugzeu-
ge in Stolp auf dem Exerzierplatz 
am Neiderziner Weg, an der Ab-
deckerei. Hier fanden eines Sonn-
tagnachmittags die ersten Vorfüh-
rungen und Rundflüge statt. Ein 
Doppeldecker und zwei Eindecker 
luden zum Mitfliegen ein.

Der Luftschiffhafen Seddin/ Stolp 
wurde während des Weltkrieges 
1914/18 für Kriegsluftschiffe, mit 
einem Kostenaufwand von rund 
10 Millionen Mark gebaut. In den 
Jahren 1915/16 fertiggestellt und 
umfasste eine große und eine klei-
ne Luftschiffhalle, eine Flugzeug-
halle, eine vollständige Wasser-
stoffgas- Erzeugungsanstalt, ferner 
Funk- Telegraphie- Gebäude, Bom-
benkeller, Werkstätten, Lagerräu-
me, unterirdisches Benzinlager, 
Anschlussgleise, Wohnkolonie und 
alles, was sonst noch dazu gehört. 
Am 08.06.1915 traf als erstes das 
Zeppelin-Luftschiff L 5 ein.

Seit dem I. Weltkrieg war unse-
re Stadt Stützpunkt für die jüngste 
Waffengattung des Reiches: der 
Luftwaffe. Im Jahre 1916 stellte 
die Stadt der Heeresverwaltung an 
der Stettiner Bahnstrecke eine Flä-
che von 500 Morgen zur Anlegung 
eines Flugplatzes zur Verfügung. 
Auf dem Flugplatz lag eine Flie-
ger- Funker- Lehrabteilung, zu der 
oft Ungarn, Österreicher, und viele 
Süd- und Westdeutsche komman-
diert wurden. 

Am 14. November 1917 wurde 
auf Befehl des LLO (Luftschiff-
leiter-Ost) die Kriegstätigkeit der 
Ostsee-Luftschiffe eingestellt, 

und es begannen die Abrüstungs-
arbeiten, jedoch mussten später 
nach dem Versailler Vertrag zwei 
Luftschiffe aus Seddin sowie die 
große Luftschiffhalle an die En-
tente-Mächte abgegeben werden. 
Auf Befehl der Entente mussten 
übrigens fast alle Luftschiffhä-
fen in Deutschland dem Boden 
gleichgemacht werden; zu den drei 
Ausnahmen gehörte Seddin, wo 
wenigstens die kleine Halle sowie 
der größte Teil der Gebäude stehen 
blieb. Bei dem Belassen der klei-
nen Halle hatte die Internationale 
Kontrollkommission im Auge ge-
habt, dass bei einem Luftschiff-
Weltverkehr Seddin als Stützpunkt 
im Osten Deutschlands einmal von 
Vorteil sein könnte.

Während des II. Weltkrieges war 
hier eine Produktionswerkstatt für 
Schlauchboote und Fallschirme.

Die Volksabstimmung von 1920 
sollte über das Schicksal der südli-
chen und westlichen Randbezirke 
entscheiden. Die Polen bereiteten 
den aus dem Reich anreisenden 
Abstimmungsberechtigten auf 
dem international „garantierten“ 
Eisen bahnweg durch den Korridor 
nicht nur Schwierigkeiten, sondern 
suchten sie mit Schikanen von der 
Erfüllung ihrer vaterländischen 
Pflicht abzuschrecken. Aus diesen 
Gründen wurde damals der „See-
dienst Ostpreußen“ geschaffen, der 
von Pommerns Seebad Swinemün-
de seinen Ausgang zum ostpreußi-
schen Seehafen Pillau nahm. Im 
Frühsommer 1920 entstand auch 
auf pommerschem Boden die ers-
te Luftbrücke der Weltgeschich-
te zu dem gleichen Zweck. Vom 
Flughafen in Stolp aus wurden 
Flugzeuge eingesetzt, die in re-
gelmäßigen Flügen die Abstim-
mungsberechtigten über See zur 
Insel Ostpreußen beförderten. Es 
waren alte deutsche Doppeldecker 
aus dem Ersten Weltkrieg, die die 
Alliierten „wegen Überalterung“ 
den Deutschen belassen hatten. 
Mit diesen „alten Kisten“, die sich 
aber als recht flugtüchtig erwiesen, 

wurde der erste Luftbrückendienst 
der Weltgeschichte aufgenommen, 
und es wurden viele Hunderte hei-
mattreuer Deutscher mit ihm zur 
Abstimmung geflogen.

Der Ausbau des Verkehrsnetzes 
erfuhr seine Krönung durch die 
Einbeziehung Stolps in das natio-
nale Luftverkehrsnetz. Der Flug-
platz Stolp-West war während des 
ersten Weltkrieges entstanden. 
Auf Grund des Diktates der Sie-
germächte von Versailles mussten 
die Flugzeughallen und die Bau-
lichkeiten 1919 niedergerissen 
werden. Später richtete die Stadt 
einen Teil des Gebäudes wieder 
her und 1929 baute sie eine eigene 
Flugzeughalle für sechs Verkehrs-
flugzeuge. 

Im Jahre 1921 wurde die Ge-
sellschaft Luftverkehr-Pommern 
GmbH gegründet und in deren 
Streckennetz der Flughafen Stolp 
aufgenommen.

In dem Jahr setzt auch die Stadt 
Stettin eine Kommission zur Be-
ratung zum Bau eines Flugplatzes 
ein. Dezember 1924 – Gründung der 
„Flughafen Stettin GmbH“. Durch 
den Hafen stand erst ein Wasser-
flughafen zur Debatte. Man einigte 
sich dann aber auf eine kombinierte 
Lösung eines Wasser- u. Landflug-
hafens am Dammscher See, zwi-
schen Stettin u. Altdamm, 7 km vom 
Stettiner Hautbahnhof entfernt. Um 
den Land- und Seeflughafen Stettin 
in das deutsche und internationale 
Luftverkehrsnetz einzubinden, wur-
de im April 1925 die „Luftverkehr 
Pommern GmbH“ gegründet und ab 
1926 kein eigener Luftverkehr mehr 
durchgeführt.

Ab 1926 wurde der Flugplatz von 
der „Deutschen Lufthansa“ beflo-
gen. Der Flughafen Stettin, einer der 
größten in Deutschlands, hatte am 
1.4.1927 eine Ausdehnung von 273 
ha (Rollfeld 800 x 900 m).

Vom 12. Oktober 1925 an bestand 
eine durchgehende Verbindung Stet-
tin - Stolp - Danzig - Königsberg.

Wolfgang Noffke und
Tanja Thode

Geschichte der Luftfahrt u. Luftfahrt-Anfänge in 
Stolp und Pommern
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Ein Haufen Schullektüre: Wenn der Staat für Lernmittelfreiheit sorgt, dann soll das die Eltern von schulpflichtigen Kindern bei den
Ausgaben entlasten. Dafür wird womöglich an anderer, oft viel empfindlicherer Stelle gespart Bild: action press

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Statt Geschenk droht Kahl-
schlag (Nr. 22)

So sehr ich dem Artikel über
die Anschaffung von Schulbü-
chern zustimme, so fehlt ihm ein
wesentlicher Aspekt vollkommen.
Zwischen einer völligen Lernmit-
telfreiheit und einer pauschal er-
hobenen, symbolischen Steuer
oder Gebühr besteht grundsätz-
lich gar kein Unterschied. Zu mei-
ner Grundschulzeit wurden noch
alle Bücher vor Beginn des Schul-
jahres von meinen Eltern im

Buchhandel erworben. Das hatte
zwei Folgen und eine Folge nicht.
Erstens entwickelte sich für die

nach dem Schuljahr nicht mehr
gebrauchten Bücher sofort ein re-
ger Gebrauchthandel. Die Erst-
käufer bekamen einen Gutteil ih-
res Aufwandes zurück, und die
Zweitkäufer (und folgende) be-
zahlten nur einen Bruchteil des
Neupreises.
Zweitens bestand gerade in den

Familien, in denen Bücher nicht
ohnehin um ihrer selbst geschätzt
wurden, ein finanzielles Interesse

daran, sie pfleglich und sorgsam
zu behandeln. Schutzumschläge
waren die Regel und Kritzeleien
die große Ausnahme.
Was nicht passierte, war, dass

die Anschaffung zur finanziellen
Belastung der wenig verdienen-
den Eltern wurde. Bücher in dem
heruntergekommenen und ver-
kommenen Zustand, der heute
nach nur einem Jahr vollkommen
„normal“ geworden ist und der
das Aufbauen eines „Bücherbe-
standes“ an den Schulen von
vornherein illusorisch erscheinen

lässt, waren praktisch umsonst zu
haben.
Das einzige, was man mit der

hochgelobten „Lernmittelfreiheit“
sinnvollerweise tun kann, ist, sie
abzuschaffen. Wo für alles Geld
da ist, nur für Bücher nicht, da
war für interessierte und willige
Schüler schon immer Hilfe aus
dem direkten Umfeld nicht weit.
Es ist nicht die Aufgabe des Staa-
tes, alles zu entwerten und vor al-
ler Augen kosten- und wertlos er-
scheinen zu lassen. Axel Berger,

Köln

Zu: Hypothek für die WM (Nr. 24)

Das hat ja ganz hervorragend
geklappt mit der Integration. Sehr
vorbildlich, wie die Herren Özil
und Gündogan die vielen Millio-
nen Euro der deutschen Fußball-
fans jahrelang in ihre privaten Ta-
schen integriert haben und über
die laufende Fußball-Weltmeister-
schaft noch weiter integrieren.
Und dann dieser Fußballverein

DFB mit seinem Präsidenten
Grindel und seinen Abteilungslei-
tern Bierhoff und Löw: Getrieben
von unbändiger Geldgier und lä-
cherlich anmutender Eitelkeit
sind diese Vereinsführer längst so
weit von der Basis der Fußballan-
hänger entfernt wie weite Teile

unserer Bundespolitiker von ih-
ren Wählern. Charakter sucht der
Zuschauer vergeblich, die öffent-
lichen Rechtfertigungsversuche
geraten zur stümperhaften Posse
und verdeutlichen die Unfähig-
keit, durchdachte Entscheidungen
zu fällen.
So am Rande dieser mittelmäßi-

gen Zirkusveranstaltung lässt sich
dann auch noch der Bundespräsi-
dent Frank Walter-Steinmeier am
DFB-Zügel durch die Manege
führen. Das ist einfach würdelos,
abgehoben, arrogant – und auch
nutzlos.
Diese DFB-Fußballtruppe als

Nationalmannschaft zu bezeich-
nen, kommt einer Entwürdigung
aller früheren deutschen Natio-

nalmannschaften gleich. Und so
planlos, wie die DFB-Granden in
den letzten Wochen Krisenma-
nagement betrieben haben, so
planlos hat die DFB-Fußballtrup-
pe nicht nur ihr Eröffnungsspiel
gegen Mexiko verloren, sondern
auch das gegen Südkorea und ist
nach der Vorrunde aus dem WM-
Turnier ausgeschieden. Schade?
Mitnichten: Der Fisch stinkt im-
mer vom Kopf, und nun beginnt
auch noch der Körper zu bröseln.
Ob die Herren Müller und

Hummels auch an der Fußball-
Weltmeisterschaft hätten teilneh-
men dürfen, wenn sie für Herrn
Gauland von der AfD posiert hät-
ten? Klaus-Peter Steinwender,

Kamputschen

Zirkusveranstaltung mit Fußballern

Aufs Auge gedrückt
Zu: Schmutziger Krieg im Netz
(Nr. 22)

Die PAZ widmet dem Krieg im
Netz eine ganze Seite und pran-
gert in erster Linie angebliche
Trolle, vornehmlich russische,
aber auch andere an.
Kein Wort in den Berichten

über die zwar nicht mehr in den
Schlagzeilen befindliche, aber mit
Sicherheit noch weiterlaufende
Kontrolle des gesamten Internet-
verkehrs durch US- und britische
Geheimdienste inklusive der Ab-
hörung eines Großteils europäi-
scher Politiker. Nehmen Sie viel-
leicht an, dass die USA und die
Briten nur Informationen sam-
meln? Es ist eher davon auszuge-
hen, dass die Informationen auch
ausgewertet und gegen uns auch
in der Beeinflussung von Meinun-
gen eingesetzt werden. Dass es so
ist, wissen wir seit Edward Snow-
den sicher. Russische Trolle, die
Wahlen beeinflussen, sind bis da-
to noch größtenteils Legende. 

Dr. Peter Schimmelpfennig,
Weinsberg

Zu: UN bereiten Völkerwanderun-
gen vor (Nr. 20)

Der Beitrag passt gut zu „Jetzt
kommen EU-Bürger statt Syrer
und Afrikaner“ aus derselben
Ausgabe und auch zu „Migration
als Waffe“ in Nr. 21. Letztlich han-
delt sich hier immer um eine ge-
zielte Vorgehensweise. Die USA
sind hieran nicht unwesentlich
beteiligt. Und dass die Vorberei-
tung der UN für Völkerwande-
rung weitgehend unbemerkt von
der Öffentlichkeit in Deutschland
vorbereitet wird, halte ich für völ-
lig falsch. Mit Öffentlichkeit ist si-
cherlich nicht die Politik gemeint.
Erschreckend ist, wenn das so wä-
re, aber nicht verwunderlich.
Aber warum wird hier nur

Deutschland genannt? Ist es im
Rest-Europa besser? Nein. Europa
ist ein zerstrittener „Haufen“. Hier
wird alles geschluckt, was die UN
und damit unter anderem die
USA den Europäern aufs Auge
drücken. Armes Deutschland, ar-
mes Europa. Heinz-Peter Kröske, 

Hameln

Zu: „Endspiel“ auf Zeit (Nr. 25)

In diesen Tagen ist immer wie-
der von einem „Asylstreit“ die Re-
de. Doch bei nüchterner Betrach-
tung erscheint es zunehmend als
inszeniert, fast wie eine groteske
Schmierenkomödie.
Wie oft schon hat der CSU-Vor-

sitzende und heutige Bundesin-
nenminister zunächst die Bundes-
kanzlerin kritisiert und am Ende
klein beigegeben, sozusagen den
„Drehhofer“ gemacht? Als bayeri-
scher Löwe gebrüllt und als Bett-
vorleger geendet. Am Ende ging
immer die Kanzlerin gestärkt aus
der angeblichen „Auseinanderset-
zung“ hervor. Es wirkt immer
irgendwie abgesprochen.

Es sollte schon verwundern,
wenn das jetzige „Kompromissan-
gebot“ Merkels nicht genauso aus
dem Drehbuch stammt. Fakt ist,
dass der Bundesinnenminister
nur den Erlass seines Vorgängers
aufzuheben bräuchte, wonach je-
der Weltenbürger, mit oder ohne
Papiere, ehrlicher Mensch oder
Bandit, Aufnahme findet und ali-
mentiert wird. Dazu benötigt er
keinen Beschluss des Parteivor-
standes und auch nicht die Er-
laubnis der Regierungschefin.
Aber das wird nicht passieren,

zumal die nächste Flüchtlingswel-
le über Bosnien bereits auf uns
zurollt. Weil sich die Nazikeule
zwar immer noch als wirkungs-
voll erweist, aber inzwischen

doch recht abgedroschen wirkt,
wurde eine neue Wunderwaffe er-
funden. Nämlich die durch inter-
essierte Kreise geschürte Angst
vor einem Auseinanderbrechen
der EU. Das ist noch deutlich wir-
kungsvoller als die stets bewährte
Empörungsmaschine. Der Koali-
tionspartner gießt noch ein wenig
Öl ins Feuer durch Gerüchte über
die Vorbereitung auf Neuwahlen.
Man muss nur genügend Nebel-

kerzen werfen, damit der Bürger
das „weiter so wie bisher“ klaglos
hinnimmt. Es ist kaum zu erwar-
ten, dass das Dublin-Abkommen
hierzulande jemals wieder ange-
wandt wird – weil es ja nicht im
EU-Interesse ist. Ralf Möllering,

Melle

Troll-Legenden

Lernmittelfreiheit macht wenig Sinn

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LESERFORUM

Zu: Die SPD ist „todkrank“ 
(Nr. 22)

Der Artikel wird durch die Rea-
lität vollkommen ad absurdum ge-
führt. Es ist sicherlich richtig,
dass einige Stammwählergruppen
andere Präferenzen bei Wahlen
setzen. Von einer gewaltigen
Schwungmasse kann allerdings
nicht die Rede sein. Diese Tatsa-
che gilt allerdings nur für Bundes-
tagswahlen. In den Ländern steht
die SPD festgefügt, stellt mehrere
Ministerpräsidenten oder bildet
ei nen Teil der Koalitionsregierung.
Ganze Landtagsverwaltungen

(oft mehr Personal als manche
Ministerien) sind fest in den Hän-
den von Besitzern des roten Par-
teibuches. Bei der Bundestagsver-
waltung (etwa 3000 Beschäftigte)
wird man ohne SPD-Parteibuch
noch nicht mal Papierkorb -
ausleerer. In der Kommunalpoli-
tik beherrscht die SPD zahlreiche
Landsrats- und Bürgermeisteräm-
ter. Lukrative Posten sind hier zu
vergeben. Hausmeister von Schu-
len oder öffentlichen Einrichtun-
gen besitzen ihr rotes Parteibuch 
– quasi als Voraussetzung der be-
ruflichen Existenz. 

Die politischen Vorfeldorgani-
sationen (Anti-Abschiebe-Indu-
strie) sind komplett von Anhän-
gern der Grünen und SPD/Links-
partei geprägt. Über Jahrzehnte
verfolgte die SPD eine sehr ge-
schickte Personalpolitik, die auch
Personen ohne entsprechende
Qualifikation auf gut bezahlte Po-
sten verhalf. Ein Beleg unter vie-
len. Vor 33 Jahren befand sich die
Lehrerarbeitslosigkeit in West-
deutschland mit rund 60000 und
mehr auf dem Höhepunkt. Trotz-
dem wurden im überschuldeten
Saarland Juso-Funktionäre unter
Oskar Lafontaine nach dem zwei-
ten Staatsexamen auch in aus-
sichtlosen Fachkombinationen
(Deutsch/Geschichte, Erdkunde/
Sport) eingestellt und zwischen-
zeitlich in einer neu errichteten
Lehrerakademie geparkt. Die Leu-
te sind heute noch im Dienst und
sehen genüsslich ihrer Pension,
beginnend bei A14, entgegen.
Mitte der 80er wurden bundes-

weit selbst Leute mit den allerbe-
sten Examina und heute gefragten
Fächern wie Chemie, Mathe, Phy-
sik nicht eingestellt. SPD-geführte
Kultusministerien machten dies
möglich. Bei der damals noch

starken CDU hieß es: „Hättest du
mal was Anständiges gelernt.“
Diese planmäßige, vorausschau-
ende SPD-Politik dürfte auch ei-
nigen CDU-Oberen nicht entgan-
gen sein. Passiert ist nichts. 
Die SPD verfügt über ein gewal-

tiges Vermögen samt dazugehöri-
gen Immobilien, bestenfalls über-
troffen von der Linkspartei, die im
Wendejahr – niedrig geschätzt
zirka sechs Milliarden Ostmark
beiseite geschafft hat. Über die
fast vollständig in SPD-Hand be-
findliche Presse- und Medien-
landschaft brauche ich der Re -
daktion nichts zu erzählen.
Wie Phönix aus der Asche kam

die SPD bei der letzten Landtags-
wahl in Niedersachsen unter Mi-
nisterpräsident. Denn es gab
kaum eine Wählerwanderung zur
AfD. Diese – heillos zerstritten
und ohne personellen Unterbau –
schaffte mit Mühe die Fünfproz-
enthürde. Feixend werden von
SPD- und Grünen-Funktionären
die berufliche Vernichtung und
soziale Ausgrenzung von AfD-
Funktionären quittiert. 
Die in ihrem Sinne kluge Perso-

nalpolitik bindet auch durchaus
kritische Geister unwiderruflich

an die SPD. Auch heute noch bil-
det das rote Parteibuch eine si-
chere Grundlage für einen gut be-
zahlten Arbeitsplatz. Man könnte
dies noch endlos ausführen – der
Optimismus der PAZ dürfte in
keinster Weise gerechtfertigt sein.
Nicht zuletzt auf Druck der SPD
wurden ab 1998 die Vertriebene-
norganisationen komplett ausge-
trocknet, jeder obskure mus -
limische Verein bekam mehr. Das
Kulturreferat des BdV mit interes-
santen Seminaren musste 1999 al-
le Mitarbeiter entlassen – die
SPD-Personalpolitik schlug zu. 
Die neuerlichen Einlassungen

des „Medienprofis“ Gauland sind
Wasser auf die Mühlen der üb-
lichen Verdächtigen, die bei wei-
terem Erfolg den Verfassungs-
schutz (ebenfalls SPD-Domäne)
auf die AfD hetzen werden. Dann
würden sicherlich wieder Beam-
tenstellen für verdiente SPD-Mit-
glieder frei. 
Zusammengefasst: Der Seite-1-

Aufmacher in der PAZ schürt ei-
nen völlig falschen Optimismus
bezüglich der Veränderung der
Parteienlandschaft – nicht zum
ersten Mal. Markus Krämer, 

Allendorf

Die SPD ist unterhalb der Bundesebene längst nicht »todkrank«
Zu: „Endspiel“ auf Zeit (Nr. 25)

Dieses Land ächzt an so vielen
Stellen so laut, dass das schon
dem Langmütigsten auffällt. Vier-
mal hat Angela Merkel inzwi-
schen als Bundeskanzlerin ge-
schworen, stets dieses Land und
seine Bürger vor Schaden zu be-
wahren. Wenn sie das endlich be-
herzigen würde, müsste sie selbst
auf die Idee gekommen sein, wo-
anders Registrierte an der Grenze
abzuweisen. Diese laut Wolfgang
Bosbach zutiefst europäische Lö-
sung, ist ihr plötzlich nicht mehr
europäisch genug. Mit Sicherheit
auch deshalb nicht, weil sie ihr
nicht genug Asylbewerber nach
Deutschland bringt. Asylbewer-
ber, deren Widersprüche gegen
ihren abgelehnten Asylantrag
schon jetzt einen großen Teil des
Rechtswesens dieses Landes auf
Jahre belasten werden.

Wäre diese Kanzlerin ihrem Eid
gemäß darauf bedacht, Schaden
von diesem Land fernzuhalten,
würde sie dem Vorschlag des
Innenministers dankbar aufgrei-
fen, wenigstens die bereits woan-
ders Registrierten und wieder
einreisende Migrationstouristen
abzuweisen. Es ist geradezu gro-
tesk, dass sie stattdessen diese
Abzuweisenden mutwillig ins
Land kommen lassen will, um das
Rechtswesen zu überlasten und
das Heer der abgewiesenen Asyl-
bewerber mutwillig zu erhöhen. 
Es ist deshalb zu hoffen, dass

Seehofer als Innenminister dies-
mal standhaft bleibt und nicht
wieder als Bettvorleger landet.
Das wäre der Fall, wenn die
Flüchtlinge weiterhin ohne Kon-
trolle ins Land strömen könnten,
wie sich dies die Kanzlerin offen-
bar wünscht. Gerolf Fritsche,

Offenbach

Merkels uneuropäische Lösung

Zu: Den Horizont erweitern 
(Nr. 23)

Autsch! Das ging wieder einmal
daneben. Wer „NS-Zeit“ und „Vo-
gelschiss“ Höcke-artig in einem
Atemzug nennt, müsste eigentlich
wissen, dass er Systemmedien
und Politmitbewerbern eine Steil-
vorlage liefert. Diese Begriffe wer-
den von den politischen Gegnern
anschließend dankbar aufgenom-
men und unweigerlich aus dem
gesagten und gemeinten Zu-
sammenhang gerissen. 

„Verharmlosung und Relativie-
rung der deutschen Ursünde“
schallt es öffentlichkeitswirksam
aus allen Ecken. Nach der Boa-
teng-Debatte nun eine weitere
Glanzleistung des Fraktionsvorsit-
zenden. Der vermeintliche Polit-
fuchs Gauland hat seiner Partei
erneut einen Bärendienst erwie-
sen und den politisch interessier-
ten Beobachtern gezeigt, dass die
AfD selbst alles dafür tut, die Bäu-
me nicht in den Himmel wachsen
zu lassen. H. Dieter Albers,

Hanstedt

Bärendienst à la Gauland

EU-Keule als Argument im Asylstreit



Der Besuch der Pfaueninsel
wird bald nur noch einge-
schränkt möglich sein.

Zumindest Schloss Pfaueninsel
wird letztmals am 19. August im
Rahmen eines Inselfests geöffnet
sein. Danach wird es umfassend
saniert, was durch das Sonderin-
vestitionsprogramm für die preu-
ßischen Schlösser und Gärten
ermöglicht wurde, das der Bund
sowie die Länder Berlin und
Brandenburg aufgelegt haben.

Das 1794/95 als künstliche
Ruine und fast gänzlich aus Holz
erbaute Pfaueninselschloss ist
heute, rund 45 Jahre nach der
letzten großen Sanierung, vor
allem durch Witterungseinflüsse
stark gefährdet. 

Mit dem Sonderinvestitions-
programm 2 für die preußischen
Schlösser und Gärten setzen der
Bund und die Länder Berlin und
Brandenburg die Bewahrung der
Berliner und Potsdamer Schlös-
serlandschaft weiter fort. Nach-
dem bereits im ersten Sonderin-
vestitionsprogramm 155,03 Milli-

onen Euro erfolgreich investiert
wurden, sieht das zweite Abkom-
men weitere 400 Millionen Euro
vor, welche die Stiftung Preußi-
sche Schlösser und Gärten Ber-
lin-Brandenburg (SPSG) bis 2030
in die Rettung nationaler Kultur-
güter investieren kann. Der Bund
trägt 200 Mil lionen Euro bei, das
Land Bran-
denburg 131
M i l l i o n e n
Euro und das
Land Ber lin
69 Mil lionen
Euro. 

Auch wenn
bald das das
Schloss nicht
mehr besich-
tigt werden,
kann, so la -
den andere
Attraktionen
zu einem Be -
such auf die
Insel ein.

Derzeit schillert der Rosengarten
in vielerlei Farben. Mehr als 1000
Rosen blühen hier, davon zirka
200 verschiedene historische Sor-
ten. Die kugelförmigen Rosen-
hochstämme sorgen mit den Ro -
senbüschen für eine einzigartige
Blumenpracht. Witterungsbedingt
ist die Rosenblüte in diesem Jahr

besonders intensiv. Die histori-
schen Ro sen verzaubern mit
einem Blütenduft, der den
modernen Rosenarten oft fehlt. 

Die Inselgärtner sorgen dafür,
dass sich die Rosen von ihrer
prächtigsten Seite zeigen. Die Ro -
senpflege zählt zu den aufwen-
digsten gärtnerischen Kulturen,

da die Pflanzen
auf Trockenheit,
zu hohe Feuch-
tigkeit, Schädlin-
ge und Frost
empfindlich rea-
gieren.

Der preußi-
sche Gartenar -
chitekt Peter Jo -
seph Lenné leg te
1821 den Rosen-
garten auf der
Pfaueninsel an.
Dieser war der
erste seiner Art
in Preußen. Die
mit labyrinthar-

tig verschlungenen Wegen ge -
staltete Anlage galt im 19. Jahr-
hundert als eine der eindrucks-
vollsten in Europa. Sie wurde
1989 umfangreich re stauriert. Im
gleichen Jahr entstand anlässlich
des 200. Geburtstages Lennés ein
weiterer Rosengarten auf der
Pfaueninsel. In diesem Schaugar-
ten wurden die bis 1870 verfüg-
baren Rosen nach Klassen und
Züchtungsjahr je weils paarweise
als Hochstamm und Busch ge -
pflanzt. Hier sind über 300 Ro -
sensorten zu bestaunen. Im
Rosen-Ergänzungsgarten wurde
2007 außerdem eine Wildrosen-
sammlung von mehr als 50 Arten
angelegt, um die Vielfalt der Vor-
fahren der heutigen Kulturrosen
zu präsentieren. 

Die Rosengärten auf der Pfau-
eninsel zählen zu den bedeutend-
sten gärtnerischen Anlagen der
SPSG. Der Bestand an histori-
schen Rosen gehört zu den wich-
tigsten in Deutschland. Sie parfü-
mieren die Insel mit einem zau-
berhaften Duft. H. Tews/SPSG
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Die Pfaueninsel im Südwesten
Berlins gilt als gärtnerisches und
architektonisches Kleinod. Die
Lieblingsinsel der Preußenherr-
scher zählt schon seit 1990 mit
zum UNESCO-Welterbe.

Wer sich hier aufhält, wähnt
sich nicht mehr in Berlin. Und
doch gehört das paradiesische
Eiland der 67 Hektar großen
Pfaueninsel zum Bezirk Berlin-
Zehlendorf am südwestlichen
Stadtrand. Schon wer sich zu Fuß,
per Bus, Auto oder Fahrrad durch
den dichten Wald schlängelt,
atmet auf. Natur soweit das Auge
reicht, bekränzt am Rande von
der blau schimmernden Havel.
Schon von dieser Seite des Ufers
hört man die Pfauen rufen. Wer
ihrem Ruf folgt, muss sich auf
eine Fähre begeben. Anders ist
die Insel nicht zu erreichen.

„Wie ein Märchen steigt ein Bild
aus meinen Kindertagen vor mir
auf: Ein Schloss, Pfauen sitzen auf
hoher Stange oder schlagen ein
Rad, Springbrunnen, überschatte-
te Wiesen, Schlängelpfade, die
überall hinführten und nirgends“,
schwärmte bereits Theodor Fon-
tane über die Insel. Tausende
Besucher jedes Jahr tun es ihm
gleich. Besonders bei gutem Wet-
ter ist das Eiland gut besucht.
Doch lohnt sich ein Ausflug dort-
hin zu jeder Jahreszeit. Gerade,
wenn es stürmt, regnet oder
schneit, kommen einem die
geschwungenen Wege, alten
Bäume und Parkanlagen wild-
romantisch vor. 

Lange bevor die Berliner hier
lustwandelten, war die Insel in
der Havel besiedelt. Schmuck aus
der Eisenzeit und Haarspiralen
aus Bronze belegen eine Besied-
lung vor 2500 Jahren. Im Nord -
osten fanden sich Spuren einer
slawischen Siedlung. 

Danach blieb das Eiland lange
Zeit unbewohnt. Erst im 17. Jahr-
hundert zog der deutsche Alchi-
mist und Glasmacher Johannes
Kunckel hierher auf Geheiß des
Großen Kurfürsten Friedrich Wil-
helm von Brandenburg. Dieser
hatte Kunckel 1685 die Insel
geschenkt, damit er hier in einem
geheimen Labor ungestört experi-
mentieren konnte. In der Abge-
schiedenheit der Insel stellte er
kostbares Goldrubinglas her. Das
Labor und weitere Gebäude, auch
die Ergebnisse der Experimente,
fielen nach dem Tod des Großen
Kurfürsten einer Brandstiftung
zum Opfer. Vermutlich waren
Neider dafür verantwortlich. 

Hinterher fiel die Insel für 100
Jahre in einen Dornröschenschlaf.
Als Friedrich der Große 1786

starb, übernahm mangels eigener
Nachkommen sein Neffe Fried rich
Wilhelm II. die Amtsgeschäfte.
Als junger Kronprinz hatte er sich
auf die märchenhafte Insel zu
Schäferstündchen mit seiner
Geliebten aus dem Volk, Wilhel-
mine Enke, spätere Gräfin von
Lichtenau, zurückgezogen. Das
einfache Mädchen wurde zu sei-
ner engsten Vertrauten und war
bis 1782 die Mätresse des Königs,
mit dem sie sechs Kinder bekam. 

Die Insel, damals noch Kanin-
chenwerder genannt, konnte der
König von seinem Sommer-
schloss, dem Marmorpalais in
Potsdam am Heiligen See gelegen,
aus sehen. Die Insel war leicht mit
dem Ruderboot zu erreichen. So
erwarb der Regent dieses Stück
Land und ließ dort ein Schlöss -
chen bauen. Die auch als „preußi-
sche Pompadour“ betitelte Wil-
helmine durfte sich an der Pla-
nung des Schlosses, das als
romantische Ruinenarchitektur
konzipiert wurde, beteiligen und
die Inneneinrichtung, Möbel so -
wie Dekorationen bestimmen.

Doch sie hatte nicht mehr viel
davon. Als es fertig war, starb ihr
Gönner, und Wilhelmine wurde
verbannt. Nun nutzte es der Sohn
des Königs, Friedrich Wilhelm III.
von Preußen mit seiner Königin
Luise und den Kindern. Noch

unter dem alten König entstanden
ein separater Küchenbau, die
Meierei, ein Kastellanhaus und
der Jagdschirm. 

Mit Hinblick auf die 20 Jahre
zuvor entdeckten Südseeinseln,
wurden etliche fremdländische
Bäume und Pflanzen auf der Insel
angesiedelt. Und auch die präch-
tigen Pfauen. Fortan hieß das
Fleckchen Erde nun Pfaueninsel.
Dazu gehörte auch eine Menage-
rie mit fremden Tieren, die 1842

jedoch als Grundstock für den
Zoologischen Garten Berlin wei -
tergereicht wurden. 

Friedrich Wilhelm und Luise
wandelten die Insel zu einer auf
Erträge ausgerichteten Felder-
wirtschaft um. Es kamen weitere
Bauten hinzu, ein Gutshof sowie
Stall- und Schuppenbauten. Ab
1816 gestaltete Gartenarchitekt
Peter Joseph Lenné das Gebiet zu
einem Landschaftspark. Ein Ge -
dächtnistempel zur Erinnerung
an die verstorbene Königin Luise
für die Familie wurde errichtet. 

Da sich die königliche Familie
im Sommer häufig hier aufhielt,
entstanden zahlreiche Anlagen
für Vergnügungen, von denen sich
nur der Fregattenhafen mit Matro-
senküche von 1832 und Reste
einer russischen Rutschbahn von
1819 erhalten haben. Viele Häu-
ser, darunter auch das Palmen-

haus, sind später entfernt worden.
Charakteristisch war und ist vie-
len Gebäuden, eine auf Ver-
schmelzung mit der Landschaft
ausgerichtete Architektur. 

Seit 1924 ist das Gelände
Naturschutzgebiet. Das Schloss
überstand den Zweiten Weltkrieg
unbeschadet. Aus dem Kuriositä-
tenkabinett der Geschichte sei
erwähnt, dass sich zu Zeiten der
Teilung Deutschlands die Pfauen-
insel in West-Berlin befand, das

Marmorpalais auf dem Gebiet der
DDR. Das einst so edle Marmor-
palais wurde zu einem Museum
der Nationalen Volksarmee mit
Panzer im Vorgarten. 

Die Sichtachse zum Schloss auf
der Pfaueninsel wuchs auf öst-
licher Seite in den Jahren der
Mauer und Teilung des Landes
völlig zu. Ostbürger, die ohnehin
nicht mehr das Gebiet West-Ber-
lins betreten durften, sollten ver-
gessen, dass es da mal ein Schloss
und eine Insel gegeben hat.

Heute untersteht das weiße Rui-
nen-Schloss der Stiftung Preußi-
sche Schlösser und Gärten Berlin-
Brandenburgs (SPSG, siehe Arti-
kel unten). Die Pfaueninsel mit
ihren reizvollen Wegen, Sichten,
über 400 alten Eichen, dem älte-
sten Rosengarten Berlins und
historischen Gebäuden ist Teil
des UNESCO-Welterbes.

Seit dem „Luisenjahr 2010“, als
man des 200. Todestages der
beliebten preußischen Königin
gedachte, gibt die SPSG einer
kleinen Gruppe Wasserbüffel auf
der Pfaueninsel ein Sommerdo-
mizil. Die Beweidung hat sich als
Alternative zur maschinellen
Mahd bewährt. Die Tiere halten
die artenreichen Feuchtwiesen
von Gehölzaufwuchs frei und för-
dern somit seltene Pflanzenarten.
Besuchern wird so auch die frü-

here Weidenutzung der Insel be -
wusst gemacht. 

Ab 1801 wurden Wasserbüffel
auf der Pfaueninsel als „Zootiere“
gehalten. Die jetzt dort weiden-
den Büffel stammen vom Ökohof
Darß in Mecklenburg-Vorpom-
mern und werden jedes Jahr feier-
lich Ende Mai auf der Fähre zur
Insel überführt. Bis Mitte Oktober
sind die Tiere auf der drei Hektar
großen Feuchtwiese und auf einer
Freifläche neben der Meierei
anzuschauen. Dann geht es per
Fähre und Transport wieder ins
Winterquartier.

Wer einmal abtauchen möchte
in eine Welt, die uns beinahe ver-
loren gegangen zu sein scheint,
sollte sich für einige Stunden auf
die Pfaueninsel begeben. Man
kommt ein bisschen wie verwan-
delt wieder in die Gegenwart
zurück. Silvia Friedrich

Kleinod am Rande Berlins
Pfaue im Garten, Mätressen im Bett und Panzer in Sichtweite – Die Pfaueninsel hat schon viel erlebt

Nur noch bis 19. August für Besichtigungen geöffnet: Schloss Pfaueninsel wird danach umfassend saniert Bild: SPSG/Leo Seidel

Blütenpracht: Rosengarten auf der Pfaueninsel Bild: SPSG/Jan Uhlig

LEBENSST IL

Mit Rosenduft parfümierte Insel

Alte Spinnerei 
aus Bocholt

Kleider machen Leute. Seit der
gleichnamigen Erzählung von

Gottfried Keller ist dies allgemein
bekannt. Wer wissen möchte, wie
zumindest in früheren Tagen
Bekleidung, die nicht aus Asien
stammt, hergestellt wurde, erhält
im Textilwerk in Bocholt einen
lebendigen und anschaulichen
Eindruck davon. Nach einem
fünfmonatigen Um bau und einer
Runderneuerung der Daueraus-
stellung ist die Weberei des Textil-
werks seit dem 30. Mai wieder für
die Allgemeinheit eröffnet wor-
den.

Das Textilmuseum ist einer von
acht Standorten des LWL-Indu-
striemuseums Westfälisches Lan-
desmuseum für Industriekultur,
das 1979 vom Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (LWL) ein-
gerichtet wurde, um nach eigenen
Angaben „die Kultur des Indu-
striezeitalters von den Anfängen
bis zur Gegenwart“ zu bewahren
und der Öffentlichkeit zugänglich
zu machen. Es ist wohl das erste
und größte Industriemuseum in
Deutschland.

Die zum Münsterland zählende
Stadt Bocholt gehörte einst zu
den wichtigsten Standorten der
westfälischen und deutschen Tex-
tilindustrie. In seiner Blütezeit
beschäftigte die Branche bis zu
10000 Menschen. Als der Struk-
turwandel einsetzte, eröffnete der
Landschaftsverband 1984 am Bo -
cholter Aasee das Textilmuseum.
Eine Fabrik stand damals aller-
dings nicht zur Verfügung – also
wurde eigens eine Weberei nach
historischem Vorbild aufgebaut.

In einem Maschinenhaus  ar -
beitet eine große, zweizylindrige
Dampfmaschine aus dem Jahr
1917, die das Herz der Weberei ist.
Im großen Saal sind die Webstüh-
le tätig. Hier kann der Besucher
den Webvorgang nachvollziehen,

der mit jedem sogenannten
Schuss „wächst“.

Das Arbeiterhaus hat Schlafräu-
me, eine gute Stube und Vorrats-
keller. In der engen Wohnküche
soll der Alltag nach der Schicht in
der Fabrik lebendig werden. An
Hörstationen erzählen Zeitzeugen
vom Waschen, Kochen und der
Arbeit im Garten hinter dem
Haus. Draußen im Gemüsegarten
wachsen auch heute noch Kohl
und Kartoffeln, während Hühner
nach Futter picken.

In der Spinnerei Herding haben
sich in früheren Tagen über
20000 Spindeln gedreht. Heute
als Forum für Textilkultur genutzt,
sind in dem Gebäude, das sich
nicht auf dem eigentlichen Mu -
seumsgelände, sondern in einem
eigenständigen Komplex ganz in
der Nähe befindet, Sonderausstel-
lungen zu sehen.

Ein umfangreiches museumspä-
dagogisches Angebot für Kinder,
Jugendliche und andere Perso-
nengruppen sorgt dafür, dass sich
hier viele Familien und Schulklas-
sen einfinden. Doch auch als
individueller Besucher taucht
man hier in eine (Industrie-)Ge -
schichte ein, die zwar noch nicht
allzu lange her ist, trotzdem aber
schon irgendwie fremd geworden
ist. Gut, dass sie hier aufbewahrt
wird. Andreas Rüdig

www.lwl.org/industriemuseum

Alte Webkunst im Textilwerk
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Reiseführer gibt es mittlerweile
zuhauf für fast jedes Land der

Welt. Diese enthalten meist nur
die immer gleichen Hinweise und
angeblichen „Geheimtipps.“
Wirkliche Kuriositäten bleiben
dagegen unerwähnt – hier ist der
Reisende nach wie vor auf eigene
Recherchen oder Mund-zu-
Mund-Propaganda angewiesen. 
Diesem Manko versuchen die

US-Journalisten Joshua Foer, Dy-
lan Thuras und Ella Morton seit
Jahren abzuhelfen, indem sie un-
ermüdlich Informationen über
Örtlichkeiten zusammentragen,
welche definitiv bestaunenswert,
aber keine allgemein bekannten
Touristenattraktionen sind. Auf
der Grundlage ihrer Nachfor-
schungen können sie jetzt ein um-
fangreiches Kompendium namens
„Atlas Obscura“ vorlegen, wel-
ches 700 Merkwürdigkeiten in al-
ler Welt beschreibt.
Das Buch ist systematisch nach

Kontinenten beziehungsweise Re-
gionen gegliedert und mit hilfrei-
chen Karten sowie Hinweisen zu
der oft komplizierten Anreise ver-
sehen. Bei der Lektüre des Ban-
des dürfte selbst ein erfahrener
Globetrotter auf zahllose poten-
zielle Reiseziele stoßen, von de-
nen er noch nie gehört hat: der
Garten voll seltener Giftpflanzen
in Alwick an der englisch-schotti-
schen Grenze, das
S ch n a r c h -Mu -
seum im nieder-
sächsischen Al-
feld, die riesige an-
tike Müllhalde na-
mens Monte Te-
staccio in Rom, di-
verse skurril-bru-
talistische kommu-
nistische Monu-
mente auf dem
Balkan wie das bei
der bosnischen
Ortschaft Tjentiš-
te, das einzigartige
Denkmal für die
170 Opfer eines

Flugzeugabsturzes in der Wüste
bei Ténéré im Niger, der düstere
Schiffsfriedhof von Chittagong in
Bangladesch, das bei missglück-
ten Erdölbohrungen zur Sowjet-
zeit entstandene „Tor zur Hölle“
in Turkmenistan, der Bierfla-
schentempel von Si Saket in Thai-
land, die Feuerwache Nr. 6 im
amerikanischen Livermore, in der
eine Glühbirne nun schon seit
1901 ohne Unterlass brennt, die
faszinierenden Wohnhöhlen des
Künstlers Ra Paulette in New Me-
xiko, die Leichenfarm des FBI in
Knoxville, wo Forensiker den suk-
zessiven Zerfall echter mensch-
licher Körper studieren, das Mu-
seum der schlechten Kunst in
Boston, das neun von zehn einge-
reichten Werken als „zu gut“ ab-
lehnen muss, die letzte noch
funktionsfähige Grasbrücke der
Inka im Apurimac-Canyon in Pe-
ru sowie die „Blutenden Wasser-
fälle“ am Taylor-Gletscher in der
Antarktis.
Natürlich wird es den wenig-

sten Menschen vergönnt sein, alle
diese Örtlichkeiten aufzusuchen
und in persönlichen Augenschein
zu nehmen. Trotzdem ist die Lek-
türe des „Atlas Obscura“ ein Ge-
winn für jeden, der sein Bild von
der Welt erweitern und differen-
zieren möchte.

Wolfgang Kaufmann

Vor 70 Jahren, am 28. Juni
1948,  begann die von vie-
len damaligen Zeitgenos-

sen für überhaupt nicht durch-
führbar gehaltene Luftbrücke.
Zu jener Zeit war Groß-Berlin

bereits eine politisch geteilte
Stadt. Ost-Berlin, die spätere
„Hauptstadt der DDR“, war der
sowjetische Teil, in den drei
Westsektoren hatten die USA,
Großbritannien und Frankreich
die politische Verantwortung.
Ganz Berlin war umgeben von
der sowjetischen Besatzungszone
Deutschlands, sodass West-Ber-
lin wie eine Insel im kommuni-
stischen Machtbereich lag. Bis
zum 13. August 1961 herrschte
Freizügigkeit für die Deutschen
zwischen den politischen Ein-
flussgebieten. traum also noch
nicht 
Diese Grundkenntnisse sind

wichtig für das Verständnis des
Buches. Es ist keine Sammlung
persönlicher Erlebnisberichte
von Berlinern aus allen Teilen
der Stadt, die als Zeitzeugen die
Luftbrücke unmittelbar erlebt
hatten. In dieser Arbeit geht es
vielmehr um Rezeption und Be-
wertung eines bisher einmaligen
Ereignisses aus zeitlichem Ab-
stand. Alle 20 Autoren sind nach
1949 geboren. Deutsche, Franzo-
sen, US-Amerikaner und Polen,
überwiegend Historiker, Journa-
listen, Kulturwissenschaftler, be-
arbeiten ihre Themen aus unter-
schiedlichen Perspektiven. So
wird das Thema Luftbrücke in
den USA, Großbritannien, Frank-
reich und Polen behandelt. Selt-
samerweise fehlt ein eigener Bei-

trag über das Echo in der Sowjet-
union und in Ost-Berlin und der
Ostzone. 
Für Polen stand die Anerken-

nung der Oder-Neiße-Linie als
endgültige Westgrenze ganz ein-
deutig im Vordergrund des politi-
schen Interesses, die Blockade
von West-Berlin wurde in den
Medien kaum thematisiert. Brei-
ten Raum nimmt die Berliner
Luftbrücke aus politischer und
historischer Perspektive ein, wo-
bei hier persönliche Erinnerun-
gen von Zeitzeugen einbezogen

werden (Rosinenbomber). Die
Luftbrücke war aber auch Thema
von Mode, Film und Wochen-
schau, die Zeit der heute gängi-
gen Medien begann bekanntlich
viel später. 
Interessante Beiträge beschäfti-

gen sich mit dem Streit um das
Luftbrückendenkmal für Berlin
1949 bis 1951 und dem Flugplatz
Berlin-Gatow. Dieser war in den
ersten Monaten der Blockade der
wichtigste Flughafen für die Alli-
ierten. Der neu erbaute Flugplatz
Tegel wurde erst Ende 1948 für
Gütertransporte eröffnet. Tempel-
hof wird aber seit je mit der Luft-
brücke assoziiert. Zu damaliger
Zeit war das heutige und zukünf-
tige Schicksal dieser drei Berliner
Flughäfen nicht abzusehen: Ga-
tow ist heute Luftwaffenmuseum
der Bundeswehr, Tempelhof ist

seit geraumer Zeit als Flugplatz
entwidmet und Tegel soll nach
Fertigstellung des BER geschlos-
sen werden. Das letzte Wort
scheint aber noch nicht gespro-
chen zu sein. 
Bis heute verbinden viele Men-

schen nicht nur in Berlin und in
den Beiträgen des Buches zwei
Persönlichkeiten mit der Luft-
brücke: Ernst Reuter, damaliger
Bürgermeister von Berlin, aller-
dings nur mit „Geltungsbereich“
West-Berlin, sowie der US-ameri-
kanische Militärgouverneur Ge-
neral Lucius D. Clay, auch Vater
der Luftbrücke genannt. Er ist bis
heute in der Stadt populär. Als
bemerkenswert wird die mentale
Einstellung der West-Berliner Be-
völkerung während der Blockade
geschildert. Aus den Besatzungs-
mächten USA, England und
Frankreich wurden Schutzmächte
und schließlich auch befreundete
Staaten. Diese Sympathien sind
bis heute spürbar. Jedwede Er-
innerungen an die Bombardie-
rungen bis zum Ende des Krieges
1945 spielten
durch die Erfah-
rungen der Luft-
brücke bei den
Menschen kaum
noch eine Rolle. 
Etwas kurz gera-

ten ist der Aspekt
von der Freizügig-
keit der Deutschen
zwischen Ost und
West nicht nur
innerhalb Berlins,
sondern auch in
die Ostzone. Her-
ausragend war da-

bei die ablehnende Haltung der
großen Mehrheit der West-Berli-
ner, gegenüber jeglichen Ange-
boten, in Ost-Berlin Lebensmittel
einzukaufen. Es wurde ein frei-
williger Boykott. Allen Autoren
wird bescheinigt, dass sie ihre
Themen  aufgrund gründlicher
Recherchen und unter Berük-
ksichtigung des neuesten For-
schungsstandes bearbeitet haben. 
Es ist kein oberflächliches

Werk, dem Leser wird viel an
aspektreichen Informationen an-
geboten, das Buch ist für alle Ge-
nerationen zu empfehlen, die an
deutscher, europäischer und
internationaler Geschichte inter-
essiert sind. Die Berliner Luft-
brücke ist allerdings mehr als ein
Erinnerungsort des Kalten Krie-
ges, das Ereignis reiht sich ein in
die Geschichte des Widerstands
von Bürgern gegen die kommuni-
stische Zwangsherrschaft – 17. Ju-
ni 1953 in Ost-Berlin und in der
DDR, in Polen, Ungarn und der
CSSR und schließlich die „Wen-
de“ 1989/90. Karlheinz Lau

Die meisten Veröffentlichun-
gen über die deutsche Ko-
lonialgeschichte malen

diese in sehr schwarzen Farben:
ausländische, um von den eigenen
„Leichen im Keller“ abzulenken,
inländische aus Gründen einer
politisch korrekten „Vergangen-
heitsbewältigung“. Das gilt insbe-
sondere für Bücher über Deutsch-
Südwestafrika, heute Namibia, wo
zwischen 1904 und 1908 der „Völ-
kermord“ an den Herero und Na-
ma stattgefunden haben soll. Es
fehlen also in erheblichem Maße
brauchbare Informationen über
die tatsächlichen Verhältnisse in
den deutschen Kolonien. 
Vor diesem Hintergrund sind

sachlich gehaltene Publikationen
zur Thematik ganz besonders zu
begrüßen. Hierzu zählen die bei-
den Publikationen „Die kaiser-
lichen Schutztruppen“ und „Die
Oberhäuptlinge des Hererovolkes“
aus der Feder des Afrika-Kenners
und PAZ-Autors Wolfgang Reith.
Das erstgenannte Werk befasst

sich mit der Kolonialarmee des
wilhelminischen Kaiserreiches,
welche übrigens nur in Deutsch-
Ostafrika, Deutsch-Südwestafrika
und Kamerun zum Einsatz kam.
Denn in Togo, Deutsch-Neuguinea
und Deutsch-Samoa sowie im Ma-
rinestützpunkt Kiautschou in Chi-
na standen nur Kontingente der
Polizei. Reith schildert die Entwik-
klung der Schutztruppe von den
frühesten Anfängen im Jahre 1889
bis zur Auflösung in den Wirren
zum Ende des Ersten Weltkriegs. 
Dabei liegt ein ganz wesent-

licher Schwerpunkt der Darstel-
lung auf der Organisation der Hei-
matbehörde der kaiserlichen
Schutztruppen in Berlin, was in-

sofern nützlich ist, als hierüber
bisher kaum etwas geschrieben
wurde. Gleichzeitig verzichtet
Reith auf eine Darstellung der
konkreten militärischen Aktivitä-
ten oder Kampfeinsätze der
Schutztruppe während der ver-
schiedenen Aufstände in den Ko-
lonien sowie dann später im Krieg
mit Großbritannien. Der Textteil
erstreckt sich bis zur Seite 66, da-
nach listet der Band die Stellenbe-
setzungen in der Kommandobe-
hörde in Berlin sowie den drei
Schutzgebieten auf, nennt also
chronologisch alle zuständigen
Staatssekretäre im Reichskolonial-
und im Auswärtigen Amt sowie
die jeweiligen Oberkommandie-
renden und Stabsoffiziere. Dem
folgen diverse Kurzbiografien der
wichtigsten Protagonisten – für
kolonial- und militärhistorisch
Interessierte definitiv eine Fund-
grube voller höchst wertvoller De-
tails.
Die zweite Publikation Reiths

informiert anhand der Biografien
seiner Anführer über die Ge-
schichte des Volkes der Herero,

das sich erst im 19. Jahrhundert
aus der Knechtschaft der Nama
befreien konnte – und zwar mit
deutscher Hilfe. Das heißt, die
Herero vermochten es überhaupt
nur aufgrund der Rückendeckung
durch die Kolonialmacht, zu ei-
nem Machtfaktor in Deutsch-
Südwestafrika aufzusteigen. Inso-
fern war der Aufstand von 1904
alles andere als berechtigt, son-
dern sehr viel eher bloß das Re-
sultat der persönlichen Geltungs-
sucht des damaligen Oberhäupt-
lings Samuel Maharero.
Jedenfalls führte die militäri-

sche Niederschlagung der Revol-
te durch die Schutztruppe zu
keiner andauernden Entfrem-
dung zwischen den Herero und
der deutschen Seite. Deshalb re-
dete auch lange Zeit niemand
von „Völkermord“ und Repara-
tionen deswegen, bis dann ab et-
wa 2003 – das schildert Reith
sehr detailliert und kenntnis-
reich – interne Querelen zwi-
schen den verschiedenen Her-
ero-Fraktionen, deren Anführer
sich krampfhaft zu profilieren

versuchten, zu immer lauteren
Forderungen an die Adresse der
Bundesrepublik führten. Anson-
sten gab es freilich gleicherma-
ßen Vertreter der deutschen Sei-
te, die im Interesse solch kon-
frontativ auftretender Herero-
Oberhäuptlinge wie Kuaima Ri-
ruako und Vekuii Rukoro Stim-
mung machten und den Konflikt
zwischen Deutschland und dem
afrikanischen Volk anheizten.
Dazu zählten laut Reith linke Hi-
storiker, insbesondere solche der
Universität Bremen, Politiker
von SPD, Linken und Grünen so-
wie um die Pflege des nationalen
Schuldkultes bemühte evangeli-
sche Pfarrer. Außerdem verweist
der Autor auf die fatale Rolle
deutscher und amerikanischer
„Opferanwälte“, welche sich von
den Klagen der Herero satte Ho-
norare versprachen. 
Zum Schluss drückt Reith sei-

ne Hoffnung aus, dass die Herero
trotz allem bald wieder zur Ei-
nigkeit und damit auch Vernunft
zurückfinden. 

Wolfgang Kaufmann

Ähnliches wird durch Ähnli-
ches geheilt“ ist der Grund-

satz der Homöopathie. Dieses von
dem Arzt Samuel Hahnemann
(1755–1843) ins Leben gerufene
Prinzip besagt, dass zur Behand-
lung von Krankheiten in hoher
Verdünnung Medikamente einge-
setzt werden, die bei Gesunden in
höheren Dosierungen ein ähnli-
ches Krankheitsbild erzeugen. 
Der jüdische Arzt und Schrift-

steller Martin Gumpert (1897–
1955) hat der umstrittenen Persön-
lichkeit eine lesenswerte Biografie
gewidmet, „Samuel Hahnemann.
Rebellischer Arzt und Begründer
der Homöopathie“. Der erweiter-
ten Neuauflage ist ein umfangrei-
ches Nachwort des Mediziners so-
wie Mitherausgebers der „Zeit-
schrift für Klassische Homöopa-
thie“ (ZKH) und des Lehrbuchs
der Homöopathie, Andreas Wege-
ner, hinzugefügt worden. Dieser
beschreibt darin „Das Erbe Hahne-
manns – Grundlagen und Praxis
der Homöopathie“. 
Der Autor Gumpert, aus einer

großbürgerlich-liberalen Familie
stammend, entschied sich wegen
zunehmender Repressionen des
NS-Regimes, Deutschland 1936
den Rücken zu kehren. Er emi-
grierte nach New York und traf
sich dort auch mit anderen Exil-
Autoren. Eine Freundschaft ent-
stand mit Thomas Mann. Mit sei-
nem literarisch wertvollen Werk
über Hahne-
manns Leben,
Werk und Wir-
ken kann man
sich für eine
Weile zurük-
kziehen, um
sich in die Welt
des 18. Jahr-
hunderts und
zu den An-
s chauungen
der damaligen
Medizin ent-
führen zu las-
sen. 
Hahnemann

war unzufrie-

den mit der Medizin seiner Zeit.
Er suchte nach neuen Wegen, um
sich von den gängigen Methoden
abwenden zu können. Bei der Ein-
nahme von Chinarinde bemerkte
er, dass dieses Heilmittel gegen
Fieber in seinem gesunden Körper
fieberähnliche Symptome auslö-
ste. Die daraus abgeleitete Idee,
dass man Gleiches mit Gleichem
heilen könne, hielt er in seinem
großen Werk „Organon“ fest. 
Doch seine Mitmenschen lehn-

ten seine revolutionären Ideen ab.
Ein unstetes Leben folgte, in dem
der Arzt ruhelos von Ort zu Ort
zog, mit seiner Familie, Frau und
elf Kindern, immer wieder umsie-
delte. Wie er schließlich in Paris
landete und dort auch starb, wird
anschaulich, mitreißend und wort-
gewaltig beschrieben. 
Am Ende folgt mit dem Nach-

wort Wegeners der Sprung in die
Gegenwart. Vielleicht so, als wenn
im Kino nach dem Film das Licht
wieder angeht. Jetzt hat man die
Möglichkeit, sich aus heutiger
Sicht mit den Theorien dieses
weitblickenden Menschen zu be-
fassen. Wegener erklärt anschau-
lich die Hintergründe dieser Heil-
methode. 
Ein lesenswertes Werk für alle,

die sich für ein Heilgesetz interes-
sieren, das sich, so Wegener, gegen
„den Alleinvertretungsanspruch
eines kausal-mechanistischen
Weltbildes“ erhebt. S. Friedrich

BÜCHER IM GESPRÄCH

Als Berlin Insel im kommunistischen Machtbereich war 700 Merkwürdigkeiten

Erfolg der Homöopathie

Wahrheiten über die deutsche Kolonialgeschichte

Corine Derfrance/
Bettina Greiner/
Ulrich Pfeil (Hg.):
„Die Berliner Luft-
brücke. Erinne-
rungsort des Kal-
ten Krieges“, C.H.
Links Verlag, Ber-
lin  2018, gebun-
den, 360 Seiten,
24,99 Euro

Joshua Foer/Dy-
lan Thuras/Ella
Morton: „Atlas
Obscura. Ent-
deckungsreisen
zu den verborge-
nen Wundern
der Welt“, Mo-
saik Verlag,
München 2017,
480 Seiten, ge-
bunden, 34 Euro

Martin Gumpert:
„Samuel Hahne-
mann. Rebellischer
Arzt und Begrün-
der der Homöopa-
thie“, Südverlag,
Konstanz 2018, ge-
bunden, 272 Sei-
ten, 18 Euro

Wolfgang Reith: „Die
Oberhäuptlinge des
Hererovolkes. Von
den Anfängen bis
zum ungelösten
Streit der Gegen-
wart“, Verlag Brevi
Manu, Windhoek
2017, broschiert,
119 Seiten, 20 Euro

Wolfgang Reith: „Die
kaiserlichen Schutz-
truppen. Deutsch-
lands Kolonialarmee
1889–1919“, Glanz &
Gloria Verlag, Klein
Windhoek 2017, bro-
schiert, 124 Seiten,
zirka 20 Euro

20 Autoren über
die Luftbrücke
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Das Endspiel abgepfiffen
Warum Seehofers Harakiri scheiterte, Mali für eine Deponie gut ist und Boko Haram prima

Wachpersonal bietet / Der satirische Wochenrückblick mit KLAUS J. GROTH

Er war gekommen, um zu
bleiben. Nein, nicht der
Horst Seehofer. Der hat ein

Bleiberecht, und das hat er ge-
nutzt. Der ehemalige Leibwächter
von Osama bin Laden hat kein
Bleiberecht, aber er bleibt mit Frau
und Kindern ebenfalls. Seit Jahren
schon. Nachdem das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge das
Abschiebeverbot des Gefährders
kürzlich aufgehoben hatte, ist er
dennoch geblieben. Weil er wieder
einmal klagt. So viel zu Wunsch
und Wirklichkeit im Asylstreit.
Diese Lücke wird wohl auch noch
klaffen, wenn die bereits vor drei
Jahren vereinbarten Transitzen-
tren stehen, die jetzt Angela Mer-
kel und Horst Seehofer als Kom-
promiss ausbuddelten. 
Nochmal nein, das Kuddelmud-

del zwischen Berlin und München
war nicht das Endspiel. Noch
nicht. Was die Löw-Elf nicht ge-
schafft hat (darauf kommen wir
später, wenn die Randereignisse
der Vorwoche kurz betrachtet wer-
den), das schaffte die Merkel-Elf
gegen die Seehofer-Elf locker: die
totale Zerlegung des Gegners. Spä-
testens seit die Kanzlerin sehr
nachdrücklich und wiederholt auf
ihre Richtlinienkompetenz ver-
wiesen hatte, war klar, dass das
nicht ohne Antwort bleiben konn-
te. Aber gleich so ein Harakiri? Da
bekam selbst Horst Seehofer
Angst vor der eigenen Courage.
Gerade noch rechtzeitig zum Ende
der „denkwürdigen“ Sendung
„Anne Will“ ließ er durchsickern,
er schmeiße der Kanzlerin den
Bettel vor die Füße, um dann noch
einmal den Drehhofer zu machen:
Er kam nach Berlin, um dort zu
bleiben.
Kurz zuvor war die Kanzlerin

hoch beglückt von dem EU-Not-
gipfel heimgekehrt. Da werde sich
der Seehofer, Horst, aber freuen.
Was sie mitbringe, das sei mehr als
wirkungsgleich zu den Wünschen
des Seehofer, Horst. Doch auch ei-
ne Kanzlerin kann sich erstaunli-
cherweise mal irren. Er freute sich
nämlich gar nicht, der Seehofer,
Horst. Trotzig mäkelte er, was die
Merkel da anbiete, das sei „kein
wirkungsgleiches Surrogat“. Kein
was? Na eben ein Surrogat, ein
minderwertiger Ersatzstoff. Nicht
einmal das.
Wo er recht hat, da hat er recht.

Was an Absichtserklärungen und

Versprechungen offeriert wurde,
beträfe allenfalls eine fernere Zu-
kunft, vorausgesetzt, es bliebe
nicht bei Absichtserklärungen.
Das allerdings wäre nach hinläng-
lichen Erfahrungen ziemlich
wahrscheinlich. Und warum sollte
man eine Sache einfach machen,
wenn es auch kompliziert geht?
Von heute auf morgen marschierte
auch Seehofers Grenzpatrouille
nicht, aber etwas mehr Aussicht
auf Realisierung als ein Sammella-
ger in Mali hätte sie schon. Ähn-
lich unrealistisch dürften die Ab-
kommen über die Rücknahme von
Immigranten durch die europäi-
schen Partner sein. Volltönend
hatte die Kanzlerin dies als ihren
Erfolg beim EU-
Gipfel verkauft.
Erst als die Vise-
grád-Staaten hef-
tig protestierten,
mit ihnen sei
überhaupt nicht
verhandelt wor-
den, das sei „der
übliche politi-
sche Bluff“, ru-
derte Merkel zurück, es sei um po-
litische Absprachen gegangen. Mit
anderen Worten: um Muster ohne
Wert. Aber wer wird denn da
kleinlich sein? Muss man nicht
einfach ein bisschen mehr Ver-
trauen haben und über den Din-
gen stehen? So wie Hessens Mini-
sterpräsident Volker Bouffier. Der
mahnt, den „bemerkenswerten Er-
folg“ des EU-Gipfels nicht zu zer-
reden, sich „nicht in alle Details zu
verkämpfen“. So zeigt sich wahre
Größe, wenn es auf das Kleinge-
druckte nicht ankommt. Vielleicht
sollte Volker Bouffier einmal die
auch von seinem Bundesland mit-
finanzierte Verbraucherberatung
aufsuchen. Dort kann man ihm er-
klären, warum das Wichtigste häu-
fig gerne im Kleingedruckten ver-
steckt wird. Was bleibt dann noch
von dem Gipfel außer Schauerge-
schichten? Was dort beredet wur-
de, durfte vor zwei Jahren nicht
einmal gedacht werden. Jetzt wird
es als Erfolg hochgejubelt. Verges-
sen die Zeit der Flüchtlings-Sel-
fies. Vergessen das Willkommens-
spalier an der Bahnsteigkante.
Vergessen die verantwortungsbe-
wusst geführte Diskussion, ob
Menschenfischer nicht den Drang
aufs Mittelmeer förderten. Die
wurde abgewürgt. Menschenver-

achtend sei es, so etwas nur zu
denken. Wenn die Bremse nicht
rechtzeitig gezogen wird, bleibt
nur die Notbremse. Auf die hat
niemand mehr Einfluss. Sie ist
brutal. Sie ist heftig. Egal, Hauptsa-
che, sie wirkt. 
Es ist schon eine besondere Be-

gabung notwendig, von diesem
EU-Gipfel mit der Feststellung „Al-
les gut“ heimzukehren. Darunter
fallen Fernziele wie Sammellager
in Nordafrika, aus unseliger Ver-
gangenheit auch bekannt als Inter-
nierungslager. Darunter fallen
„kontrollierte Zentren“, die Mi-
granten vor Abschluss ihres Ver-
fahrens nicht verlassen dürfen.
Darunter fallen „regionale Aus-

schiffungsplatt-
formen“ irgend-
wo im Nie-
mandsland. Lau-
ter Lügen, die
nicht notwendig
gewesen wären,
hätten sich die
p o l i t i s c h e n
Wo r t f ü h r e r
rechtzeitig zur

Wahrheit bekannt.
Jetzt werden die Entsorgungs-

plätze für die Fracht aus dem
Mittelmeer verzweifelt gesucht.
Kaum jemand schämt sich mehr,
die abenteuerlichsten Deponien
vorzuschlagen. Marokko wäre
fein, will aber nicht. Geht auch
nicht, weil Marokko was gegen
Schwule hat, unvorstellbar, was
dort passieren könnte. Gegen Tu-
nesien wäre auch nichts einzu-
wenden, obgleich nach Tunesien
bekanntlich nicht einmal ein frü-
herer Leibwächter von Osama bin
Laden ausgewiesen werden kann.
Macht nichts. Wir haben ja noch
Libyen. Das ist eine besonders
empfehlenswerte Adresse. Ach,
Afrika ist groß. Mali sollte man
sich auch mal anschauen. Oder
Nigeria. Oder Sudan. Merkwürdi-
gerweise ist die Demokratische
Republik Kongo noch nicht im Ge-
spräch. Deren Kindersoldaten gel-
ten als besonders empfindsam.
Man könnte bei der Kooperation
mit diesen Staaten doch eine Win-
Win-Situation herstellen. Wenn
die Ursachen der Migration vor
Ort bekämpft werden sollen, wenn
den Menschen eine Perspektive
geboten werden soll, dann wären
solche Lager doch das Ei des Co-
lumbus. Dem geschulten Wachper-

sonal des Boko Harams böte sich
endlich eine gesicherte Zukunft,
vielleicht mit Rentenanspruch.
Auch vom Islamischen Staat sind
einige gerade auf Jobsuche. Hier
könnte man auch helfen. Im Sinne
der Menschenrechte. 
Glücklicherweise hatte die 

Woche noch andere Überraschun-
gen parat. Aber schön waren die
auch nicht. Die Löw-Elf reiste als
Weltmeister an und landete als
Bettvorleger. Immerhin, beim Fuß-
ball ist die Sache klar, ein Tor ist
ein Tor. Na ja, meistens. Auch nach
mehr als 50 Jahren ist für man-
chen noch nicht zweifelsfrei ge-
klärt, ob 1966 beim Weltmeister-
schafts-Endspiel Deutschland ge-
gen England der Ball im Tor war
oder nicht. Deutschland verlor das
Spiel, hatte aber anschließend ei-
ne tröstliche Legende: Ohne die
falsche Entscheidung des sowjeti-
schen Linienrichters wäre das
Spiel vermutlich nicht verloren
gewesen. Daraus lassen sich feine
Verschwörungstheorien spinnen.
Der Löw-Elf, die in Kasan schon
aus der Vorrunde flog, stand so ei-
ne feine Erklärung für ihr Versa-
gen leider nicht zur Verfügung. Es
stand überhaupt keine Erklärung
zur Verfügung. Nur allgemeine
Sprachlosigkeit. Verbal das gleiche
Unvermögen wie beim Spiel zwi-
schen den Toren. Es war ja nicht
einmal der Torwart im Tor, ge-
schweige denn der Ball im gegne-
rischen Tor. Der Torwart stand am
Ende in einem Akt der Verzweif-
lung an der Mittellinie. Dort fängt
man keine Bälle. Nun ist der Er-
klärungsnotstand groß. Wer will
schon eingestehen, dass der Erdo-
gan uns diese WM vermasselt hat?
Wie, der hat nicht mitgespielt?
Und wie der mitgespielt hat. Seit
er sich von Özil und Gündogan
hofieren ließ, spielt er mit. Da
konnten der Deutsche Fußball-
bund und der Bundestrainer noch
so sehr die Methode „Schwamm
drüber“ bemühen, solch eine Ent-
gleisung wirkt langsam, aber nach-
haltig. So etwas trägt Spannungen
und miese Stimmung in die Mann-
schaft. Von wegen „elf Freunde
müsst ihr sein“. Es ist lange her,
dass ein solcher Satz eine deut-
sche Mannschaft formte. Aber elf
Millionäre in naiver Freundschaft
vereint? Da ist schon eher an das
Tor von Wembley zu glauben, das
vielleicht doch keines war.

Im Gegensatz zur
Löw-Elf gelang 

der Merkel-Elf die 
totale Zerlegung 
des Gegners

ZUR PERSON

Trumps liebster
Mexikaner 

US-Präsident Donald Trump
hatte mit den Mexikanern

zuletzt nichts als Ärger. Die Fami-
lientrennungen, die er bei illega-
len Einwanderern durchsetzen
ließ, führten zu einem emotiona-
len Protestschrei im Land. Da
wird es entweder Zeit, dass der
Zaun an der mexikanischen Gren-
ze endlich fertig wird oder dass
ein mexikanischer Politiker
kommt, der dafür sorgt, dass nicht
noch mehr Mexikaner durch die
Grenze schlüpfen.
Mit Andrés Manuel López Ob-

rador, den die Mexikaner jetzt zu
ihrem neuen Präsidenten gewählt
haben, schöpfen alle neue Hoff-
nung. Sogar Trump, und dass, ob-
wohl AMLO, wie man Obrador in
der Kurzform nennt, ein Linker ist
– oder besser Linksnationalist.
Denn der frühere Bürgermeister
von Mexiko-Stadt, der 1989 die
linke Partei der Demokratischen
Revolution mitgründete, ist gegen
Freihandel und für weniger Im-
port aus dem Ausland.
In Obradors „Mexiko first“ er-

blickt Trump so etwas wie einen
Seelenverwandten. Er twitterte
dann auch prompt, er freue sich,
mit dem neuen Präsidenten zu-
sammenzuarbeiten: „Es gibt viel
zu tun, wovon die USA und Mexi-
ko profitieren werden.“
Trump wird den 64-jährigen

Obrador gerne bei der Bekämp-
fung von Drogenkriminalität
unterstützen. Die mexikanische
Grenze ist das Haupteinfallstor
von Drogen in die USA. Für die-

ses Jahr schätzt
man in Mexiko
32000 Morde,
vor vier Jahren
waren es halb
so viele. Und
seit September
wurden 132 Po-

litiker getötet. Diese Gewaltorgie
unter dem abgewählten Präsiden-
ten Enrique Peña Nieto , die Kor-
ruption und die Tatsache, dass
fast die Hälfte der 125 Millionen
Mexikaner in Armut lebt, locken
viele in das gelobte Land USA.
Das will Obrador zu Trumps Freu-
de stoppen.
Als Bürgermeister von Mexiko-

Stadt von 2000 bis 2005 hatte sich
Obrador einen Ruf als Helfer für
die Armen erworben. Bei zwei
Präsidentschaftswahlen half ihm
das als Kandidat nichts, denn er
kann mit Reden die Massen kaum
begeistern. Dann gründete er
2014 die gemäßigt auftretende
linke Sammlungsbewegung More-
na, die sich mit ihm als starken
Mann der Mitte zuwandte – und
schon waren aller guten Wahl-
Dinge drei. Vom 1. Dezember an,
wenn er sein Präsidentschaftsamt
antritt, kann er Trumps bester
Freund werden. H. Tews

Malte Pieper, ARD-Korrespon-
dent in Brüssel, fordert Bundes-
kanzlerin Angela Merkel in einem
Kommentar für die „Tagesschau“
(25. Juni) auf eine für einen Mitar-
beiter des Staatsrundfunks unge-
wöhnlich deutliche Weise zum
Rücktritt auf: 

Ihr Name ist in vielen Ländern
Europas zu einem ‚Nicht-Namen‘
geworden, bei dem schlechte
Stimmung garantiert ist, sobald
man ihn ausspricht. Wie konnte
es so weit kommen? Im Grunde
genommen ist die Sache einfach:
Sie liegt im Politikstil Angela
Merkels begründet. Dem von Tei-
len ihrer Anhängerschaft frene-
tisch gefeierten ‚Pragmatismus‘,
mit dem sie an die Probleme her-
angeht. Bei unklaren Situationen,
bei Nebel, schaltet Merkel seit eh
und je einfach die Nebelschein-
werfer ein. Sie fährt auf Sicht und
hofft, dass der Wind das Problem
schon löst. Bei dichtem Nebel,
wie hier bei der Flüchtlingskrise,
nützt das Vorantasten aber nichts,
man kommt höchstens vom Weg
ab, weil man nichts sieht, und ist
dann verloren. … Merkel hinter-
ließ also verbrannte Erde, wohin
man schaut. … Geschätzte Angela
Merkel, nach fast 13 Jahren Kanz-
lerschaft gibt es auf europäischer
Ebene für Sie, außer spürbarer
Abneigung, nichts mehr zu ge-
winnen. Das haben alle Treffen
der letzten Monate gezeigt. Helfen
Sie deshalb mit, den scheinbar
unabwendbaren Trend nach euro-
päischer Spaltung statt Einigung
endlich aufzuhalten! Räumen Sie
das Kanzleramt für einen Nach-
folger, dessen Name nicht so bela-
stet ist, wie es der Ihre ist.“

Der Hamburger Verleger Wolf-
gang E. Buss kritisiert im Ham-
burger „Alstertal Magazin“ die
mangelnde Funktionsfähigkeit
der Demokratie in Deutschland:

Als Journalisten sollen wir der-
zeit bevorzugt über die AfD, über
Trump, Putin und die Siedlungs-
politik der Regierung Netanjahu
herziehen. Was auch brav befolgt
wird. Das einfache Volk soll Gut
und Böse zuordnen können. Nicht
erwünscht: Schmiergeldzahlun-
gen, links-indoktrinierte Gewalt-
täter, eine Kanzlerin, die plötzlich
Staatsgrenzen öffnet, ein lügender
Olaf Scholz, wirr-kriminelle Füh-
rungskräfte im Bamf scharf zu
verurteilen. Das wird als Nestbe-
schmutzung verstanden und ger-
ne unterdrückt. ... Und wieder
schießen mir diverse Sonntagsre-
den in den Sinn, in denen bei-
spielsweise ein gewisser Norbert
Lammert, exzellent ausgebildet in
Demagogie, vor 100 ,wichtigen‘
Hamburgern eben diese Demo-
kratie hochjubelte. Mit genau je-
nen plumpen Tricks: Zweiter
Weltkrieg, Hitler-Faschismus,
autoritäre Despoten und Diktatu-
ren seien die Alternative! Ge-
dankt mit Standing Ovations! 

Die Philosophin und „Mee-
Too“-Gegnerin Svenja Flaßpöhler
beklagt im „Spiegel“ (30. Juni),
dass sich Frauen in der aktuellen
Kampagne gegen sexuelle Belästi-
gung nicht selbstkritisch sehen.
Es herrsche stattdessen eine
„Vergeltungslogik“: 

„Da wird in Kauf genommen,
dass es auch mal den Falschen er-
wischt, dass die Karriere von je-
mandem zerstört wird, der sich
nichts hat zuschulden kommen
lassen. Die Botschaft lautet: Män-
ner, haltet euch zurück! Und
wenn ihr nicht aufpasst, werdet
ihr ruiniert. Für mich ist das eine
männliche Politik der Abschrek-
kung ... Ich finde, da müssen Frau-
en anders, weitsichtiger handeln.
Es muss uns gelingen, zu einem
Miteinander zu kommen, das den
Unterschieden zwischen den Ge-
schlechtern Rechnung trägt.“

Berlin – Die Betrugsfälle beim
Kindergeld nehmen zu. „In den
letzten Jahren war im Rahmen
von Überprüfungen und Stich-
proben ein Anstieg des Miss-
brauchs in organisierter Form zu
beobachten“, gab die Bundesre-
gierung auf Nachfrage der AfD-
Fraktion zu, die sich nach dem
Missbrauch von Kindergeldzah-
lungen an EU-Ausländer erkun-
digt hatte. Als Gegenmaßnahme
sei ein verbesserter Informations-
austausch zwischen Meldebehör-
den und Familienkassen angeord-
net worden. Wie hoch der Scha-
den durch den Kindergeldbetrug
ist, weiß die Regierung nicht. tws

Mehr Betrug
beim Kindergeld
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